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1 Einleitung 
 
Die Rohstoffgewinnung im Tagebau ist Grundlage für Wohlstand und Funktionieren jeder 
industriell geprägten Gesellschaft. Alleine in Deutschland werden jährlich etwa 600 Mio. 
Tonnen Rohstoffe durch Tagebaue der Steine und Erden Industrie gewonnen. Nach dem Ab-
bau des Wertminerals verbleiben oft Hohlformen. In der Vergangenheit wurden ehemalige 
Abgrabungen oft genutzt, um Abfall aus benachbarten Siedlungen und Gewerbe zu entsorgen, 
bis erkannt wurde, dass diese Art der Abfallbeseitigung zu langfristigen Umweltschäden füh-
ren kann.  
Die Beseitigung von Abfällen organischen Ursprungs wurde ebenso wie die Ablagerung be-
sonders schadstoffhaltiger Abfälle inzwischen auf abfallrechtlich genehmigte Deponien be-
schränkt. Darüber hinaus fallen aber in Deutschland jährlich allein im Bausektor ca. 240 Mio. 
Tonnen Bodenmaterial, Bau- und Abbruchabfälle (ohne Baustellenabfälle) an. Hinzu kom-
men andere große Mengenströme, z.B. die Aschen und Schlacken aus Stein- und Braunkohle-
kraftwerken, aus dem Bereich der thermischen Abfallbehandlung und aus Rückständen der 
Gießereien. Die Relevanz der mineralischen Abfälle wird durch den Vergleich mit den ledig-
lich rund 50 Mio. Tonnen Siedlungsabfällen deutlich.  
Für die Mehrzahl der Abgrabungen werden bereits in der Genehmigung Folgenutzungen für 
die Zeit nach dem Ende der Rohstoffgewinnung festgelegt, die eine Verfüllung des offenen 
Hohlraums voraussetzen. Das erfordert den Einbau erheblicher Massen von Materialien, wo-
durch eine Umweltgefährdung aufgrund ihres Schadstoffgehaltes nicht auszuschließen ist. 
Zudem sollte das Material zumindest teilweise in der Lage sein, den vor der Abgrabung vor-
handenen Boden zu substituieren. 
Der Einsatz der oben genannten mineralischen Massenabfälle bei der Verfüllung von ehema-
ligen Abgrabungen bietet sich an, soweit diese schadstoffarm sind, da sie zumeist die ge-
wünschten technischen Anforderungen erfüllen. Hinsichtlich des Schadstoffgehalts bestehen 
jedoch sachliche und rechtliche Unklarheiten, in welchen Fällen mit hinreichender Sicherheit 
die Gefahr ausgeschlossen werden kann, dass durch ihre Verfüllung ein zukünftiger relevanter 
Umweltschaden verursacht wird.  
Der Gesetzgeber folgt dabei dem Vorsorgegedanken, der an anderer Stelle im Bereich des 
Umweltschutzes bereits rechtlich verankert wurde. Er ermöglicht dem Staat ein präventives 
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Eingreifen vor der Drohung von Gefahren. Die Vorsorge gegen schädliche Veränderungen, 
insbesondere des Grundwassers, wird für die denkbaren Verunreinigungen quantitativ durch 
Listen zulässiger Werte – so genannte Grenzwertlisten - ausgedrückt. Die Grenzwertlisten 
stammen aus verschiedenen rechtlichen Bereichen und beziehen sich auf unterschiedliche 
Anwendungsfälle.  
Zur Bestimmung der mobilisierbaren Schadstoffe bei Material zur Verfüllung von Abgrabun-
gen dient die so genannte Sickerwasserprognose. Deren Aussagekraft beruht auf der Annah-
me, dass sich die nach der Verfüllung im Boden stattfindende Schadstoffausbreitung zuvor im 
Labor simulieren lässt. Eine nähere Betrachtung der Genehmigungspraxis bei Verfüllungen 
ergibt, dass der Vergleich der Ergebnisse der Sickerwasserprognose mit den relevanten 
Grenzwertlisten das überragende Entscheidungskriterium ist. Dabei existieren durchaus ande-
re Kriterien, die für die Beurteilung der umweltbezogenen Qualität einer Verfüllung von Be-
deutung sind. Die Beurteilung dieser Kriterien ist jedoch für die Genehmigungsbehörde im 
Hinblick auf Aufwand und wissenschaftlichen Anspruch erheblich größer. Oft ist eine Ermes-
senentscheidung gefragt, die hohe Anforderungen an Erfahrung und Objektivität der Ent-
scheidungsträger stellt.  
Die Beurteilung des Gefahrpotentials einer Verfüllung im Voraus ist äußerst schwierig, da die 
zukünftig zu erwartenden Prozesse im Boden nicht umfassend vorhersehbar sind. Die vielfäl-
tigen Regelungen, um ungeeignetes Material von der Verfüllung auszuschließen, haben 
gleichzeitig den Einsatz von geeignetem Material erschwert. In der Praxis fällt es Betreibern 
von Verfüllungen zunehmend schwer, ausreichende Mengen als geeignet definierter Materia-
lien zu bekommen. Dadurch werden genehmigte Verfüllungen oft über lange Zeiträume nicht 
abgeschlossen. Viele Bundesländer haben unterschiedliche Vorschriften erlassen, durch deren 
Beachtung eine – nach Auslegung der Länder – ordnungsgemäße und schadlose Verfüllung 
gewährleistet wird. Die regional unterschiedlichen Regelungsvorschriften haben den aus öko-
logischer Sichtweise negativen Effekt, dass es zu langen Transportfahrten kommt.  
Gerade Genehmigungen für den Rohstoffabbau der Steine und Erden Industrie sind in der 
Vergangenheit oft mit der Auflage einer anschließenden Verfüllung unmittelbar verbunden 
gewesen, um eine geplante Nachfolgenutzung nicht auf unbestimmte Zeit zu verschieben. 
Diese Ungewissheit würde jedoch den Widerstand der umliegenden Gemeinden und von po-
tentiellen zukünftigen Nutzern der vom Rohstoffabbau beanspruchten Flächen hervorrufen. 
Das hätte zur Folge, dass die Erteilung von Genehmigungen durch die zuständigen Behörden 
erheblich erschwert würde. Damit besteht die Gefahr, dass die volkswirtschaftlich bedeutsame 
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Gewinnung von Rohstoffen der Steine und Erden Industrie in Zukunft erheblich einge-
schränkt wird, wenn es nicht gelingt, eine Lösung dieser Problematik aufzuzeigen.  
In der vorliegenden Arbeit soll das enge Korsett der grenzwertbezogenen Betrachtungsweise 
um einen konzeptionellen Ansatz erweitert werden. Grundlage dafür ist die Darstellung der 
bisherigen Entwicklung der Genehmigung von Verfüllungen in den letzten Jahren, wonach 
aufgezeigt werden kann, warum es bisher misslang, eine einvernehmliche Vorgehensweise zu 
entwickeln. Durch eine parallele Erarbeitung der weit verzweigten rechtlichen Grundlagen 
soll aufgezeigt werde, in welchem gesetzlichem Rahmen eine Lösung zu suchen ist. Weitere 
Grundlagen müssen im Bereich der Beurteilung von Schadstoffhaltigkeit erarbeitet werden. 
Wann und in welchen Mengen ein Stoff als Schadstoff deklariert werden kann und mit wel-
chen technischen Mitteln diese Mengen ermittelt werden können, soll ausführlich aufgezeigt 
werden.   
Sobald die Grundlagen geschaffen wurden, die Schadstoffhaltigkeit richtig zu beurteilen, sind 
Faktoren und Verfahren zu ermitteln, die weiter Einfluss auf Qualität und Umweltverträglich-
keit der Verfüllung einer Abgrabung nehmen. Daraufhin sind die grundlegenden Elemente, 
die Bestandteil einer jeden Verfüllung sind, auf ihre Beziehung zu den Faktoren und Verfah-
ren zu untersuchen. Daraus folgend sollen verschiedene konzeptionelle Ansätze entwickelt 
werden, die den Zweck verfolgen, die umweltbezogene Qualität einer Verfüllung zu steigern.  
Um einen Verbund der einzelnen, zu entwickelnden Konzepte zu erwirken, sollen diese in 
Verbindung zu den grundlegenden Elementen einer Verfüllung und den Verfahren und Maß-
nahmen gebracht werden. Der Verbund der konzeptionellen Ansätze soll den Betreiber einer 
Verfüllung in die Lage versetzen, den zeitgemäßen technischen und ökologischen Anforde-
rungen an Verfüllungen - nicht allein auf die Grenzwertbeurteilung gestützt - gerecht zu wer-
den. Nach der theoretischen Entwicklung des Verbundsystems soll dessen Leistungsfähigkeit 
und Praxistauglichkeit anhand eines Modellbeispiels untersucht werden. Dabei soll nicht nur 
dem Betreiber einer Verfüllung geholfen werden, umweltgerecht vorzugehen, sondern auch 
der zuständigen Genehmigungsbehörde eine sichere Kontrolle und einen Einblick in den Ver-
füllungsbetrieb aus verschiedenen Blickwinkeln ermöglicht werden.  
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2 Verwertung mineralischer Abfälle in Deutschland 
 
Bis zum Ende des 2. Weltkriegs wurden in Deutschland bei weitem noch nicht die Abfall-
mengen der heutigen Zeit produziert, industriebedingte Umweltschäden traten damals nur 
räumlich begrenzt auf. Zur Beseitigung der anfallenden Abfälle aus Siedlung und Industrie 
dienten i.d.R. ehemalige Abgrabungen. Sicherungsmaßnahmen zum Schutz von Boden und 
Grundwasser erfolgten in den meisten Fällen nicht.  
Diese Praxis war allgemein anerkannt, da auf diese Weise die Abfälle relativ problemlos und 
ohne größeren Aufwand aus den Siedlungen entfernt wurden. Sie erscheint aus heutiger 
Sichtweise umweltschädigend und verantwortungslos, ist jedoch damit erklärbar, dass die 
Gesellschaft noch wenig Erfahrungen mit den negativen Folgeerscheinungen von Altlasten 
gemacht hatte. Andererseits fielen zu dieser Zeit bedeutend weniger unterschiedliche Abfall-
arten an. Zudem waren die möglichen Gefahren, die von ihnen ausgingen, überschaubarer.  
Nach dem Ende des 2. Weltkrieges stand der politische und wirtschaftliche Wiederaufbau 
Deutschlands an erster Stelle des Bewusstseins der Gesellschaft. Mögliche Belastungen des 
Bodens und des Wassers durch Beseitigung von Abfällen hatten nicht die gesellschaftliche 
Aufmerksamkeit wie die Gefahren der militärischen Altlasten, die sich durch die Bombardie-
rung Deutschlands gebildet hatten.  
Erst Mitte der 50er Jahre entstand mit den immer größer werdenden Abfallströmen und sicht-
bar gewordenen Auswirkungen von Altlasten eine Debatte unter Wissenschaftlern über die 
„Grenzen des Wachstums“ [WI97]. Dennoch wurde damals diese Diskussion von Bevölke-
rung und Politik nur am Rande wahrgenommen. Die Verfüllung ehemaliger Abgrabungen mit 
Siedlungs- und Industrieabfall galt weiterhin als übliche Form der Beseitigung. 
Bis in die 60er Jahre wurde der Abfall bei etwa der Hälfte der Einwohner der Bundesrepublik 
Deutschland nicht regelmäßig eingesammelt. Es existierten ca. 50.000 kleinere Müllkippen - 
häufig ehemalige Abgrabungsstätten -, die aus heutiger Sicht in keiner Weise technisch auf 
die Aufnahme von Abfall vorbereitet waren [WI97]. Demgegenüber standen lediglich 100 
sogenannte „Geordnete Deponien“, die nur einen kleinen Teil des gesamten Müllaufkommens 
aufnahmen. 
Erst 1972 begann mit dem Inkrafttreten des Abfallbeseitigungsgesetzes der Übergang zu einer 
geordneten Entsorgung von Industrie- und Siedlungsabfällen. Primäre Ziele des Gesetzes wa-
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ren die kommunale Entsorgungspflicht und die Sicherstellung einer „geordneten“ Beseiti-
gung. Zwar wurden schon zu dieser Zeit Überlegungen angestellt, den verwertbaren Abfall in 
den Wirtschaftskreislauf zurückzuführen, die Ausführung konnte in der Praxis jedoch nicht 
umgesetzt werden. Es fehlte damals an abfalltechnischen und wirkungsbezogenen Kenntnis-
sen, die es im Hinblick auf das immense Ausmaß der Aufgabenstellung erlaubt hätten, kurz-
fristig abfallspezifische Fragen politisch hinreichend zu lösen [WI97]. 
Dennoch setzte sich langsam in Gesellschaft und Industrie die Einsicht durch, dass nicht jede 
Abgrabung mit jeder denkbaren Abfallart aufgefüllt werden durfte. Speziell die gesellschaftli-
che Einstellung zum Grundwasserschutz wandelte sich merklich. Das zeigte sich auch darin, 
dass seit den 70er Jahren der Schutz des Grundwassers bei der Planung von Deponien, Tage-
bauen, Steinbrüchen und Abgrabungen verstärkt berücksichtigt wurde.  
Typische Siedlungsabfälle wurden seither den hierfür genehmigten Deponien zugeordnet, die 
weiterhin überwiegend in ehemaligen Abgrabungen angelegt wurden. Dieser fast automati-
sierte Übergang von der Rohstoffgewinnung zur Deponie wurde vom §3 Abfallbeseitigungs-
gesetz (1972) unterstützt. Demnach konnte der Abbauberechtigte „... von der zuständigen 
Behörde verpflichtet werden, die Beseitigung von Abfällen in freigelegten Bauen in seiner 
Anlage oder innerhalb seines Grundstückes zu ermöglichen ...“. Im Übrigen hat sich der 
kommunale Wunsch, ehemalige Abgrabungen als Ort für eine Deponie zu nutzen, bis in die 
heutige Zeit gerettet. Der eben teilweise zitierte Absatz fand auch Eingang in das gegenwärtig 
in Kraft befindliche Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz [§ 28 Abs. 3 KrW/AbfG94]. 
In den 70er Jahren bestand auch weitgehend Einigkeit darüber, dass mineralische Massenab-
fälle weiterhin in ehemaligen Abgrabungen ohne Deponiecharakter verfüllt werden konnten 
mit dem Primärziel, den Ausgangszustand des Ortes vor der Bergbautätigkeit möglichst wie-
derherzustellen. Dieser Ansatz hat sich bis heute nicht grundlegend geändert, denn die Ver-
wendung mineralischer Abfälle ist auch nach dem heutigen Rechtsverständnis zur Wiederher-
richtung eines bergbaulich genutzten Ortes durchaus gewünscht.  
In den 80er Jahren wurden die weiter steigenden Mengen Siedlungsabfälle schon überwie-
gend in ordnungsgemäßen Deponien abgelagert. Der Anfall mineralischer Abfälle nahm auch 
weiter zu und die Verfüllung von Abgrabungen mit diesen Stoffen war weiterhin üblich.  
Eine Diskussion der späten 80er Jahre behandelte die Frage, ob eine Abgrabung aufgrund 
ihrer Tallage und somit ihrer Nähe zum Grundwasser überhaupt als Standort für eine Deponie 
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geeignet sei, da die Gefahr des Entstehens von kontaminiertem Sickerwasser zu groß wäre. 
Aufgrund des Tatbestandes, dass zu dieser Zeit großen Abfallmengen („Müllnotstand“) wenig 
Deponievolumen gegenüberstand, waren die offenen Gruben der Steine und Erden Industrie 
allerdings politisch weiterhin willkommen, um sie zu Deponien umzufunktionieren. Das 
Problem des eventuell zulaufenden Wassers sollte technisch gelöst werden durch das Einbrin-
gen von Basisabdichtungen und auch speziellen seitlichen Dichtmaßnahmen. Die Auffassung, 
dass Abgrabungen als Deponiestandort nicht besonders geeignet wären, fand 1991 Eingang in 
die Verwaltungsvorschrift „Technische Anleitung Abfall“, deren Aufgabe darin bestand, An-
lage, Genehmigung, Betrieb und Nachsorge von Sonderabfalldeponien zu regeln [TASO91]. 
1986 wurde mit dem Inkrafttreten des Abfallgesetzes erstmals eine klare rechtliche Untertei-
lung zwischen Abfällen, die auf Deponien beseitigt wurden, und Stoffen, die dem Wirt-
schaftskreislauf wieder zugeführt werden sollten, festgeschrieben. Die zurückzuführenden 
Materialien erhielten den Namen „Reststoff“ und fielen nicht unter das Regime des Abfall-
rechts. Die Reststoffbestimmungsverordnung regelte die Verwendung der betroffenen Materi-
alien [AbfG86].  
Die Frage, ob die Verfüllung einer Abgrabung mit mineralischen Fremdmaterialien unter den 
Begriff Verwertung fiel, stellte sich zu dieser Zeit als schwierig zu beantworten heraus. Viel-
fach wurde argumentiert, dass Verfüllungen eher den Charakter einer Deponierung als einer 
Verwertung haben, somit die Beseitigung der Schadstoffe Vorrang vor dem proklamierten 
Ziel der Wiederherrichtung hat. 
Erst am 26.05.1994 ergab sich diesbezüglich eine rechtliche Klärung mit dem sogenannten 
„1. Tongrubenurteil“ des Bundesverwaltungsgerichtes [BVG94]. Dieses Verfahren behandel-
te den Fall eines Bergbauunternehmens, das der bergrechtlichen Auflage, einen Tontagebau 
nach der Gewinnungsphase zu verfüllen, nachkommen musste. Diesem Zweck sollte ein Sta-
bilisat aus REA-Gips, Steinkohlenflugasche und Aschen aus Wirbelschichtfeuerungen dienen. 
Eine Anwohnergemeinschaft reichte Klage gegen die Verfüllung ein mit der Begründung, es 
handele sich nicht um eine Verwertung. Die Klage wurde abgewiesen mit der Begründung, 
dass die Stabilisatsbestandteile keine Abfälle, sondern Reststoffe seien. Weiterhin sei die auf-
lagegemäße Verfüllung der Tongrube keine Ablagerung, sondern eine Verwertung der Stoffe 
[BVG94].  
Mit diesem Urteil wurde eine Phase eingeläutet, die bis heute nicht abgeschlossen ist. Die 
Verwertung mineralischer Abfälle im Boden allgemein und die Verfüllung von Abgrabungen 
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speziell wurde einer Vielzahl von Regelungen auf unterschiedlichen Verwaltungsebenen un-
terworfen. Nachfolgend wird diese Entwicklung, die bei vielen Beteiligten vor allem zu recht-
lichen Unklarheiten führte, beschrieben. Zuvor werden die beteiligten Rechtsgebiete aus dem 
Blickwinkel der Verwertung vorgestellt.  
 
2.1 Rechtliche Rahmenbedingungen seit 1994 
Vier Rechtsgebiete werden bei der Regelung der Verfüllung von Abgrabungen vorwiegend 
berührt: 
Für die Gewinnung mineralischer Rohstoffe im übertägigen Bergbau können die Rechtsvor-
schriften des Bundesberggesetzes gelten, sofern der zu gewinnende Rohstoff bestimmte Kri-
terien erfüllt. Ansonsten gilt das einschlägige Landesrecht zur Ordnung von Abgrabungen.  
Im Nassabbau betriebene Mineralabgrabungen führen stets zu einer Freilegung von Grund-
wasser und damit zur Bildung eines oberirdischen Gewässers (Baggersee). Für den Schutz 
und die Bewirtschaftung des Wassers sieht das Wasserrecht regulierende Gesetze und Vor-
schriften vor. Sie haben Gültigkeit sowohl für das Grundwasser als auch für oberirdische Ge-
wässer. Sie sind also vor, während und nach einer Abgrabung zu beachten.  
Selbst die Beseitigung eines oberirdischen Gewässers durch Verfüllung ist dem Wasserrecht 
unterworfen, weil das zeitweilig oberirdische Gewässer in Grundwasser zurückverwandelt 
wird.  
Da Abgrabungen immer Eingriffe in den Boden darstellen, sind die Regelungen des Boden-
schutzrechts zu beachten. Dieser Bereich wurde früher durch Ländergesetze geregelt, 1999 
ist das Bundes-Bodenschutzgesetz in Kraft getreten.  
Sofern zur Verfüllung einer Abgrabung im rechtlichen Sinne Abfall eingesetzt werden soll, 
kommen Regelungen des Abfallrechts zur Geltung. Seit dem In-Kraft-Treten des Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetzes im Jahr 1994 ist das immer der Fall, da alle für eine Verfül-
lung in Frage kommenden Materialien als Abfall deklariert werden. Die Entwicklung des Ab-
fallrechts unterliegt einer besonderen Dynamik, die in anderen Rechtsbereichen nicht beo-
bachtet werden kann. Die grundlegenden Vorschriften des Abfallrechts werden – im Hinblick 
auf die bei einer Verfüllung zu betrachtenden Abfälle – zuerst beleuchtet. 
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2.1.1 Abfallrecht 
Das Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz [KrW-/AbfG94] vom 27.09.1994 gibt eine klare 
Zielhierarchie bezüglich des Umgangs mit Abfall vor. Nach seinen Grundsätzen ist Abfall in 
erster Linie zu vermeiden und in zweiter Linie zu verwerten. Nur Abfälle, die nicht verwertet 
werden können, sind zu beseitigen {1}1. Eine der wesentlichen Änderungen des KrW-/AbfG 
im Vergleich zum Abfallgesetz [AbfG86] ist der erweiterte Abfallbegriff. Nach altem Recht 
fielen Sachen, die verwertet werden sollten – die sogenannten Reststoffe -, nicht unter den 
Abfallbegriff. Nach den Vorgaben des KrW-/AbfG sind die vormaligen Reststoffe dagegen 
sehr wohl als Abfall anzusehen. Dennoch behalten diese Stoffe, die dem Kreislauf nicht durch 
Beseitigung entzogen („Abfall zur Beseitigung“) sondern wieder zurückgeführt werden sol-
len, ihre Eigenständigkeit und zwar als „Abfall zur Verwertung“ {2}. 
Allerdings konnte das KrW-/AbfG nicht zu einer klareren Unterscheidung zwischen diesen 
beiden grundsätzlichen Abfallkategorien beitragen. Es existiert keine qualitative Unterschei-
dung zwischen Abfällen zur Verwertung und zur Beseitigung z.B. in Form einer Gegenüber-
stellung von zu beachtenden Kriterien. Im Fall der Beseitigung ist der Ausschluss aus der 
Kreislaufwirtschaft vorgesehen {3}. Bei der stofflichen Verwertung geht es dagegen vor al-
lem um die Nutzung der stofflichen Eigenschaften des Abfalls. Beim speziellen Fall der Ver-
füllung von Abgrabungen mit Materialien stellt sich dieser allgemeine Sachverhalt so dar, 
dass Material, welches z.B. bei einer Baumaßnahme als Nebenzweck (nicht primär ge-
wünscht) ausgehoben wird, jetzt rechtlich unter den Abfallbegriff fällt {4}.  
Abfall ist vom Besitzer ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen, sowohl im Verwertungs- 
als auch im Beseitigungsfall {5}. Darüber, ob eine nicht ordnungsgemäß und schadlos durch-
geführte Verwertung als Beseitigung einzustufen ist, gibt das KrW-/AbfG keine Antwort. 
Diese komplizierte Frage, ob es sich z.B. beim nicht ordnungsgemäßen Einbringen des Mate-
rials in eine Abgrabung um eine Verwertung oder eine Beseitigung von Abfall handelt, wurde 
letztendlich durch das Urteil des BVerwG vom 14.05.2005 („Tongrubenurteil II“) geklärt 
[BVG05] {6}. 
Im Falle der Verfüllung einer Abgrabung kann die Art der Verwertung nur stofflicher Art 
sein, da die hierfür üblichen Materialien in keiner Form thermisch genutzt werden können. 
Bei einer stofflichen Verwertung ist von wesentlicher Bedeutung, dass bei der Maßnahme die 
Nutzung des Abfalls im Sinne von §4 Abs. 3 KrW-/AbfG im Vordergrund steht und nicht die 
                                                 
1 (Anmerkung:    {n} verweist auf die nummerierte Listung in Anhang 2. An dieser Stelle sind die rechtlichen  
Quellen, auf die der Text Bezug nimmt, im originalen Wortlaut aufgeführt.)  
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Beseitigung des Schadstoffpotentials {7}. Nach wirtschaftlicher Betrachtungsweise ist der 
Hauptzweck der Maßnahme zu ergründen: 
1. Das Kriterium Hauptzweck ist an die Rechtssprechung im sogenannten „Tongrubenurteil I“ 
[BVG94] angelehnt und bezieht sich in Ansätzen auf den Verwertungsbegriff nach dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz [BImSchG90].  
2. Unter Nutzung versteht das KrW-/AbfG allgemein „die Erzielung eines Vorteils in An-
knüpfung an die Eigenschaften des Abfalls. Nicht nur spezielle Eigenschaften (z.B. Durchläs-
sigkeit, Standfestigkeit, usw.) sondern sogar „allgemeine“ Eigenschaften“ eines Abfalls wie 
Dichte und Masse können hiernach auch als Nutzungskriterium angerechnet werden {8}.  
Die allgemeine Eigenschaft „Volumen“ wurde in diesem Zusammenhang nicht anerkannt 
[BVG94]. Im „Tongrubenurteil II“ wird jedoch unmissverständlich klargestellt, dass „Volu-
men“ eine Nutzung „stofflicher Eigenschaften“ darstellt {9}. 
3. Der Begriff „wirtschaftliche Betrachtungsweise“ zur Erfassung des „Hauptzwecks“ der 
Maßnahme ist schon aus dem Steuerrecht bekannt, wird dort jedoch anders gedeutet. Die sub-
jektive Betrachtungsweise des Abfallerzeugers oder anderer Beteiligter ist nach dem KrW-
/AbfG nicht relevant, sondern „die Berücksichtigung der Einschätzung der jeweils in Rede 
stehenden Wirtschaftskreise bzw. die dortige Verkehrsanschauung“. Im Gegensatz zur (Se-
kundär-)Rohstoffgewinnung, wo allein die Wirtschaftlichkeit des Produktes aus Hersteller-
perspektive relevant ist [KU98], existiert bei der „Nutzung stofflicher Eigenschaften“ neben 
der Sichtweise des Abfallverwerters noch ein anderer Nutzen. Der Zweck einer Entsorgungs-
maßnahme kann im konkreten Fall zugleich in der Abfallnutzung und in der Reduzierung 
seiner Menge oder Schädlichkeit bestehen {10}.  
Dabei steht der Schadstoffgehalt eines Abfalls allein noch nicht seiner stofflichen Verwertung 
entgegen. Ein hoher Schadstoffgehalt deutet jedoch darauf hin, dass der Hauptzweck einer 
Maßnahme in der Beseitigung gerade dieser Schadstoffe bestehen kann. Diese Sichtweise 
einer Zuordnung wird von §10 Abs. 2 Satz 4 KrW-/AbfG gestützt, wonach die Beseitigung 
auch Nutzaspekte – allerdings untergeordnete - als Teil der stofflichen Verwertung haben 
kann. Dann handelt es sich um eine Beseitigung, da der „Verlust des Stoffes“ Hauptzweck der 
Maßnahme ist {11}. Es handelt sich bei dem Begriff „Wirtschaftlichkeit“ also nicht um „öko-
nomische Vorteilhaftigkeit“, sondern um eine Wirtschaftlichkeit, die sowohl die Belange des 
Verwerters als auch die der Umwelt in die Betrachtung einbezieht. 
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§ 5 Abs. 3 KrW-/AbfG betont im Zusammenhang mit der Verwertung von Abfällen mehrfach 
die Bedeutung der Begriffe „ordnungsgemäß“ und „schadlos“ und erläutert sie. Demnach ist 
für die Schadlosigkeit der Verwertung die Vermeidung einer Beeinträchtigung des „Wohls 
der Allgemeinheit“ Voraussetzung {12}. 
Zu den in der Praxis zum Einsatz kommenden Verwertungsverfahren finden sich in Anh. 2b 
KrW-/AbfG Angaben. Unter den dort genannten Verfahren befindet sich der einzige Anknüp-
fungspunkt, der die Verfüllung einer Abgrabung beschreiben könnte, in Ziffer R10: „Aufbrin-
gung auf den Boden zum Nutzen der Landwirtschaft oder der Ökologie.“  
Über Schadstoffgehalte und weitere Details zu Probenahme und Ausführung von Verwertung 
und Beseitigung finden sich keine weiteren Angaben im KrW-/AbfG.  
Die Zuordnung der Abfälle, die für eine Verfüllung in Frage kommen, ist in der Abfallver-
zeichnis-Verordnung (AVV) geregelt, einer EU-Richtlinie, die auf der Ermächtigungsgrundla-
ge des § 57 des KrW-/AbfG in deutsches Recht umgesetzt wurde [AVV01]. Jeder Abfall wird 
in der AVV mit einer sechsstelligen Schlüsselnummer gekennzeichnet. Die Schlüsselnummer 
stellt in den ersten zwei Ziffern die Nummer des Kapitels im Katalog dar, in den folgenden 
zwei Ziffern beschreibt sie die Abfallgruppe innerhalb des Kapitels. Mit den letzten zwei Zif-
fern wird der eigentliche Abfall bezeichnet. Typische Materialien, die für Verfüllungen in Fra-
ge kommen, finden sich in Kapitel 17 „Bau- und Abbruchabfälle (einschließlich Aushub von 
verunreinigten Standorten)“ {13}.  
Bei der derzeitig stattfindenden Abstimmung zwischen Abfall- und Bodenrecht wird die Eig-
nung von Abfällen der Abfallgruppen 17 01 xx (Beton, Ziegel, Fliesen, Keramik) und 17 09 xx 
(Boden, Steine und Baggergut) für eine Verfüllung in Zweifel gezogen. Ihr Einsatz wäre dem-
nach nur noch zulässig, wenn sie eine spezielle Funktion übernehmen sollen (z.B. Sicherung 
der Standfestigkeit). Außer Zweifel steht die Eignung eines möglichen Einsatzes der Abfallart 
17 05 04 (Boden und Steine) {13}. 
Die Grenzen des Abfallrechts sind nicht immer deutlich ersichtlich. Eindeutig ist dagegen die 
Regelung des § 2 Abs. 2 Nr. 4 KrW-/AbfG. Fallen die Materialien z.B. als Nebengestein bei 
einer bergrechtlich zugelassenen Abgrabung an, so ist das KrW-/AbfG nicht einschlägig 
{14}.  
Bei einem Einbau von Material in Gewässer, wozu auch Grundwasser zählt, ist das KrW-
/AbfG laut § 2 Abs. 2 Nr. 6 KrW-/AbfG ebenfalls nicht anzuwenden {14}.  
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2.1.2 Bodenrecht 
Neben Luft und Wasser ist der Boden das dritte sogenannte Umweltmedium. Nach der bun-
desweit einheitlichen Gesetzgebung zur Wasser- (WHG 1960) und Luftreinhaltung 
(BImSchG 1974) ist das Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) am 1.3.1999 In-Kraft-
Getreten [BBodSchG99]. Die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) 
ist seit dem 12.07.1999 In-Kraft-Getreten [BBodSchV99]. Ziel dieser Gesetzgebung war, das 
über verschiedene Rechtsgebiete (Naturschutzrecht, Bergrecht, Baurecht, Abfallrecht, Was-
serrecht, usw.) in über 50 Vorschriften verstreute Bodenrecht zusammenzufassen und weiter-
zuentwickeln. 
In der Bodenschutzgesetzgebung finden sich auch viele Grundsätze und Begriffe wieder, die 
schon in anderen Materien des Umweltrechts fest verankert sind, z.B. das sogenannte Ver-
schlechterungsverbot beim Einbringen von Material und der Vorsorgegrundsatz. Letzterer 
wurde in das Bodenschutzrecht übernommen. Damit wird ein nachhaltiger Schutz der Boden-
funktionen angestrebt {15}. 
Zu den zu sichernden oder wiederherzustellenden Bodenfunktionen zählen nach § 2 Abs. 2 
BBodSchG neben den natürlichen auch die anthropogenen (Nutzungsfunktionen) und zwar 
auch solche, die eine nachhaltige Schädigung des Bodens hervorrufen können (z.B. Sied-
lungs- oder Entsorgungsflächen) {16}. Allerdings stellt §1 BBodSchG die Bedeutung der 
ökologischen über die der funktionalen Bodenfunktionen. 
Eine weitere Nutzungsfunktion von Boden ist die als „Rohstofflagerstätte“ (§2 Abs. 2 Nr.3a 
BBodSchG). Sie zielt vor allem ab auf sparsamen Umgang mit den Ressourcen und Erhalt der 
Zugriffsmöglichkeiten auf die Bodenschätze sowie deren Gewinnung. 
Bei der Gewinnung einer oberflächennahen Lagerstätte findet möglicherweise eine Zerstö-
rung oder eine qualitative Verschlechterung der Bodenfunktionen statt. Daher wird ein behut-
samer Umgang mit der Ressource Boden erwartet und somit eine sparsame Nutzung einer 
bodennahen Lagerstätte angestrebt {16}. Hieraus wird abgeleitet: 
• Substitution von Rohstoffen durch Recyclingprodukte bzw. industrielle Reststoffe  
• Beeinträchtigung von Böden so gering wie möglich 
• hochwertige Wiederverwendung von Böden 
Eine der möglichen Funktionen des Bodens ist der Schutz des Grundwassers (§2 Abs.2 Nr.1c 
BBodSchG). Aus diesem Grund sind die Bodenfunktionen und ihre regenerativen Kräfte zu 
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erhalten. Die Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften von Boden dürfen nicht 
durch Stoffeinträge vorwiegend anthropogener Art gefährdet werden. Zu den zu vermeiden-
den Einträgen zählen die Gruppen der persistenten, human- und/oder ökotoxologischen und 
bioakkumulierbaren Stoffe, Nährstoffe und die saure Deposition aus atmosphärischen Einträ-
gen. 
Neben der Sicherung der Bodenfunktionen wird im BBodSchG als weiteres Ziel die Wieder-
herstellung der Bodenfunktionen angegeben. Hier wird dem Umstand Rechnung getragen, 
dass sich Boden – im Gegensatz zu den mobileren Umweltmedien Wasser und Luft – in aller 
Regel nicht in überschaubaren Zeiträumen selbst regeneriert. Vielmehr sammeln sich Schad-
stoffe im Boden an und verbleiben dort langfristig. Eine Wiederherstellung der Bodenfunkti-
onen kann in diesem Fall durch eine Sanierung erreicht werden. 
Zur Einbringung von Material in den Boden finden sich in §6 BBodSchG nur allgemeine An-
gaben bezüglich Einschränkungen und Untersuchungen {17}. Hier wird allerdings die rechtli-
che Möglichkeit geschaffen, die offenen Fragen mittels einer Verordnung zu regeln. Davon 
hat die Bundesregierung mit dem Erlass der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) 1999 Gebrauch gemacht [BBodSchV99]. Im Entwurf der BBodSchV vom 
10.09.1998 war vorgesehen, das Auf- und Einbringen von Bodenmaterial in Boden generell 
zu regeln, d.h. sowohl für die kultivierbare Bodenschicht als auch für die darunter befindli-
chen Bereiche. Entsprechend findet sich in §11 des damaligen Entwurfs der BBodSchV keine 
Unterscheidung zwischen kultivierbaren Bodenschichten und darunter gelegenen Schichten 
[BBodSchV-Entw98]. Dieser Ansatz widersprach jedoch der Zielrichtung der vorhandenen 
fachlichen Regeln speziell aus dem Abfallrecht.  
Der Bundesrat setzte dementsprechend eine Beschränkung der BBodSchV auf die durchwur-
zelbaren Bodenschichten durch. In seinem Beschluss verweist er bzgl. der unteren Boden-
schichten auf die Anforderungen des Abfall- und Wasserrechts [FR00]. Es bleibt damit recht-
lich ungeklärt, ob das Bodenrecht auf das Einbringen von Material in die unteren Boden-
schichten überhaupt keine Anwendung findet oder nur eine materielle Bedeutung hat. 
In § 12 BBodSchV „Anforderungen an das Aufbringen und Einbringen von Materialien auf 
oder in den Boden“ soll den besonderen Anforderungen, die eine Verwertung auf und in den 
Boden mit sich bringt, Rechnung getragen werden. Auch auf das Verhältnis von Boden- zum 
Abfallrecht wird hingewiesen. Vorschriften beider Rechtsgebiete finden nebeneinander An-
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wendung. Lediglich im Falle des Aufbringens von Material als Düngemittel setzt sich nach § 
3 Abs. 1 Nr. 1 BBodSchG das Abfallrecht durch {18}. 
Die Zulässigkeit des Auf- und Einbringens von Material in Boden, z.B. bei Rekultivierungen, 
wird in §12 Abs. 2 BBodSchV behandelt, allerdings auch nur für die kultivierbare Boden-
schicht {19}. Die Zulässigkeit ist demnach an zwei Voraussetzungen geknüpft:  
• keine schädlichen Bodenveränderungen hervorzurufen 
• nachhaltige Sicherung oder Wiederherstellung mindestens einer Bodenfunktionen 
Material, dass in einem solchen Fall eingebracht werden kann, beschränkt sich auf 
• Bodenmaterial und Baggergut nach DIN 19731  
• Gemische von Bodenmaterial mit Abfällen zur landwirtschaftlichen Düngung,  
Bezüglich der Vorsorgepflicht wird auf §7 BBodSchG verwiesen {20}. Auf dieser rechtlichen 
Grundlage wird die Festlegung von Vorsorgewerten durch die Bundesregierung als Bestand-
teil der Verordnung nach §8 Abs. 2 BBodSchG ermöglicht {21}. Vorsorgewerte, bei deren 
Einhaltung die Bodenarten Sand, Ton und Lehm/Schluff sich in einem guten Zustand befin-
den, wurden in Anh. 2 Nr.4 BBodSchV aufgenommen (siehe Anhang 3).  
 
2.1.3 Wasserrecht 
Bei der Gewinnung von Rohstoffen, die mit einem Eingriff in oberirdische Gewässer oder 
Grundwasser verbunden ist, sind die Vorschriften des WHG und die nachgeordneten Gesetze 
und Verordnungen zu beachten, denn die Abgrabung stellt eine Benutzung im Sinne von § 3 
Abs. 1 WHG dar [WHG96] {22}. Nach § 1a Abs. 2 WHG ist jedermann verpflichtet, bei 
Maßnahmen, mit denen Einwirkungen auf ein Gewässer verbunden sein können, Verunreini-
gungen o.ä. zu verhindern {23}. 
Sowohl das Gewinnen von Wertmineralien aus Gewässern als auch das Einbringen von Mate-
rial in ein ausgekiestes Gewässer ist eine Benutzung im Sinne von § 3 Abs. 1 WHG. Damit 
bedarf eine derartige Maßnahme einer wasserrechtlichen Erlaubnis oder Bewilligung nach §§ 
7, 8 WHG {24}. Sowohl die Gewinnung mineralischer Rohstoffe im als auch außerhalb des 
Geltungsbereich des Bergrechts bedarf im Falle der Herstellung, Beseitigung oder wesentli-
chen Umgestaltung eines Gewässers einer wasserrechtlichen Planfeststellung oder Plange-
nehmigung nach Wasserhaushaltsgesetz. 
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Insbesondere hat das Lagern und Ablagern von Stoffen stets so zu erfolgen, dass „eine schäd-
liche Verunreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige Veränderung seiner 
Eigenschaften nicht zu besorgen ist“ (§ 34 Abs. 1 WHG) {25}. Dieser so genannte Besorg-
nisgrundsatz gilt analog auch zum Schutz der oberirdischen Gewässer. Weiter ist das Einbrin-
gen fester Stoffe in Gewässer immer dann verboten, wenn dies mit dem Ziel geschieht, sich 
dieser Stoffe zu entledigen.  
Das ist bei der Verfüllung einer Abgrabung dann nicht der Fall, wenn eine ordnungsgemäße 
und schadlose Verwertung stattfindet. Damit findet ein Lagern oder Ablagern im Sinne des 
WHG nicht statt. §34 WHG findet somit keine unmittelbare Anwendung. Dennoch hat der 
§34 WHG eine Wirkung als “materielle Grundentscheidung des WHG“ auch bei anderen als 
in §34 WHG genannten Tatbeständen [1.AbfVwV90]. In jedem Fall ist das Wohl der Allge-
meinheit zu berücksichtigen. 
Nicht erlaubnispflichtig ist ein Einsatz fester Abfälle und Produkte, der nach „allgemeinen 
Maßnahmenbeschreibungen“ durchgeführt wird, da hier eine Verunreinigung des Grundwas-
sers ausgeschlossen werden kann. Diese allgemeinen Maßnahmenbeschreibungen können im 
Einvernehmen mit der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) erstellt werden und müs-
sen z.B. in Form von Verwaltungsvorschriften in den Bundesländern eingeführt worden sein. 
Damit ergibt sich eine Dreiteilung im Hinblick auf die Erteilung einer wasserrechtlichen Er-
laubnis: Eine Verunreinigung des Grundwassers durch eine Verwertungsmaßnahme  
1. findet sicher statt! Folge: Keine Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis 
2. kann nicht sicher ausgeschlossen werden! Folge: Durchführung eines wasserrechtli-
chen Erlaubnisverfahrens 
3. ist auszuschließen! Folge: Wasserrechtliches Verfahren (nach Prüfung der Sachlage) 
nicht notwendig 
Das entscheidende Kriterium zur Beurteilung der Maßnahme ist, ob es sich bei der Verfüllung 
einer Abgrabung in ein Gewässer 
• in erster Linie um eine Entledigung im Sinne des WHG handelt oder  
• ob die Herrichtung des Baggersees im Vordergrund steht 
Diese Auslegung der so genannten - auch im Abfallrecht relevanten – Hauptzweckklausel ist 
von großer Bedeutung für die Bewertung der Maßnahme. Neben der Einhaltung des Ver-
schlechterungsverbots, nach dem die Wasserqualität in keinem Fall unter einer Verfüllung 
leiden darf, sind auch absolute Grenzwertlisten zu beachten.  
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Die Stoffe, die in Frage kommen, Grundwasser zu belasten, sind im Anhang der 1. AbfVwV 
aufgeführt {26}. Nach der Einbringung von Material in Wasser dürfen Stoffe der Liste 1 nicht 
in das Wasser gelangen und Stoffe der Liste II bei einem Freiwerden in Wasser nicht zu 
schädlichen Verunreinigungen führen (§§ 3, 4 1. AbfVwV) [1.AbfVwV90].  
Die Verfüllung von Abgrabungen wird weder im WHG noch in der 1. AbfVwV gesondert 
behandelt. Diese wasserrechtliche Lücke wurde 2002 durch eine Arbeitsgruppe der LAWA 
im Hinblick auf eine Vereinheitlichung von Boden- und Wasserrecht mit der Erstellung der 
„Grundsätze des Grundwasserschutzes bei Abfallverwertung und Produkteinsatz“ (GAP-
Papier) geschlossen [GAP02].  
 
2.1.4 Berg- und Abgrabungsrecht 
Das Bundesberggesetz [BBergG80] unterscheidet zwischen sogenannten bergfreien und 
grundeigenen Bodenschätzen. Zu den bergfreien Bodenschätze gehören Rohstoffe von beson-
derer volkswirtschaftlicher Bedeutung (z.B. Kohle und Salze) (§ 3 Abs. 3 BBergG). Die 
grundeigenen Bodenschätze, welche unter Bergrecht fallen, sind größtenteils hochwertige 
Steine und Erden Mineralien (z.B. Ton, geeignet zur Herstellung von feuerfesten Formen).  
Die Gewinnung und der Abschluss eines Bergbaubetriebes nach BBergG wird durch das 
bergrechtliche Betriebsplanverfahren (§§ 51 – 57 BBergG) geregelt. Die Bergbehörde kann 
als bergrechtliche Genehmigungsbehörde auch für weitere Genehmigungen im Rahmen des 
Vorhabens, wie z.B. wasserrechtliche Erlaubnisse (jedoch nicht unbedingt im Fall der Her-
stellung, Beseitigung oder wesentlichen Umgestaltung eines Gewässers) und immissions-
schutzrechtliche Genehmigungen, zuständig sein. Ebenso werden nach Abschluss des Betrie-
bes zu leistende Rekultivierungs- und Herrichtungsarbeiten bei der Genehmigung der Roh-
stoffgewinnung innerhalb des bergrechtlichen Betriebsplanverfahrens festgelegt [BBergG80]. 
Über die Handhabung von Verfüllungen von Restgruben als Art der Wiederherrichtung macht 
das BBergG keine Angaben. Allerdings ist nach §66 Abs. 1 Nr. 8 BBergG die Möglichkeit 
gegeben, Verfüllungen per Bergverordnung zu regeln. Davon ist jedoch bisher kein Gebrauch 
gemacht worden. Verfüllungen werden nach § 52 Abs. 2 BBergG innerhalb des Abschlussbe-
triebsplans oder in einem Sonderbetriebsplan genehmigt {27}. 
Bei speziellen bergbautypischen Bedingungen, wie bei Salzhalden, bei Großtagebauen des 
Braunkohlenbergbaus oder Bergehalden und bei Absetzteichen des Steinkohlenbergbaus ist 
das vorliegende Regelwerk unzureichend. Aus diesem Grund wurden die Technischen Regeln 
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für den Einsatz von bergbaufremden Abfällen bei der Wiedernutzbarmachung im Bergbau 
über Tage des Länderausschusses Bergbau (TR LAB) ausgearbeitet [TRLAB04] {28}.  
Die typischen Baustoffe der Steine und Erden Industrie, die in hohen Mengen für Hoch- und 
Tiefbau benötigt werden, unterliegen – in den alten Bundesländern – überwiegend nicht dem 
Bundesberggesetz. Dies gilt insbesondere für Tagebaue auf Kies, Sand und Naturstein als 
bedeutendste Steine- und Erden-Mineralien. Der Abbau dieser Mineralien wird zumeist durch 
allgemeine Ländergesetze, (z.B. Bauordnungsrecht, Immissionsschutzrecht) geregelt. Anga-
ben über die Wiederherrichtung der Abgrabung bzw. zu leistende Ausgleichsmaßnahmen ma-
chen zumeist die Naturschutzgesetze der Länder. Detaillierte Angaben über mögliche Ver-
füllmaßnahmen sind hier jedoch nicht zu finden. 
In einigen Bundesländern wird die Gewinnung der Rohstoffe, die nicht unter den Geltungsbe-
reich des BBergG fallen, durch eigens hierfür geschaffene Landesgesetze geregelt. So existie-
ren in Nordrhein-Westfalen [AbgrGNW79] und Bayern [BayAbgrG99] sogenannte Abgra-
bungsgesetze, welche für die oberirdische Gewinnung dieser Bodenschätze einschlägig sind. 
Die Abgrabungsgesetze regeln auch die Oberflächengestaltung und Wiedernutzbarmachung 
des in Anspruch genommenen Geländes während und nach Abschluss der Abgrabung 
{29,30}. 
 
2.2 Entwicklung der Verwertung mineralischer Abfälle bis 2007 
Auch weil natürliche mineralische Böden und Gesteinsschichten geogen bedingt häufig als 
Schadstoffe definierte Spurenelemente (z.B. Cadmium, Blei, usw.) enthalten, entbrannte zu 
Beginn der 90er Jahre eine Diskussion darüber, wie der Begriff der Schadlosigkeit eigentlich 
zu deuten ist. Die Bundesländer, die bis dahin für die Prüfung von Materialien zur Beseiti-
gung und Verwertung verantwortlich waren, wendeten zur Klärung dieser Fragestellung ü-
berwiegend ihre eigenen, bereits lange in Anwendung befindlichen Regelwerke an. Da jedes 
Bundesland die Anforderungen an Verfüllmaterialien unterschiedlich handhabte, kam es zu 
regional divergierenden Verfahrensweisen. Die Folge war das Entstehen von „Verfüllungs-
hochburgen“ und als Folge ein erheblicher Anstieg des Transportes von mineralischen Mate-
rialien.  
„Schadlosigkeit eines Materials“ ist kaum als komplette Abwesenheit aller denkbaren Schad-
stoffe zu verstehen, da solche Materialien unter natürlichen Verhältnissen nicht vorkommen. 
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Welche Schadstoffe und welche Schadstoffmengen ein Material jedoch beinhalten durfte, 
darüber gingen die Meinungen von Wirtschaft, Behörden und Forschung stark auseinander.  
 
2.2.1 Verwertung unter Anwendung der TR LAGA M20 
Dieser Zustand, dass der maximale Schadstoffgehalt eines für eine Verwertung bestimmten 
Materials nicht quantitativ festgelegt war, führte zu Beginn der 90er Jahre zu einem Auftrag 
der Umweltministerkonferenz (UMK) der Länder an die Länderarbeitsgemeinschaft Abfall 
(LAGA). Die LAGA sollte in Zusammenarbeit mit anderen Arbeitsgemeinschaften und unter 
Beteiligung des Bundes einheitliche Anforderungen an die Verwertung von mineralischen 
Reststoffen in Deutschland erarbeiten [BE04]. Im Jahre 1994 wurde die resultierende LAGA-
Mitteilung 20 „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen - 
Technische Regeln“ (TR LAGA M20) von der 42. UMK zur Kenntnis genommen und den 
Bundesländern erstmals zur Anwendung empfohlen. Obwohl nicht alle Länder der Empfeh-
lung folgten (in Nordrhein-Westfalen, Bayern, Sachsen und Baden-Württemberg wurde die 
TR LAGA M20 nie offiziell eingeführt), schien mit den TR LAGA M20 ein Regelwerk ge-
schaffen worden zu sein, dass in der Lage war, den bundesweiten Verwaltungsvollzug bei der 
Verwertung von Reststoffen zu vereinheitlichen und zu kontrollieren [LAGA-M20-97].  
Im ersten Teil beschäftigt sich die TR LAGA M20 (1997) mit Grundlagen der Verwertung 
und mit Abgrenzungen zu Verwertungsvorgaben anderer Rechtsbereiche. Keine Anwendung 
sollte die TR LAGA M20 finden, wenn Materialien in Gewässer einzubauen waren [LAGA-
M20-97]. Besonders zu beachten waren in Grenzfällen auch die Vorschriften und Regeln der 
Länderarbeitsgemeinschaften Wasser (LAWA), Bodenschutz (LABO) und des Länderaus-
schusses Bergbau (LAB). So blieb auch die Regelung des Einbaus nach Unter Tage und das 
Einbringen in Flächen der Forst- und Landwirtschaft von der TR LAGA M20 unberührt. 
Im zweiten Teil der TR LAGA M20 (1997) wird die Verwertung massenintensiver Abfallar-
ten (z.B. Bodenmaterial, Bauschutt, Gießereisande, u.a.) konkret geregelt. Zur Bestimmung 
des Schadstoffgehaltes der zu verwertenden Materialien werden Verfahren empfohlen, als 
Schadstoffe zu betrachtende Stoffe werden in Tabellen aufgelistet (siehe Anhang 3). Zu allen 
typischen mineralischen Massenabfällen werden massen- bzw. volumenbezogene Höchst-
mengen an Schadstoffen (z.B. Cadmium, Kupfer, PAK, usw.) definiert. Je nach festgestellten 
Schadstoffgehalten lässt sich ein Material in die so sogenannten Zuordnungsklassen (Z-
Klassen) einordnen. Dabei reicht bereits die Überschreitung des Wertes eines einzelnen 
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Schadstoffes aus, damit das Material nicht mehr in eine bestimmte Z-Klasse eingeordnet wer-
den kann, selbst wenn alle anderen Werte den zulässigen Höchstwert unterschreiten. [LAGA-
M20-97].  
Zur Bestimmung der Schadstoffgehalte empfiehlt die TR LAGA M20 (1997) sowohl die Elu-
atanalyse, bei welcher der mögliche Austrag eines Schadstoffs über den Wasserpfad unter-
sucht wird, als auch die Feststoffanalyse, die einen Rückschluss auf den Gesamtgehalt eines 
Schadstoffes im Material ermöglicht [LAGA-M20-97]. Gegenüber den aus der Deponietech-
nik bekannten Verfahrensweisen, ausschließlich aufgrund einer Eluatanalyse die Beurteilung 
eines Materials herbeizuführen, bedeutete die Vorgehensweise nach TR LAGA M20 (1997) 
einen erhöhten Laboraufwand und eine Einführung zusätzlicher Ausschlusskriterien.  
Die obere Grenze der Möglichkeit einer Verwertung wurde durch die schon bestehenden Zu-
ordnungsklassen der Deponietechnik vorgegeben. Die in den 90er Jahren in der TA Siedlungs-
abfall für Deponieklasse 1 (Deponie für Bauschutt und Bodenmaterial) definierten Eluatwerte 
bildeten die Grenze der Beseitigung zur Verwertung. An die drei Zuordnungsklassen für die 
Verwertung Z0, Z1 und Z2 schlossen dann die Zuordnungsklassen für die Beseitigung Z3 (De-
ponieklassen I der TA Siedlungsabfall), Z4 (Deponieklassen II der TA Siedlungsabfall) sowie 
Z5 (Deponieklasse nach TA Abfall) an.  
Die Entsorgung eines typischen mineralischen Industrieabfalls wurde im Fall der Einhaltung 
der Zuordnungswerte der Z2-Klasse noch als Verwertung toleriert, jedoch nur unter Einhaltung 
definierter technischer Sicherungsmaßnahmen am Einbauort. Zusätzlich durfte der Hauptzweck 
der Verwertungsmaßnahme nicht in der Schadstoffentsorgung bestehen, also musste eine ver-
gleichsweise wichtige Funktion damit erfüllt werden [LAGA-M20-97]. Für die Verwertung 
von Abfall der Z2-Klasse wurde angenommen, dass ohne Sicherungsmaßnahmen (z.B. Basis-
abdichtung) der Transport von Schadstoffen in Boden und Grundwasser nicht verhindert wer-
den konnte. Mineralischer Abfall der Z2-Klasse wurde in den 90er Jahren z.B. im Straßenbau 
oder zur Erstellung von Lärmschutzwällen verwendet.  
Die Verfüllung von Abgrabungen mit Material der Z2-Klasse konnte nur ausnahmsweise erfol-
gen, da allgemein geschlossen wurde, dass mögliche Funktionen bei dieser Form der Verwer-
tung eines Materials nicht so hochwertig sein konnten als z.B. beim Bau eines Lärmschutzwalls 
(direkte technische Funktion).  
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Im Übrigen wurde aus der Feststellung von einzelnen Überschreitungen der Vorsorgewerte 
nicht sofort eine unsachgemäße Verwertung gefolgert. Ließ sich im Einzelfall nachweisen, dass 
keine Gefährdung des Wohls der Allgemeinheit besteht, so konnten diese Überschreitungen als 
Ausnahmen zugelassen werden. 
Bei Einhaltung der Z1-Werte der TR LAGA M20 war eine Verwertung ohne technische Siche-
rungsmaßnahmen eingeschränkt möglich. Material der Z0-Klasse galt allgemein als problemlos 
und war für eine Verwertung uneingeschränkt geeignet. Auch bei der Verfüllung von Abgra-
bungen galt Z0-Material als grundsätzlich geeignet, während bei Material der Z1-Klasse durch-
aus Vorbehalte bestanden.  
1997 wurde die TR LAGA M20 in leicht überarbeiteter Form den Ländern erneut zur An-
wendung empfohlen. Auch diesmal folgten einige Bundesländer diesem Wunsch nicht. Bay-
ern, Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen und Sachsen gingen wieder eigene Wege. 
Dennoch wurden auch diese Bundesländer von der TR LAGA M20 beeinflusst, da sie als 
„Stand der Technik“ allgemein anerkannt war, was sich auch in Gerichtsurteilen zeigte 
[REC00].2  
Bei Behörden und zahlreichen industriellen Vertretern wurde die TR LAGA M20 akzeptiert, 
da sie zwar hohe Anforderungen stellten, aber eine relativ gut verständliche Regelung der 
komplexen Verwertung von mineralischen Abfällen ermöglichte. 
Speziell Verfüllungen von Abgrabungen, die nicht dem Bergrecht unterlagen, waren unmit-
telbar von der TR LAGA M20 betroffen. Für bergbauliche Spezialfälle, wie die Anlage von 
Steinkohleberge- und Kalihalden, wurden vom Länderausschuss Bergbau die Technischen 
Regeln des LAB entworfen [TRLAB98]. Das fachliche Konzept der LAB-Regeln orientierte 
sich dabei - deutlich erkennbar - an der TR LAGA M20.  
Als schwierig gestaltete sich die Abgrenzungsfrage zwischen TR LAB und TR LAGA M20. 
Es wurden tolerante Abgrenzungsgrundsätze ausgearbeitet, nach denen bergbautypische Spe-
zialfälle zu berücksichtigen waren. Dennoch wurden die Zuordnungswerte der TR LAGA bei 
den LAB-Regeln größtenteils übernommen. Nur für die in klassischen Bergbauregionen typi-
                                                 
2 Beschluss des Oberverwaltungsgericht NRW (OVG NRW) vom 18.04.2000: „Die LAGA-Regeln geben die bei 
den Fachbehörden von Bund und Ländern aktuell vorhandene Sachkunde und Erfahrung in Bezug auf die Ver-
wertung mineralischer Abfälle wieder.“ [OVGNW00]. 
Beschluss des Bayerischen Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) vom 17.06.1999: “.. dass die TR LAGA „als 
eine generelle und dem gleichmäßigen Gesetzesvollzug dienende Richtlinie ... herangezogen werden kann.“ 
[BE04]. 
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scherweise überhöhten Parameter (z.B. Sulfat, Chlorid) wurden deutliche Anpassungen in den 
so genannten W-Klassen der TR LAB vorgegeben [TRLAB98]. 
Bei der Überarbeitung der TR LAB 2004 wurden die Werte der TR LAGA M20, TR Boden, 
übernommen [TRLAGA-BO04]. Als mögliche Ziele einer Verwertungsmaßnahme gelten 
nach TR LAB (2004): 
• Sicherung von Böschungen 
• Gestaltung von Tagebaurestlöchern oder Halden 
• den Tagebau zur Wiedernutzbarmachung verfüllen 
Sollte also z.B. ein Braunkohleunternehmen vor der Frage stehen, ob die Möglichkeit besteht, 
einen ausgekohlten Großtagebau als Verwertungsmaßnahme mit mineralischen Bauabfällen 
aufzufüllen, so findet es in den TR LAB (2004) die notwendigen Angaben dazu. Ebenso sollte 
ein Haldenbesitzer, der erwägt, Bauabfälle auf die Halde aufzubringen, um die Standfestigkeit 
von Böschungen zu erhöhen, die Anforderungen der TR LAB beachten. 
Nicht einschlägig sind die TR LAB (2004) dagegen bei der Verfüllung von Kies- oder Ton-
gruben, unabhängig davon, ob sie bergrechtlich genehmigt wurden oder nicht, da ihr Gel-
tungsbereich auf bergbauliche Sonderfälle beschränkt bleiben soll. 
 
2.2.2 Verwertung in Boden 
Es zeigte sich schon bald, dass die in § 12 BBodSchV im Einzelnen genannten Anforderun-
gen fachlich weiter konkretisiert werden mussten, um der praktischen Anwendung zu genü-
gen, z.B. bei zu detaillierenden Abgrenzungsfragen zur Mächtigkeit der durchwurzelbaren 
Bodenschicht oder zum Materialienbegriff. Daher wurde vom Länderausschuss Boden (LA-
BO) eine Vollzugshilfe speziell zu § 12 BBodSchV erarbeitet, in der die einzelnen Anforde-
rungen weiter konkretisiert worden sind [BBodSchV§12-01]. 
Die Vollzugshilfe weist in ihrem Anhang 3 darauf hin, dass sich der vorsorgende Boden-
schutz auch auf die unterhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht befindlichen Bereiche be-
zieht. Die tieferen Bodenschichten übernehmen demnach Funktionen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 
BBodSchG als Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen. Da-
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durch sind auch materielle Anforderungen des Bodenschutzes an die unteren Schichten zu 
stellen.3 
Das bedeutet, dass für die Vorsorge des Bodenschutzes beim Einbringen von Material in die 
unteren Schichten zwar die Zuordnungswerte der TR LAGA M20 (Abfallrecht) anzuwenden 
sind, dennoch die Vorsorgewerte der BBodSchV (materiell) zusätzlich zu berücksichtigen 
sind [BBodSchV§12-01]. Die Grenzwertvorgaben für Boden der TR LAGA M20 und der 
BBodSchV sind allerdings nicht identisch.  
Zur Verfüllung von Bodenmaterial in tiefere Schichten werden in der Vollzugshilfe zum § 12 
BBodSchV keine Angaben gemacht. Jedoch wird die Herstellung einer kultivierbaren Boden-
schicht im Rahmen einer Rekultivierung näher ausgeführt. Zur Beurteilung der rekultivierten 
Oberschicht ist der Ausgangszustand der betrachteten Fläche vor der Abgrabung von Interes-
se. Im Falle des Wiedereinbaus des Ausgangsmaterials z.B. sind die Anforderungen des vor-
sorgenden Bodenschutzes nicht ohne weiteres erfüllt, da das Bodengefüge zerstört wurde. 
Eine Ausgleichsmaßnahme wäre in diesem Fall erforderlich [BBodSchV§12-01]. Bei einem 
Einbau von Fremdmaterial könnte die Kompensation darin bestehen, dass z.B. ein qualitativ 
hochwertiger Boden eingebaut wird oder spezielle Bodenfunktionen hergestellt werden. 
Die beschriebene Entwicklung, bei der die Bedeutung des Umweltmediums Boden betont 
wurde, führte dazu, dass die bisherige Verwertungspraxis grundsätzlich in Frage gestellt wur-
de.  
 
2.2.3 Grundsätze des vorsorgenden Grundwasserschutzes 
Neben dem vorsorgenden Bodenschutz ist bei der Verwertung von mineralischen Abfällen im 
Boden auch der vorsorgende Grundwasserschutz Gegenstand der Forschung, da er im Was-
serhaushaltsgesetz (WHG) nicht näher behandelt wird.  
Die Beurteilung der Abwehr von Gefahr für das Grundwasser erfolgt nach der BBodSchV 
anhand von nutzungsunabhängigen Prüfwerten für Sickerwasser am so genannten Ort der 
                                                 
3 Vollzugshilfe zu § 12 BBodSchV 
Anhang 3: Abgrenzungsgrundsätze (...) 
Anforderungen des vorsorgenden Bodenschutzes gelten auch unterhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht und 
ergeben sich materiell insbesondere aus § 7 BBodSchG in Verbindung mit § 9 BBodSchV. 
Begründung: Nach § 2 BBodSchG ist Boden i. S. d. Gesetzes die obere Schicht der Erdkruste, soweit sie Träger 
der in § 2 II BBodSchG genannten Bodenfunktionen ist, ohne Grundwasser und Gewässerbetten. Mithin bezie-
hen sich die Bestimmungen für den vorsorgenden Bodenschutz nicht nur auf die durchwurzelbare Bodenschicht, 
sondern auf den Boden insgesamt. Das heißt, § 7 BBodSchG gilt insbesondere in Verbindung mit § 9 
BBodSchV für den gesamten Boden, also auch unterhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht.  
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Beurteilung (OdB). Wohlgemerkt wird hier nicht die Grundwasserkonzentration selber be-
wertet, sondern der mögliche Schadstoffeintrag über das Sickerwasser an dem Ort des Über-
gangs in das Grundwasser, da die Zuständigkeit des Bodenrechts an dieser Stelle endet. Das 
Grundwasser selber fällt in den Zuständigkeitsbereich des Wasserrechts [BBodSchV99].  
Zur Beurteilung von bereits vorliegenden Wasserschäden und Belastungen des Grundwassers 
wurden die Geringfügigkeitsschwellen (GFS) von der Landesarbeitsgemeinschaft Wasser 
(LAWA) eingeführt. Mit dem Begriff Geringfügigkeitsschwelle ist die Festlegung eines che-
misch und physikalisch guten Zustands von Grundwasser ausschließlich am Ort der Beurtei-
lung (OdB) gemeint. Wird die Geringfügigkeitsschwelle eingehalten, handelt es sich um 
Grundwasser, das im rechtlichen Sinne zwischen „natürlich rein“ und „nicht verunreinigt“ 
anzusiedeln ist [GFS04]. 
Für den numerischen Wert der GFS wurden im Jahr 2000 zunächst die Prüfwerte aus Anh. 2 
BBodSchV für den Wirkungspfad Boden-Grundwasser übernommen. Davon ausgehend erar-
beitete die LAWA eine aktualisierte Liste der GFS auf Grundlage human- und ökotoxikologi-
scher Daten. Eine Ableitung der GFS aus den Grundwasser-Hintergrundwerten wurde von der 
LAWA aus rechtlichen Gründen und wegen der fehlenden Praktikabilität verworfen [GFS04]. 
Dennoch werden die Hintergrundwerte im Rahmen der integrierten Plausibilitätsprüfung her-
angezogen, wenn human- und ökotoxikologisch abgeleitete Werte die Hintergrundwerte un-
terschreiten. 
Für die humantoxikologische Beurteilung wurden die Grenzwerte der Trinkwasserverordnung 
als Grundlage genommen und um die Basisdaten der Toxikologie erweitert [TrinkWV01]. 
Die ökotoxikologische Beurteilung erfolgte aufgrund vorliegender Daten (siehe auch Kap. 3). 
Zur Berücksichtigung der Hintergrundkonzentrationen wird den Spurenelementen zu den 
ökotoxikologisch abgeleiteten Werten ein Basiswert addiert. Für nicht abschließend bewertete 
Stoffe wird im Rahmen einer so genannten Plausibilitätsprüfung eine Obergrenze von 0,01 
μg/l festgelegt [GFS04]. Die neuen GFS, die z.T. deutlich schärfer ausfielen als die Prüfwerte 
der BBodSchV, wurden 2004 von der LAWA vorgelegt und von der UMK zur Kenntnis ge-
nommen. 
Bei der geplanten Verwertung mineralischer Abfälle und dem Einsatz mineralischer Produkte 
sind die durch die LAWA eingebrachten Grundsätze des vorsorgenden Grundwasserschutzes 
(GAP-Papier 2002) zu beachten [GFS04]. Nach dem GAP-Papier sind Maßnahmen, die zu 
einer schädlichen Veränderung der physikalischen oder biologischen Beschaffenheit des 
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Grundwassers führen können, prinzipiell nicht zulässig. Als Geltungsbereich wird die Verfül-
lung von Abgrabungen explizit erwähnt [GAP02]. 
Um zu klären, wie die ursprünglich für die Nachsorge abgeleiteten, gefahrenbezogenen Ge-
ringfügigkeitsschwellen (GFS) in der Vorsorge anzuwenden sind, wurde versucht, eine klare 
Unterscheidung hinsichtlich des OdB gemacht. Im Nachsorgebereich bestand weitgehend 
Einigkeit darüber, dass der OdB sich oberhalb des höchsten möglichen Grundwasserstands 
befindet.  
Im Vorsorgebereich dagegen wurde darüber gestritten, ob der OdB für die Einhaltung der 
GFS laut GAP-Papier an die Unterkante des eingebauten Materials verlegt werden sollte. 
Damit sollte ein ausreichender Sicherheitsabstand gegen erhöhte Schadstoffbelastungen ge-
währleisten werden [AL05]. Das Bestreben, Grenzwerte zu vereinheitlichen, ist offenbar dann 
zweifelhaft, wenn diese zur Beurteilung von unterschiedlichen Schadensszenarien dienen sol-
len. Prüfwerte sind Grenzwerte, die durch die Beurteilung von Immissionen erfasst wurden. 
Sie dienen zur Prüfung einer schädlichen Verunreinigung eines Grundwasserabschnitts, wo-
gegen die Prüfwerte der BBodSchV Emissionsgrenzwerte sind, die der bodenschutzrechtli-
chen Gefahrenbeurteilung am OdB dienen. Offenbar befindet sich der OdB sowohl für die 
GFS als auch für die Prüfwerte an der Stelle, an dem das Sickerwasser in das Grundwasser 
übergeht. Zu beachten ist ebenfalls, dass die Prüfwerte sich auf das Sickerwasser an dieser 
Stelle und nicht auf das Grundwasser beziehen [HY04].  
Welche Entfernung das Sickerwasser zurücklegt und welches Material dabei durchströmt 
wird, ist im GAP-Papier nicht näher thematisiert [AL05].  
 
2.2.4 Sickerwasserprognose 
Die Sickerwasserprognose „Prognose des Schadstoffeintrages in das Grundwasser mit dem 
Sickerwasser“ [BBodSchV99] ist ein Instrument, das anhand der Analyse des einzubringen-
den Materials helfen soll, die nach erfolgter Verwertung zu erwartende Mobilisierung von 
Schadstoffen zu prognostizieren. Aussagekräftige Sickerwasserprognoseverfahren (zumeist 
Elutionsverfahren) zur Bestimmung der mobilen Stoffgehalte einer Probe befanden sich zur 
Zeit des In-Kraft-Tretens der BBodSchV noch in einer intensiven Entwicklungsphase. 
Zwar gilt die Analytik zur Bestimmung der Eluatgehalte anorganischer Schadstoffe durch die 
Erfahrungen mit Schüttelversuchen im Altlastenbereich als relativ zuverlässig, doch die ge-
naue und reproduzierbare Bestimmung der Mobilisierbarkeit insbesondere organischer Schad-
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stoffe (z.B. PAK) stellte sich als schwierig heraus. Ein weiteres Problemfeld stellt die nicht 
immer gegebene Vergleichbarkeit unterschiedlicher Elutionsverfahren dar [SC02]. 
Für die Bestimmung anorganischer Schadstoffe sind „Schütteltests“ (z.B. S4-Test = Test nach 
DIN 38414-S4) seit langem aus der Altlastensanierung bekannt und werden von der LAGA M 
20 zur Anwendung empfohlen [DIN38414-4-84]. Die BBodSchV bevorzugt bei anorgani-
schen Schadstoffen die Anwendung des Bodensättigungsextraktes (BSE) [BBodSchV99].  
Zur Bestimmung organischer Schadstoffe werden Säulen- und Lysimeterversuche empfohlen. 
Lysimeter-Versuche sind jedoch aufwändig und kostenintensiv. Bei Säulenversuchen liegt die 
Hauptschwierigkeit darin, im Labor eine Unterscheidung zwischen Gleichgewichts4- und Un-
gleichgewichtsbedingungen festzustellen [SU04].  
Die Sickerwasserprognose bedurfte genauer und zuverlässiger Methoden, um Aussagen bzgl. 
einer möglichen Schadstoffbelastung machen zu können. Eine DIN-Arbeitsgruppe erarbeitete 
bis zum Jahr 1998 die – teilweise wieder zurückgezogenen - Vornormen DIN V 19735 und 
DIN V 19736, in denen der Versuch unternommen wurde, eine methodisch geeignete Vorge-
hensweise zur Bestimmung von Quellstärke und Transportprognose vorzugeben 
[DINV19735-99, DINV19736-99]. Im September 1999 erfolgte die Bekanntmachung über 
die Förderung des FuE-Verbundvorhabens zum Thema Sickerwasserprognose. Ca. 30 Projek-
te beschäftigten sich mit der Untersuchung des Elutionsverhaltens von Schadstoffen aus 
schwach kontaminierten Materialien (Quellstärke) sowie der Weiterentwicklung bestehender 
Modelle zur Transportprognose der Schadstoffe mit dem Sickerwasser in das Grundwasser. 
Schwerpunkte des Verbundvorhabens waren die [SI99] 
- Untersuchung des Elutionsverhaltens von Schadstoffen aus schwach kontaminierten Ma-
terialien (Quellstärke)  
- Weiterentwicklung bestehender Modelle der Schadstoffe mit dem Sickerwasser in das 
Grundwasser (Transportprognose) 
Die Projektteilnehmer erhielten für ihre Untersuchungen (Ringversuch) exakt charakterisierte 
Referenzmaterialien [SI99]. Die Ergebnisse des Verbundvorhabens waren zum Teil sehr di-
vergent. Sie sollen in die geplante Bundes-Verwertungsverordnung einfließen. 
                                                 
4 Gleichgewichtsbedingungen können sich einstellen, wenn die Kontaktzeit des perkolierenden Wassers groß 
genug ist für den diffusen Stofftransfer zwischen dem Sorptionsort und dem mobilen Perkolationswasser bis zu 
einem Konzentrationsausgleich. [SU04] 
 
 25
Abschließend bleibt festzuhalten, dass es trotz vielfältiger Untersuchungen zu Elutionsverfah-
ren immer noch schwierig ist, zuverlässige Aussagen über zu erwartenden Belastungen zu 
tätigen. 
2.2.5 Regelung der Verfüllung von Abgrabungen bis 2004 
Eine gemeinsame Arbeitsgruppe der Länderarbeitsgemeinschaften LABO, LAGA und LA-
WA und des Länderausschusses Immissionsschutz LAI erhielt im Oktober 1999 von der 
Umweltministerkonferenz (UMK) die Aufgabe, Verfüllungen unterhalb der durchwurzelbaren 
Bodenschicht neu zu regeln. Die Arbeitsgruppe erarbeitete daraufhin einen Bericht über die 
"Harmonisierung der den Boden betreffenden Werteregelungen“ [BE02].  
In dem Bericht wurden für das zu verwertende Material bei der Verfüllung von Abgrabungen 
weitreichende Änderungen gegenüber der bisherigen Praxis gefordert: 
- Verwendung von ausschließlich Bodenmaterial (Humusgehalt < 8 %) 
- Keine Überschreitung der Z0-Feststoff-Werte der überarbeiteten TR LAGA M20 
- Angleichung der neuen Z0-Feststoffwerte der TR LAGA M20 an die in der 
BBodSchV genannten Vorsorgewerten für die Bodenarten Ton, Lehm/Schluff und 
Sand  
Ein zu bewertendes Material, dass sich in die oben genannten Bodenarten einordnen lässt, 
wäre demnach klar definiert und könnte nach den Vorsorgewerten der BBodSchV bewertet 
werden. In diesem Fall wäre dann auch keine Eluatuntersuchung notwendig [VvA02].  
Eine schwierigere Beurteilungsaufgabe ergäbe sich, wenn das Bodenmaterial den oben ge-
nannten Bodenarten nicht eindeutig zugeordnet werden kann oder wenn es sich um Material 
aus der Bodenbehandlung handelt. Für diesen Fall wird in dem Bericht der Arbeitsgruppe 
vorgeschlagen, dass ausschließlich die Vorsorgewerte der Bodenart Lehm/Schluff anzusetzen 
wären. Bei Einhalten der Werte müsste noch zusätzlich eine Eluatuntersuchung durchgeführt 
werden, deren Ergebnis die neuen Z0-Eluatwerte der TR LAGA M20 für Boden einhalten 
sollte [VvA02].  
Diesen Forderungen, die ein erhebliches Abweichen von der bisherigen Verfüllungspraxis 
bedeutet hätten, wurde jedoch von der Wirtschaftsministerkonferenz (WMK) am 
01./02.03.2001 widersprochen [BE02]. Die WMK hat daraufhin die UMK gebeten, es bei der 
bisherigen Handhabung der Verfüllung von Abgrabungen zu belassen. 
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Die Arbeitsgruppe erstellte ein Arbeitspapier „Verfüllung von Abgrabungen“, dass nach 
mehrfacher Überarbeitung im Jahr 2003 eine neue Systematik bei Anwendung und Zusam-
mensetzung der Vorsorgewerte-Tabellen enthielt [VvA02]. Das Arbeitspapier wurde dann 
auch in den Teil „TR Boden“ (TR LAGA M20 – TR Boden) der überarbeiteten TR LAGA 
M20 übernommen. Demnach sollte nur noch der Einsatz von Bodenmaterial bei der Verfül-
lung einer Abgrabung in Frage kommen [TRLAGA-BO04].  
Die Einbauklasse Z0 für Bodenmaterial entspricht in der „TR Boden“ den Vorsorgewerten 
der BBodSchV, was nach dem Arbeitspapier der so genannte Regelfall sein soll (siehe Abb. 
2.1). Beim Ausnahmefall ist eine Überschreitung der Z0-Werte bis zu den so genannten Z0*-
Werten möglich (siehe Abb. 2.2). Die Feststoffwerte Z0* entsprechen bei den meisten Schad-
stoffen den doppelten Z0-Feststoffwerten, während die Z0*-Eluatwerte den Geringfügigkeits-
schwellenwerten an der Unterkante der Verfüllung gleich zu setzen sind [TRLAGA-BO04]. 
Weitere Bedingung der „TR Boden“ ist, dass die Verfüllung außerhalb wasserwirtschaftlicher 
Schutzgebiete liegen sollte. Zudem muss das eingebrachte Bodenmaterial mit einer mindes-
tens 2 m mächtigen Schicht kultivierbarem Boden abgedeckt werden. In Gebieten mit natur-
bedingt oder großflächig siedlungsbedingt erhöhten Schadstoffgehalten dürfen unter Umstän-
den für einzelne Parameter spezifische Zuordnungswerte festgelegt werden [TRLAGA-
BO04].  
Im Zusammenhang mit so genannten „bodenähnlichen Anwendungen“ ist nur noch von ei-
nem „Uneingeschränktem Einbau“ (Einbauklasse Z0) die Rede. Ein „Eingeschränkter offener 
Einbau“ (Z1) wie er in der TR LAGA M20 (1997) noch möglich war, ist dann nicht mehr 
vorgesehen.  
Die Einbauklassen Z1 und Z2 sollten ausschließlich für die Bewertung von Materialien (Bo-
den und Bauschutt) vor dem Einbringen in technische Bauwerke verwendet werden. Bau-
schutt sollte nach „TR Boden“ nur noch bei technischen Bauwerken zugelassen werden, da 
das Material in diesem Fall keine Bodenfunktionen übernehmen muss [TRLAGA-BO04]. 
Die generellen Regelungen im „Allgemeinen Teil“ der überarbeiteten TR LAGA M20 er-
schweren – neben den speziellen Vorgaben der „TR Boden“ - die Genehmigung und Durch-
führung der Verfüllungen von Abgrabungen weiter.  
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Abbildung 2.1:  Geplanter Verfahrensablaufs einer Verfüllung nach „TR Boden“ 2004 [TRLAGA-BO04] 
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Abbildung 2.2: Verfüllung nach „TR Boden“ (2004) – Ausnahmeregelung [TRLAGA-BO04] 
 
2.2.6 Auflösung der LAGA-Arbeitsgruppe im Jahr 2004 – Eckpunkte der LAGA 
Nachdem die überarbeitete Version der TR LAGA M20 – „TR Boden“ von der UMK am 
4./5.11.2004 zur Kenntnis genommen wurde, kündigten mehrere Bundesländer unmittelbar 
darauf eine unterschiedliche inhaltliche Bewertung und Übernahme der TR LAGA M20 in den 
Vollzug an. Die geplante „TR Bauschutt“ kam aufgrund der kontroversen Diskussion zur TR 
Boden über ein Frühstadium nicht hinaus. 
Die Wirtschaftsministerkonferenz (WMK) nahm am 8./9.12.2004 diese Ankündigungen der 
Bundesländer als eines der Argumente auf5, die gegen eine Übernahme der „TR Boden“ in den 
Vollzug sprachen. Die WMK sprach sich einstimmig gegen die Übernahme der „TR Boden“ in 
den Vollzug aus. Ein weiterer Grund für die Ablehnung war, laut WMK, die unzureichende 
Verknüpfung des Geringfügigkeitsschwellenkonzeptes mit der TR LAGA M206. In diesem 
Zusammenhang wurde auch die Bedeutung der ökonomischen Bedürfnisse der betroffenen In-
                                                 
5 63. WMK, 8./9.12.2004, Top 16f, Nr. I Pkt. 1: Unter ökologischen und ökonomischen Aspekten ist ein bundes-
einheitlicher Vollzug der Abfallverwertung unabdingbar. Unterschiedliche Vorgaben bei der Verwertung mine-
ralischer Abfälle in einzelnen Ländern ohne ökologische Begründung würden zu "Abfalltourismus" und Wett-
bewerbsverzerrungen führen und damit den Wirtschaftsstandort Deutschland schwächen. 
6 63. WMK, 8./9.12.2004, Top 16f, Nr. I Pkt. 3: Die Wirtschaftsministerkonferenz stellt fest, dass seitens der 
LAGA eine Harmonisierung der Technischen Regeln mit bodenbezogenen Werteregelungen, insbesondere mit 
den Geringfügigkeitsschwellenwerten nicht in ausreichendem Maße erreicht wurde. Die Geringfügig-
keitsschwellenwerte der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) sind bislang nicht mit Anwendungsregeln 
verknüpft, und es besteht kein hinreichend abgesicherter Bezug zu den Zuordnungswerten der fortgeschriebenen 
verschärften Technischen Regeln. 
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dustrie herausgestellt7. Jedoch betonte auch die WMK, dass sie eine möglichst schnelle Aus-
führung des Harmonisierungsprozesses wünscht8. 
Mehr als die rein abfallrechtliche motivierte TR LAGA M20 (1997) hatte das Nachfolgewerk 
andere umweltrelevante Vorgaben wie Boden- und Wasserschutz berücksichtigt. Im überarbei-
teten Teil der TR LAGA M20 – „TR Boden“ wurden mehrere diesbezügliche Unklarheiten 
beseitigt. Speziell den Anforderungen der BBodSchV wurde Rechnung getragen. Dennoch 
bleiben viele offene Fragen zum Regelungsvollzug offen, was dazu führte, dass die Bundeslän-
der die neuen Regeln zum Teil sehr unterschiedlich auslegen wollten. 
Es zeigte sich, dass die TR LAGA M20 - auch wenn sie von einigen Bundesländern in den 
Rang einer Verwaltungsvorschrift gesetzt wurde - nicht den Anspruch haben konnte, bei Kon-
flikten zwischen Kreislaufwirtschaft und Umweltschutz als Vermittlungsinstrument zu helfen 
[BE04].  
Bevor die Arbeitsgruppe der LAGA endgültig die Arbeit einstellte, erarbeitete sie ein so ge-
nanntes Eckpunktepapier, in dem eine Verwertung auf der Grundlage der bisher erzielten Er-
gebnisse empfohlen wird. Dieses Eckpunktepapier sollte nach Wunsch der Arbeitsgruppe 
Grundlage für eine zu erstellende Bundes-Verwertungsverordnung sein [BE04].  
 
2.2.7 Zweites Tongrubenurteil 2005 
Am 14.04.2005 fällte das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) in einem seit 2003 anhängi-
gen Verfahren zur Verfüllung einer Tongrube in Rheinland-Pfalz ein Urteil mit erheblichen 
Auswirkungen auf die weitere Entwicklung der Verwertung [BVG05]. 
In diesem so genannten „Tongrubenurteil II“ sprach das BVerwG der TR LAGA M20 (1997) 
jegliche verbindliche Geltung sowohl für Behörden als auch für Gerichte ab, da sie „keine 
normkonkretisierende Verwaltungsvorschrift“ sei [BVG05]. Zudem seien die TR LAGA M20 
(1997) nicht dem Bodenrecht angepasst. Von der Überarbeitung der TR LAGA M20 erkennt 
das BVerwG lediglich den „Allgemeinen Teil“ [TR LAGA-AT03] an, erklärt aber nicht, ob 
                                                 
763. WMK, 8./9.12.2004, Top 16f, Nr. I Pkt. 4: Die Umsetzung des Geringfügigkeitsschwellenkonzeptes auf 
neue Eluat-Werte hat auf Grund von gesicherten wissenschaftlichen Erkenntnissen und unter Berücksichtigung 
der ökonomischen Bedürfnisse der betroffenen Wirtschaft zu erfolgen. 
 
8 63. WMK, 8./9.12.2004, Top 16f, Nr. I Pkt. 2: Die Wirtschaftsministerkonferenz hält es für erforderlich, die 
Verwaltungspraxis der Länder zur Verwertung von mineralischen Abfällen anzugleichen. Sie bittet die Um-
weltministerkonferenz daher, die Arbeiten zur bundeseinheitlichen Harmonisierung der Anforderungen an die 
Verwertung mineralischer Abfälle fortzuführen und kurzfristig abzuschließen. 
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dieses Fragment überhaupt einen Rechtsanspruch haben kann. Den zum Teil nicht fertig über-
arbeiteten speziellen Teilen der TR LAGA M20 „TR Boden“ und „TR Bauschutt“ kann – laut 
BVerwG – erst recht keine rechtlichen Bedeutung zugesprochen werden [BVG05].  
Mangels bergrechtlicher Vorschriften über die Verwendung bergbaufremder Abfälle sollten 
laut BVerwG die bodenschutzrechtlichen Regelungen gemäß §3 Nr.10 BBodSchG Beachtung 
finden. In dem Urteil von 2005 legt das BVerwG allerdings die Feststoff-Grenzwerte für das 
zu verfüllende Material nicht auf die Vorsorgewerte für die Böden nach BBodSchV fest. In 
diesem Fall wäre eine Verwertung der bis dahin eingesetzten Materialien ausgeschlossen ge-
wesen. Vielmehr lenkt das BVerwG sein Augenmerk auf den Schutz der Nachbarschafts-
grundstücke. Die in dem betrachteten Grundstück zu entsorgenden Materialien dürfen dem-
nach nicht dazu beitragen, dass auf und in den Nachbargrundstücken Überschreitungen der 
Vorsorgewerte nach BBodSchV verursacht werden. Zu Grenzwerten direkt bezogen auf das 
zu verfüllende Material äußert sich das BVerwG nicht [BVG05]. 
 
2.2.8 Allgemeine Verwertungspraxis in den Bundesländern 
Obwohl es das ursprüngliche Ziel der UMK war, die TR LAGA M20 (1997) mit einem Be-
schluss einheitlich auf Bundesebene einzuführen, konnte hierfür nie die notwendige Akzep-
tanz gefunden werden. Bei der 49. UMK vom 23.06.1997 kam die zuständige Bund/Länder 
AG der LAGA zu dem Schluss, dass die materiellen Inhalte der TR LAGA M20 (1997) von 
den zuständigen Behörden als verbindlich anerkannt wurden, eine Einführung in vollem Um-
fang jedoch nur bei einigen Bundesländern durchgeführt worden war [REC00].  
Eine offizielle Einführung der TR LAGA M20 (1997) durch Erlass/VO erfolgte bis 1999 in 
Brandenburg, Hamburg, Niedersachsen, Saarland, Schleswig-Holstein und Thüringen. Ohne 
Erlass geschah eine Einführung in Berlin, Mecklenburg-Vorpommern und Bremen. Aufgrund 
einer Empfehlung wurde die TR LAGA M20 (1997) in Hessen, Rheinland-Pfalz und Sach-
sen-Anhalt angewendet. Keine Einführung erfolgte in den Ländern Baden-Württemberg, Bay-
ern, Sachsen und Nordrhein-Westfalen, die sich durch eine im bundesweiten Vergleich hohe 
Recycling-Baustoffproduktionsrate auszeichnen [REC00]. Dennoch wurde die TR LAGA 
M20 (1997) in den Bundesländern, in denen sie nicht eingeführt wurden, im Allgemeinen als 
Stand der Technik anerkannt, was den behördlichen Vollzug zusätzlich erschwerte.  
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Nachdem die Rechtmäßigkeit der Verfahrensweise nach TR LAGA M20 (1997) bei Verwer-
tungen durch die Einführung eines bundesweit einheitlichen Bodenschutzrechts 1999 frag-
würdig wurde, bildeten sich in den Bundesländern unterschiedliche neue Ansätze heraus. 
Die südlichen Bundesländern Bayern und Baden-Württemberg versuchten sich – soweit mög-
lich – von der Verfahrensweise nach TR LAGA M20 abzusetzen und eigene Konzepte einzu-
führen, die auf einer Einigung zwischen Wirtschaft und Umweltvertretern basieren sollte. 
Schon 1995 wurde in Bayern die „Wiederverfüllung von Sand- und Kiesgruben“ durch ein 
Merkblatt geregelt. [BAY-VERF95]. 2001 folgte das so genannte Eckpunktepapier „Anforde-
rungen an die Verfüllung von Gruben und Brüchen“, 2002 wurde als Ergänzung ein „Leitfa-
den zur Verfüllung von Gruben und Brüchen sowie Tagebauen“ in den Vollzug eingeführt 
[BAY-LEIT02]. Leitfaden und Eckpunktepapier sind für Verfüllungen aller Bereiche, Rechte 
und Materialien umfassende Dokumente und ersetzten komplett die entsprechenden Regelun-
gen der TR LAGA M20 (1997) in Bayern [BAY-LEIT02].  
Einen eigenen Weg ging auch Hessen, das 2002 die „Gemeinsame Richtlinie für die Verwer-
tung von Bodenmaterial, Bauschutt und Straßenaufbruch in Tagebauen und im Rahmen sons-
tiger Abgrabungen“ für die Dauer von 5 Jahre einführte [HES-RL02]. Die Richtlinie verfolgte 
das Ziel, den 2002 von der UMK beschlossenen Bericht „Verfüllung von Abgrabungen“ 
[VvA02] umzusetzen. Die Hessische Richtlinie wurde unter Absprache mit den Landesver-
bänden nach dem in Hessen geltenden „Modell der Umweltallianz“ vereinbart [HES-RL02].  
Die Nordländer Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg, Bremen und Mecklenburg-
Vorpommern unternahmen mehrfach Bemühungen die überarbeitete TR LAGA M20 in den 
praktischen Vollzug zu übernehmen, was jedoch jeweils am Widerstand der Wirtschaftsver-
bände der Länder scheiterte. Andere Länder warteten entweder ab oder versuchten einen Weg 
zu gehen, der einen Kompromiss darstellte zwischen der Verfahrensweise nach TR LAGA 
M20 und eigenen Ansätzen. Der Prozess der zunehmenden unterschiedlichen Verfahrenswei-
sen in den Bundesländern dauert bis in die Gegenwart (Ende 2007) an.  
 
2.2.9 Bundes-Verwertungsverordnung 
Nach dem 2. Tongrubenurteil im Jahr 2005 wurde die bis dahin immer noch in einigen Bun-
desländern beliebte Anwendung der TR LAGA M20 (1997) endgültig in Frage gestellt. Dar-
aufhin reagierte die Bundespolitik damit, die Grundlagen für die Erstellung einer Bundes-
Verordnung zu schaffen. Das Bundes-Umweltministerium (BMU) wurde beauftragt, eine für 
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alle Länder verbindliche Verwertungs-Verordnung zu erarbeiten. Auf einem am 13./14. Feb. 
2006 veranstalteten Workshop wurde die Forderung nach einer Bundes-Verordnung von allen 
Interessenvertretern überwiegend befürwortet. Die langjährigen, oft negativen Erfahrungen 
führten dazu, dass sie Rechtssicherheit, einheitliche Wettbewerbsbedingungen und administ-
rative Erleichterungen durch eine Bundes-Verordnung wünschten.  
Nach ausführlichen Vorbereitungen und unter Berücksichtigung aktueller Forschungsergeb-
nisse wurde am 13. Nov. 2007 der Arbeitsentwurf einer „Verordnung zur Regelung des Ein-
baus von mineralischen Ersatzbaustoffen in technischen Bauwerken und zur Änderung der 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung“ veröffentlicht. Geplant ist damit die Einfüh-
rung einer so genannten Artikelverordnung, bei der neben der eigentlichen Verwertungsver-
ordnung auch eine Änderung der BBodSchV durchgeführt werden soll. Damit trägt der Ge-
setzgeber dem Umstand Rechnung, dass der „Einbau mineralischer Abfälle zu bautechnischen 
Zwecken“ von der „bodenähnlichen Verwendung von Material (Landschaftsgestaltung, Ver-
füllung von Abgrabungen)“ zu trennen ist. Die Verfüllung von Abgrabungen wird also vor-
aussichtlich in mittlerer Zukunft vorwiegend durch Vorgaben der überarbeiteten BBodSchV 
rechtlich geregelt. In der neuen BBodSchV wird der bisher stark umstrittene § 12 über das 
Einbringen von Material in Boden aufgeteilt in einen neuen § 12 zum Einbringen von Materi-
al in die durchwurzelbare Bodenschicht und einen bisher nicht vorhandenen § 12a zum Ein-
bringen von Material in die unteren Bodenschichten. Die Auflagen des neuen §12a 
BBodSchV orientieren sich dabei offenbar an dem Arbeitspapier „Verfüllung von Abgrabun-
gen“. Die Vorsorgewerte, die einzuhalten sind, entsprechen größtenteils den Z0-Werten der 
TR LAGA (2004). Die neue Verwertungs-Verordnung wird daher – wenn es gegenüber dem 
Arbeitsentwurf zu keinen großen Änderungen mehr kommt – hinsichtlich der Materialbe-
schaffung wohl nicht zu einer Erleichterung der Verfüllung von Abgrabung führen.  
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3 Systematik der Bewertung von Schadstoffen 
 
Eine ordnungsgemäße Verwertung findet dann statt, wenn sie im Einklang mit den öffentlich 
rechtlichen Vorschriften verläuft. Eine schadlose Verwertung findet statt, wenn nach der Be-
schaffenheit der Abfälle, dem Ausmaß der Verunreinigungen und der Art der Verwertung 
keine Beeinträchtigungen des Wohls der Allgemeinheit zu erwarten sind. Diese allgemeinen 
Vorgaben sind sinngemäß in §5 Abs. 3 KrW-/AbfG zu finden, es finden sich dort aber keine 
Angaben, welche Maßnahmen in der Einbaupraxis geeignet sind, die Verfüllung einer Abgra-
bung schadlos durchzuführen.  
Die wörtliche Bedeutung des gesetzlich verankerten Begriffes „Schadlosigkeit“ unterstellt die 
Möglichkeit einer kompletten Abwesenheit aller denkbaren Schadstoffe. Da jedoch aus-
nahmslos alle mineralischen Materialien (sogar natürlich vorkommende Baustoffe) Schadstof-
fe enthalten, kann der Gesetzgeber diesen absolut reinen Zustand nicht gemeint haben. Dar-
über, wie die Schadlosigkeit genau zu definieren und bemessen ist, existieren unterschiedliche 
Meinungen bei Politik, Wirtschaft, Behörden und Forschung.  
In dem vorliegenden Kapitel geht es darum, welche Stoffe bezogen auf die Menge Eigen-
schaften annehmen, dass sie allgemein als Schadstoff bezeichnet werden und wie sich die 
Schadstoffgehalte in den Ausgangsmaterialien bestimmen lassen. 
 
3.1 Schadstoffgehalt – Gefahr, Verteilung und Bestimmung 
Das Vermögen eines Stoffes bei Aufnahme einer bestimmten Dosis durch Menschen bzw. 
Flora und Fauna schädigend zu wirken, wird als Toxizität bezeichnet [BA95]. Bei der Aus-
wirkung der Schadstoffe wird zwischen Humantoxikologie und Ökotoxikologie unterschie-
den. Die Humantoxikologie betrifft dabei direkt den Menschen, die Ökotoxikologie hingegen 
das aquatische und terrestrische Ökosystem, wobei hierbei auch eine indirekte Schädigung 
des Menschen nicht ausgeschlossen ist (siehe Abb. 3.1) [FU01]. 
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Abbildung 3.1: Verhalten von Stoffen im Boden [FU01] 
 
3.1.1 Humantoxikologische Risikobewertung 
Als humantoxikologische Bewertungsgrundlage dienen TRD-Werte (Tolerierbare resorbierte 
Dosen). Der TRD-Wert eines Schadstoffes drückt die toxikologisch tolerierbare Körperdosis 
aus [UMW97]. Werden die TRD-Werte eingehalten, kann davon ausgegangen werden, dass 
bei lebenslanger Exposition selbst bei empfindlichen Personen keine nachteiligen Wirkungen 
auf die menschliche Gesundheit zu erwarten sind bzw. Erkrankungen nur mit sehr geringer 
Wahrscheinlichkeit auftreten können [BUG01].  
Die Ableitung der TRD-Werte erfolgte nach Beobachtungen beim Menschen oder bei Tier-
versuchen. Dabei wurde versucht, für kurzfristige und langfristige Expositionen die jeweili-
gen Aufnahmepfade, der „LOAEL“ bzw. der „NOAEL“, zu ermitteln (für kanzerogene Effek-
te keine Ermittlung des NOAEL) [KA99]. 
LOAEL (lowest observed adverse effect level) – die geringste Dosisrate, die bereits zu 
erkennbaren nachteiligen Wirkungen führt [ALT-ABC92] 
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NOAEL (no observed adverse effect level) – die höchste Dosisrate, die noch nicht zu 
erkennbaren nachteiligen Wirkungen führt [ALT-ABC92] 
Mit Hilfe von Sicherheitsfaktoren wurde, ausgehend von der jeweiligen Effektdosis, der 
TRD-Wert abgeleitet [KA99]. 
Zur humantoxikologischen Bewertung ist des Weiteren die Ermittlung des PDI (potential dai-
ly intake rate) eines Schadstoffes notwendig. Der PDI-Wert gibt die potentielle tägliche 
Schadstoffaufnahmedosis an und errechnet sich nach Formel 1 aus der Grundwasserverord-
nung [GRU97, BA95]: 
(1) UEAFARDIRCCMPDI ⋅⋅⋅⋅⋅= υ     
 PDI = potentielle (resorbierte) tägliche Schadstoffaufnahmerate [mg/kg] 
 CCM = gemessene Kontaktmedienkonzentration [mg/kg] 
 DIR = tägl., körpergewichtsspezifische Aufnahmerate [mg/kg•d] 
 R = stoffspezifische Resorptionsrate [-] 
 Aν = matrixspezifische Resorptionsrate [-] 
 EAF = Expositionsanpassungsfaktor [-] 
 U = Umrechnungsfaktor = 10-6 [kgKontaktmedium/mgKontaktmedium] 
Um eine Aussage darüber treffen zu können, ob bei einer bestimmten Menge an Schadstoff-
aufnahme das Risiko einer Erkrankung ausgeschlossen werden kann, werden Risikoindizes 
(RI) ermittelt [GRU97]. Dabei werden die TRD-Werte ins Verhältnis zu den PDI-Werten ge-
stellt. Bei einem Risikoindex von kleiner gleich 1 ( 1≤RI ) kann ein Risiko für die menschli-
che Gesundheit ausgeschlossen werden. Bei einem Risikoindex größer 1 ( 1>RI ) kann dage-
gen ein Risiko für die menschliche Gesundheit nicht ausgeschlossen werden, da die potentiel-
le tägliche Schadstoffaufnahmedosis größer ist als die toxikologisch tolerierbare Körperdosis 
[GRU97]. 
In Tabelle 3.1 finden sich die TRD-Werte für die aufgeführten Schadstoffe in Abhängigkeit 
von oraler und inhalativer Exposition. Die auf ein 10-5-Risiko (auf 100.000 Personen ein 
Krebsfall) abgeleiteten Unit-Risk-Werte ( ) für die kanzerogenen Stoffe sind hier ange-
geben. Die Unit-Risk-Werte, die sich auf eine lebenslange Exposition beziehen, werden bei 
kanzerogenen Stoffen anstelle der TRD-Werte zur Bestimmung des RI verwendet, da eine 
Beurteilung eines Risikos bei kanzerogenen Stoffen nur unter Annahme einer lebenslangen 
510−
DRUR
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Exposition durchgeführt werden kann [GRU97]. Zur Risikobewertung sollten für die kanze-
rogenen Stoffe nicht die TRD-Werte herangezogen werden, da diese nur zu Vergleichszwe-
cken angegeben sind [KA99]. 
Tabelle 3.1: TRD- und -Werte für altlastrelevante Stoffe [GRU97] 
510−
DRUR
Schadstoff Orale Exposition               Inhalative Exposition 
 ]/[ dkggTRD •μ  510−
DRUR  ]/[ dkgg •μ  
Arsen 0,3 0,0056 
Blei 1,0 - 
Cadmium 0,025 - 
Chrom VI 0,25 - 
Kupfer 25 - 
Nickel 0,08 - 
Quecksilber, anorg. 0,015 - 
Quecksilber, org. 0,05 - 
Zink n.A. n.A. 
B[a]P n.A. 0,00137* 
PCB 0,015 0,015* 
* = Ableitung unsicher oder vorläufiger Wert; n.A.= nicht abgeleitet; - = nicht relevant 
Die eigentliche Risikobewertung erfolgt letztendlich über eine Bewertungskonvention mit 
deren Hilfe die Risikoindizes (RI) durch Risikowerte (RV) als vernachlässigbares Risiko 
( ), besorgnisaufzeigendes Risiko (1<RV 101 << RV ) oder als gefahrbegründetes Risiko 
( ) beurteilt werden [GRU97]. 10≥RV
Berücksichtigung von Hintergrundbelastungen 
Die zuvor dargestellte Ermittlung der Risikowerte (RV) beinhaltet neben Schadstoffkonzent-
rationen auch die anthropogene und geogene Hintergrundbelastung eines Bodens, die daher 
anteilig im Risikowert enthalten sind [GRU97]. 
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Um eine Aussage über kontaminationsbedingte Risiken machen zu können, werden die Risi-
kowerte anhand von stoffspezifischen Background-Überschreitungsraten (BER) relativiert. 
Die BER werden anhand folgender Berechnung (Formel 2) ermittelt [GRU97]: 
(2)  
( )TBRVTRV
TBRV
TRVBER
−•
⎟⎠
⎞⎜⎝
⎛=
1,0
 
TRV = Gesamtrisikowert, aus Kontamination und anthropogener / geogener Hintergrundbelastung, 
  sowie der ubiquitären Grundbelastung 
TBRV = Gesamthintergrundrisikowert, nur aus Hintergrundbelastung und ubiquitärer Grundbelastung 
 ohne Kontamination.  
Mit Hilfe der Background-Überschreitungsraten besteht somit die Möglichkeit der Differen-
zierung, inwieweit neben eigentlichen Bodenkontaminationen auch Hintergrundbelastungen 
risikorelevant sind (siehe Tab. 3.2) [GRU97]. 
Tabelle 3.2: Risikoeinschätzung in Abhängigkeit von der Background-Überschreitungsrate (BER) [GRU97] 
 1>BER  1≤BER  
1≤RV  vernachlässigbares Risiko aus Altlast relevantes Risiko nur aus Hintergrundbe-lastung ableitbar 
101 << RV  
Besorgnisbereich, ein altlastbedingtes Risi-
ko unterhalb der Gefahrenschwelle ist nicht 
definitiv auszuschließen 
Nicht auszuschließendes altlastbedingtes 
Risiko kann signifikant aufgrund gegebener 
Hintergrundbelastung erhöht werden 
10≥RV  Gefahrenbereich, ein signifikantes, altlast-bedingtes Risiko ist gegeben 
Signifikantes altlastbedingtes Risiko kann 
durch die Hintergrundbelastung nochmals 
erhöht werden 
 
3.1.2 Ökotoxikologische Risikobewertung  
Die Bewertung der potentiellen Gefährlichkeit eines Stoffes wird vereinfacht als Risikoab-
schätzung nach Formel 3 durchgeführt [HO96]: 
(3)  Schadensrisiko = Schadenswahrscheinlichkeit • Schadensgröße 
Die Schadenswahrscheinlichkeit kann dabei entweder mit der geschätzten oder gemessenen 
Konzentration einer Chemikalie oder der Menge eines kontaminierten Umweltbestandteiles 
gleichgesetzt werden.  
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Die Schadensgröße gibt die Wirkung definierter Konzentrationen wieder, also deren Toxizi-
tät. Diese Wirkung wird entweder über den Einsatz ökotoxikologischer Wirkungstests abge-
schätzt oder mit Hilfe analytischer Verfahren aus der Ökologie, Physiologie oder Biochemie 
bestimmt [HO96]. Aus den Tests lassen sich die so genannten Wirkungsschwellen ableiten. 
Sie geben Konzentrationen an, bei denen eine nachhaltige Wirkung auf die betrachteten Spe-
zies auftreten. 
Für Schwermetalle, PCB und PAK lassen sich ökotoxikologische Wirkungsschwellen auf der 
Basis von NOEC- und LOEC-Werten ableiten [HO96]: 
NOEC: no observed effect concentration (höchste Konzentration ohne Wirkung) 
LOEC: lowest observed effect concentration (geringste Dosiskonzentration, bei der 
  eine Wirkung beobachtet wird) 
 
3.1.3 Toxizität relevanter Schadstoffe 
Die meisten Schadstoffe, die bei Mobilisierung zu einer Grundwassergefährdung beitragen 
können, sind humantoxikologisch abgeleitet. Ökotoxikologisch abgeleitete Werte sind z.B. 
Zink und Kupfer. Nachfolgend werden einige für die Beurteilung der Schadstoffhaltigkeit von 
mineralischen Materialien relevante Schadstoffe hinsichtlich ihrer human- bzw. ökotoxikolo-
gischen Wirkungen beschrieben:  
Arsen (humantoxikologisch abgeleitet) 
Humantoxikologische Wirkung: Elementares Arsen hat keine ausgeprägte giftige Wirkung, 
wobei allerdings zu beachten ist, dass es teratogen wirkt, also bei Schwangerschaften zu emb-
ryonalen Missbildungen führen kann [UMLEX01]. Arsenverbindungen dagegen wirken beim 
Menschen kanzerogen und mutagen [ALT01]. Chronische Vergiftungen führen unter anderem 
zu Nervenschäden, Leberveränderungen und Rückbildungen des Rückenmarks [UMLEX01]. 
Die Aufnahme von Arsen ist beim Menschen über die Lunge, Haut oder den Magen möglich. 
Ungefähr 50% wird im Urin wieder ausgeschieden. Die Speicherung erfolgt in den Haaren, 
Nägeln und in der Haut. 
Ökotoxikologische Wirkung: Arsen reichert sich in der Nahrungskette, z.B. in Fisch, Kalbs-, 
Rind- und Schweinefleisch sowie in Mineralwässern, an [ALT01]. Die phytotoxischen Wir-
kungen (Giftigkeit gegenüber Pflanzen) sind durch eine Abnahme der Wassertransportfähig-
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keit und den Stopp der Keimung gekennzeichnet. Die Empfindlichkeit gegen eine Arsentoxi-
zität ist abhängig von der Fähigkeit der Pflanzen, Arsen nicht an empfindliche Stellen zu 
transportieren oder nicht aufzunehmen [AL99]. 
Blei (humantoxikologisch abgeleitet) 
Humantoxikologische Wirkung: Blei führt zu Störungen der Hämoglobinsynthese. Es verur-
sacht zudem Veränderungen des zentralen Nervensystems und Zerstörung anderer Nervenzel-
len [ALT01]. Bei Blei ist der Beweis der kanzerogenen Wirkung auf den Menschen nicht aus-
reichend gegeben [TOX01]. Allerdings kann ein Krebsrisiko für den Menschen dennoch nicht 
ausgeschlossen werden [BA95], da in Tierversuchen eine Zunahme von Nierentumoren fest-
gestellt wurde [TOX01]. Die Bleiaufnahme kann beim Menschen über die Lunge, Haut und 
Nahrung erfolgen [ALT01]. 
Ökotoxikologische Wirkung: Blei akkumuliert sich in der Nahrungskette [BA95]. Auf Pflan-
zen wirkt Blei nicht sehr toxisch, wobei zu hohe Konzentrationen im Substrat zu Kümmer-
wuchs oder Absterben der Pflanzen führen können. Allerdings gibt es einige Pflanzen, vor 
allem Gräser, die sogar eine Toleranz gegenüber hohen Bleigehalten im Boden entwickeln 
und daher zur Rekultivierung verunreinigter Standorte eingesetzt werden können [AL99]. 
Cadmium (humantoxikologisch abgeleitet) 
Humantoxikologische Wirkung: Cadmium ist durch die Speicherung in Nieren und Leber 
gekennzeichnet, wobei gerade die Nierenfunktion ernsthaft gestört werden kann. Cadmium 
verursacht die Auflösung und Entmineralisierung der Knochensubstanz. Ein krebserzeugen-
der Verdacht ist nicht ausgeräumt [BA95]. Die Aufnahme durch den Menschen erfolgt durch 
die Lungen oder über den Magen [ALT01]. 
Ökotoxikologische Wirkung: Für Cadmium ist eine hohe Mobilität aufgrund seiner guten 
Wasserlöslichkeit kennzeichnend. Cadmium wird daher auch leicht von Pflanzen aufgenom-
men und akkumuliert in der Nahrungskette, z.B. in Rinds- oder Schweinenieren und Pilzen 
[BA95]. In Tierversuchen zeigt sich eine mutagene und teratogene Wirkung [ST91]. 
Chrom (humantoxikologisch abgeleitet) 
Humantoxikologische Wirkung: Chrom ist für den menschlichen Organismus essentiell 
[ST91], z.B. für die Aufrechterhaltung des normalen Schwankungsbereiches des Zuckerspie-
gels [ALT01]. Entscheidend für die humantoxikologische Wirkung von Chrom ist seine Oxi-
dationsstufe [UMLEX01]. Dabei sind die Cr(VI)-Verbindungen am giftigsten [ST91]. Chrom 
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ist ein bekanntes Hautallergen [ALT01]. Auf das Langzeitverhalten bezogen wirkt es zudem 
kanzerogen auf die Atmungsorgane und mutagen [ST91]. Chrom wird durch den Menschen 
über die Lunge, die Haut und den Magen aufgenommen [ALT01]. 
Ökotoxikologische Wirkung: Die toxische Wirkung von Chrom auf Pflanzen ist nicht geklärt 
[ST91]. 
Kupfer (ökotoxikologisch abgeleitet) 
Humantoxikologische Wirkung: Kupfer ist wegen seiner geringen Löslichkeit bei der Auf-
nahme über den Nahrungsweg ungefährlich [UMLEX01]. Die inhalative Aufnahme von Kup-
ferdämpfen beim Erhitzen metallischen Kupfers kann dagegen zu Übelkeit, Magenschmerzen 
oder Durchfall führen [TOX01]. 
Ökotoxikologische Wirkung: Kupfer ist vor allem für niedere Pflanzen, wie z.B. Algen oder 
Kleinpilze, ein starkes Gift, da es Spuren von löslichen Salzen in den Boden abgibt [UM-
LEX01]. 
Nickel (humantoxikologisch abgeleitet) 
Humantoxikologische Wirkung: Nickel ist beim Menschen vermutlich essentiell. Nickel-
Metall kann bei Dauerberührung mit der Haut Allergien (Nickeldermatitis) auslösen. Nickel-
staub und Nickelverbindungen hingegen sind kanzerogen [ST91]. 
Ökotoxikologische Wirkung: Bei einigen Algen wurden Wachstumshemmungen ab bestimm-
ten Nickelkonzentrationen im Wasser festgestellt, wogegen z.B. Fische relativ unempfindlich 
auf Nickel reagieren [ST91]. 
Quecksilber (humantoxikologisch abgeleitet) 
Humantoxikologische Wirkung: Quecksilber ist, je nach seiner Form, unterschiedlich toxisch, 
wobei eine kanzerogene Wirkung in keiner Form, weder beim Menschen, noch im Tierver-
such, nachgewiesen wurde [ST91]. Elementares Quecksilber z.B. ist ein starkes Zell- und 
Protoplasmagift, welches bei inhalativer Aufnahme akute Schädigungen von Lunge und zent-
ralem Nervensystem bewirkt [UMLEX01]. Anorganische Quecksilberverbindungen sind we-
nig flüchtig und gelangen daher dermal (über die Haut) oder oral (in Form von Nahrung) in 
den menschlichen Körper. Bei dermalem Kontakt können sie ätzend auf die Haut oder 
Schleimhäute wirken. Die Einnahme kann zu Kreislaufkollaps und Schock führen [UM-
LEX01]. Die organischen Quecksilberverbindungen sind sehr gut fettlöslich und haben eine 
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lange biologische Halbwertzeit. Sie reichern sich besonders im zentralen Nervensystem an 
und wirken nachweislich teratogen [UMLEX01]. 
Ökotoxikologische Wirkung: Quecksilber wirkt teratogen auf Fische, Vögel und Säugetiere 
[ST91]. Die Verfügbarkeit von Bodenquecksilber für Pflanzen ist relativ gering. Es neigt al-
lerdings dazu, sich an den Wurzeln anzureichern, die als Barriere für die Quecksilberaufnah-
me wirken [AL99]. 
Zink (ökotoxikologisch abgeleitet) 
Humantoxikologische Wirkung: Zink ist für den menschlichen und tierischen Körper essen-
tiell. Im Gegensatz zu elementarem Zink sind die Zinkverbindungen sehr toxisch. Zink-
Oxiddämpfe führen zu „Zink-Fieber“. Zink-Chromat ist aufgrund des Chromanteils kanzero-
gen [UMLEX01]. 
Ökotoxikologische Wirkung: Ein zu hoher Zinkgehalt führt im Boden zu einer starken Zink-
aufnahme von Pflanzen. Die Folge ist ein Vergilben von jungen Blättern und Absterben des 
Vegetationspunktes, sowie Beeinträchtigungen des Wurzelwachstums [ST91]. 
PAK (Polyaromatische Kohlenwasserstoffe) nach EPA (Umweltbehörde der USA)  
(humantoxikologisch abgeleitet) 
Bei den PAK nach EPA handelt es sich um 16 auserwählte PAK von mehr als 200 Einzelsub-
stanzen. Diesen wird aus umweltrelevanter Sicht eine besondere Priorität in Bezug auf hu-
man- und ökotoxikologische Wirkungen zugesprochen [DO99]. Als besonders toxisch gilt 
Benzo[a]pyren, welches daher auch bei umweltrelevanten Fragestellungen als Leitsubstanz 
angesetzt wird. 
Humantoxikologische Wirkung: Einige PAK wirken mutagen und teratogen [DO99]. Deswei-
teren können PAK-Gemische, sowie Benzo[a]pyren nach langfristiger inhalativer Aufnahme 
zu Lungenkrebs führen, bei dermaler Aufnahme zu Hauttumoren. Auch die orale Aufnahme 
dieser Stoffe hat auf den Menschen eine kanzerogene Wirkung [UBATOX01]. 
Ökotoxikologische Wirkung: PAK sind persistent (beständig), bei langfristiger Exposition 
werden sie im Boden erheblich angereichert. Ein Transfer aus dem Boden in Pflanzen oder in 
das Grundwasser ist, in Folge dieser Eigenschaft, nicht zu erwarten. Die Aufnahme und An-
reicherung in Pflanzen erfolgt durch direkte Aufnahme über den Luftpfad [DO99]. 
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PCB (Polychlorierte Biphenyle) (human- und ökotoxikologisch abgeleitet)  
Humantoxikologische Wirkung: PCB reichert sich aufgrund seiner hohen Fettlöslichkeit im 
Fettgewebe an. Es besteht der Verdacht der kanzerogenen Wirkung [ST91]. 
Ökotoxikologische Wirkung: PCB akkumuliert sich über die Nahrungskette in Organismen. 
Bei aquatischen Organismen und Vögeln führt PCB zu Wachstumshemmungen und Repro-
duktionsstörungen [UBAPRO01]. 
 
3.2 Analytische Bestimmung der Inhaltsstoffe 
Beim Verdacht des Vorhandenseins von erheblichen Schadstoffmengen im Boden (Altlasten) 
lässt sich die damit verbundene Grundwasserbelastung auf drei Arten verifizieren: 
1. durch die Auswertung von Daten in der Nähe gelegener Grundwassermessstellen bzw. 
durch direkte Messung am Ort der Beurteilung 
2. Sickerwasseruntersuchungen im ungesättigten Bereich zur Aussage über die bevorste-
hende Grundwasserbelastung 
3. durch Probenahme und Analyse des bereits eingebrachten Materials und Prognose der 
zu erwartenden Auswirkung  
Um ein einzubringendes mineralisches Material hinsichtlich seiner zukünftigen Belastung für 
Boden und Grundwasser einzuschätzen, verbleibt nur die dritte der oben aufgeführten Mög-
lichkeiten. Bei der Feststoffanalyse werden zahlreiche Inhaltsstoffe in ihrem absoluten Gehalt 
festgestellt (Feststoffgehalt), von denen einige zu den Schadstoffen gezählt werden. Die für 
die Ausbreitung eines Schadstoffes bedeutsamere Aussage betrifft allerdings den Gehalt der 
mobilen und mobilisierbaren Anteile im Material, der mit Hilfe der Elutionsverfahren be-
stimmt wird (Eluatgehalt).  
Die Mobilität von Stoffen hängt insbesondere von den Eigenschaften des einzubauenden Ma-
terials und den standortspezifischen Bodeneigenschaften ab: 
Materialeigenschaften: 
•  Bodenart (Gehalt an Ton und Corg) 
•  Korngrößenverteilung 
•  pH-Wert 
•  Redoxpotential 
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•  mikrobiologische Aktivität 
Standortspezifische Bodeneigenschaften: 
•  Sorptionskapazität 
•  Wasserleitfähigkeit 
•  Durchlässigkeit 
Mit der Einführung der TR LAGA M20 (1997) wurde erstmals eine Grundlage zur Beurtei-
lung von Materialien im Hinblick auf ihren Feststoffgehalt und auf ihre mobilisierbaren An-
teile geschaffen. Die zuvor angewendeten Regelwerke (z.B. in NRW die LWA-Richtlinie von 
1987 [LWANW87]) beschränkten sich dagegen i.d.R. ausschließlich auf die Untersuchung 
der wasserlöslichen Schadstoffe (Eluatuntersuchung). In der TR LAGA M20 (1997), Teil I, 
Kap. 7 wird explizit auf die hohe Bedeutung der Eluatanalyse hingewiesen. Allerdings wird 
an dieser Stelle Wert auf die Feststellung gelegt, dass auch die Feststoffgehalte unter Berück-
sichtigung der sonstigen Randbedingungen zu bewerten sind [TRLAGA97]. 
Die Verfahren der Feststoffanalyse sind aus der Altlastenuntersuchung als zuverlässig be-
kannt. Die Analyseverfahren zur Bestimmung der mobilen Stoffgehalte einer Probe befinden 
sich dagegen z.T. noch in einer intensiven Entwicklungsphase. Zwar gilt die Analytik zur 
Bestimmung der Eluatgehalte anorganischer Schadstoffe als relativ zuverlässig, was aber 
nicht bedeutet, dass die erzielten Ergebnisse immer genau und reproduzierbar sind. So wurden 
bei einem AIF-Forschungsprojekt die Eluatuntersuchungen typischer mineralischer Massen-
abfälle in verschiedenen Laboren miteinander verglichen. Es stellte sich heraus, dass die Un-
tersuchungen hinsichtlich der prognostizierten Schadstoffbelastungen nur selten zu vergleich-
baren Ergebnissen kamen. Zuweilen wurden sogar erhebliche Unterschiede offensichtlich 
[LAGAKRI01]. 
Verfahren zur Bestimmung von Feststoff- und Eluatgehalten werden u.a. in der BBodSchV 
angegeben. Bezüglich Umfang und Zeitablauf werden Orientierende Untersuchung und De-
tailuntersuchung unterschieden (§2 Abs. 1 Nr. 3+4 BBodSchV) [BBodSchV99]. Bei der Ori-
entierenden Untersuchung handelt es sich um örtliche Untersuchungen (insbesondere Mes-
sungen), deren Ergebnisse entweder den Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung oder 
Altlast im Sinne des §9 Abs.2 Satz 1 BBodSchG ausräumen oder bestätigen [BBodSchG99]. 
Sie dient also der möglichst schnellen Bestandsaufnahme der Sachlage.  
Die Detailuntersuchung kommt erst dann zur Anwendung, wenn die Orientierende Untersu-
chung nicht ausreicht, um klare Ergebnisse zu liefern oder wenn die genaue Gefährdungsab-
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schätzung einer Altlast ermittelt werden soll. Die Anwendung der Detailuntersuchung soll zu 
folgenden Ergebnisse führen [BBodSchV99]: 
• Menge und räumliche Verteilung der Schadstoffe  
• mobile oder mobilisierbare Anteile 
• Ausbreitungsmöglichkeiten in Boden, Gewässer und Luft  
• Möglichkeit der Aufnahme durch Menschen, Tiere und Pflanzen  
Detailuntersuchungen sind nur bei vorhandenen Altlastverdachtsfällen anzuwenden, die örtli-
chen Gegebenheiten sind in diesem Fall detailliert zu erkunden [BBodSchV99]. 
 
3.2.1 Bestimmung der Feststoffgehalte nach TR LAGA M20 (1997) 
Die Probenahme ist so durchzuführen, dass das zu beurteilende Material repräsentativ erfasst 
wird. Dabei ist darauf zu achten, dass die Proben nicht durch äußere Einflüsse in ihrer chemi-
schen Beschaffenheit verändert werden [TRLAGA97].  
Zur Bestimmung des Feststoffgehaltes wird die Probe durch Vierteln, Brechen und Mahlen zu 
einer homogenen Probe von etwa 50 g aufbereitet. Die Bestimmung der anorganischen In-
haltsstoffe erfolgt in Lösung nach Durchführung des Königswasseraufschlusses (DIN 38414-
S7). Königswasser ist eine Mischung aus konzentrierter Salzsäure (HCl) und konzentrierter 
Salpetersäure (HNO3) im Verhältnis 3:1, mit der vor allem anthropogene und leicht an der 
Bodenoberfläche gebundene Schwermetallanteile aufgeschlossen werden können [AL99]. 
Dagegen sind im Ausgangsgestein fest gebundene Verbindungen von Schwermetallanteilen 
so stabil, dass sie nur zu einem geringen Gehalt an löslichen Schwermetallanteilen beitragen 
[KA99]. Der Königswasseraufschluss extrahiert ca. 70-90% der Gesamtgehalte der Spuren-
elemente, wie z.B. Cadmium, Chrom, Kupfer, Nickel und Blei. Auch flüchtige Stoffe, wie 
Arsen, lassen sich ohne nennenswerte Verluste aus dem Boden extrahieren [AL99]. Die Be-
stimmung des Totalgehaltes der anorganischen Bestandteile erfolgt als Druck-Aufschluss mit 
konzentrierten Säuren, wie z.B. mit HCl, HNO3, HClO4 oder H2SO4 [KA99]. Zu beachten ist 
allerdings, dass eine Bewertung nur durch eine einheitliche Analysenmethodik möglich ist. 
Ein Vergleich von Werten, die als Totalgehalt und solchen, die durch Königswasseraufschluss 
ermittelt wurden, ist nicht im Verhältnis 1:1 möglich [KA99]. 
Bei der Bestimmung der organischen Stoffe wird von der Originalsubstanz ausgegangen. An-
schließend kommen die in der TR LAGA M20 beschriebenen analytischen Verfahren zur 
Anwendung.  
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3.2.2 Elutionsverfahren zur Bestimmung von Schadstoffen in Bodenmaterial  
Elutionsverfahren haben zum Ziel, die mobilisierbaren Stoffanteile im Probematerial zu 
bestimmen. Es handelt sich weitgehend um unkomplizierte Verfahren, die zudem in der Alt-
lastenthematik vielfach erprobt wurden. Zu den mobilisierbaren Anteilen in einem Material 
zählen: 
• derzeit mobile Stoffe (Mobilität) 
• im ungünstigsten Fall mobilisierbare Stoffanteile (Mobilisierbarkeit) 
Mobilität und Mobilisierbarkeit hängen wesentlich ab von [ALTINF99] 
• Bodenart (Gehalt an Ton und Corg) 
• Korngrößenverteilung 
• pH-Wert 
• Redoxpotential 
• Mikrobiologische Aktivität 
Von besonderer Bedeutung für die sich einstellenden Werte bei einem Elutionsversuch ist 
[GR02]: 
• die Kontaktzeit des Wassers mit den jeweiligen Materialien und  
• die Geschwindigkeit des Stoffübergangs.  
Nach entsprechend langer Kontaktzeit stellt sich ein Gleichgewichtszustand zwischen der 
Konzentration im Feststoff und im Wasser ein. In dem Fall findet keine weitere Stoffübertra-
gung zwischen Feststoff und Wasser mehr statt [GR02]. Die Höhe der Gleichgewichtskon-
zentration hängt von den Wasserinhaltsstoffen ab, z.B. gelöste organische Substanzen und 
Kolloide bei organischen oder pH-Wert und Redoxmilieu bei anorganischen Schadstoffen.  
Die üblichen Elutionstests lassen sich in drei Grundverfahren unterteilen [GR02]: 
• Säulenverfahren,  
• Trogverfahren  
• Schütteltests  
Bei den genannten Verfahren werden unterschiedliche Volumina Wasser mit dem zu untersu-
chenden Feststoff über unterschiedliche Zeiträume in Kontakt gebracht. Bei Gleichgewichts-
tests ist die Übertragbarkeit der Ergebnisse gut möglich, hat sich jedoch kein Gleichgewicht 
eingestellt, ist die Übertragbarkeit schwieriger. Um Gleichgewicht herstellen zu können, muss 
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die Kinetik des Stoffübergangs bekannt sein. Die getestete Gleichgewichtskonzentration ent-
spricht einer Maximalkonzentration, die sich im Feld nicht unbedingt einstellen würde.  
Schütteltests kommen überwiegend zum Einsatz, wenn eine Gleichgewichtskonzentration 
angenommen wird. Bei ihnen ist die Gefahr gegeben, dass eine Gleichgewichtskonzentration 
im Labor durch Verdünnung zu niedrig ausfällt [GR02]. Dagegen wird bei Trogverfahren ein 
Ungleichgewicht angenommen [GR02]. Bei Säulenversuchen ist zunächst das Auftreten von 
Gleichgewicht und später Ungleichgewicht möglich. Das geschieht in Abhängigkeit von den 
Parametern [GR02]: 
• Fließgeschwindigkeit,  
• Korngrößen und  
• Schadstoff-Freisetzungsrate. 
Die Randbedingungen beim Säulenversuch entsprechen nach einer gewissen Zeit denen des 
Trogversuchs [GR02]. Nachfolgend werden gängige Elutionsverfahren kurz dargestellt. Das 
sind bei der Bestimmung anorganischer Schadstoffe der Schütteltest „S4-Elution“ und das in 
der BBodSchV beschriebene Bodensättigungsextrakt-Verfahren. Zur Bestimmung organi-
scher Schadstoffe werden in der BBodSchV Säulenversuche empfohlen.  
S4-Elution (Schütteltest) nach DIN 38414-S4 (1984): 
Die S4-Elution wurde ursprünglich für die Beurteilung der möglichen Beeinträchtigung von 
Gewässern durch abzulagerndes Material zur Beseitigung (Deponierung) genormt. Auch 
wenn die Randbedingungen für eine S4-Elution i.d.R. erheblich von den realen Verhältnissen 
abweichen, wird für anorganische Stoffe bei der S4-Elution allgemein eine recht gute Ver-
gleichbarkeit und Reproduzierbarkeit der Werte angenommen [BBodSchV99].  
Vorgehensweise bei der S4-Elution: Die Probenmenge ist in Abhängigkeit vom Größtkorn 
der zu untersuchenden Probe für die Elution zu wählen. Zur Elution ist das Wasser-/ Fest-
stoffgemisch 24 Stunden zu schütteln. Dies kann z.B. durch einen Schwingtisch erfolgen. 
Dabei muss sichergestellt sein, dass die gesamte Probemenge ständig bewegt wird und Korn-
verfeinerungen möglichst vermieden werden. Zur Eluatherstellung und –weiterbehandlung 
sind grundsätzlich Geräte aus Glas zu verwenden. Für jeden Schadstoff existieren bei der S4-
Elution unterschiedliche Analyseverfahren, die in den in Tabelle 3.3 genannten Normen be-
schrieben werden [BBodSchV99]: 
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Tabelle 3.3: Analytische S4-Elutionsverfahren [BBodSchV99] 
Parameter Analyseverfahren 
Arsen DIN 38405 - D18 
Cadmium DIN V38406 - E10-2 
Chrom DIN 38406 - E22 
Chrom VI DIN 38405 - D24 
Kupfer DIN 38406 - E7 – 2 
Quecksilber DEV E12 – 3 
Nickel 38406 - E11 – 2 
Blei 38406 - E6 – 3 
Thallium DIN 38406 - E16 
Zink 38406 - E22 
Phenolindex 38409 - H16 
AOX 38409 - H14 
pH - Wert DIN 38404 - C5 
elektr. Leitfähigkeit DIN EN 27888 
Chlorid DIN 38405 - D20 
Sulfat DIN 38405 - D20 
Fluorid DIN 38405 - D4 – 1 
Cyanid DIN 38405 - D4 - D14 - 1 
Ammonium DIN 38405 - E5 – 2 
 
Unmittelbar nach Beendigung der Elution erfolgt die Trennung von Feststoff und Eluat durch 
Filtration außer bei der Bestimmung von organisch-chemischen Parametern, wo die Trennung 
durch Zentrifugieren erfolgt. In Anh. 1 Nr. 3.1.2 BBodSchV wird eine Filtration mit Memb-
ranfilter beschrieben [BBodSchV99].  
Für die Bestimmung von organischen Schadstoffen ist die S4-Elution weniger geeignet. Spe-
ziell lipophile organische Stoffe (z.B. PAK, PCB) können trotz mehrfach durchgeführter Ver-
fahrensmodifikationen nicht zuverlässig bestimmt werden [LfUG99]. 
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Bodensättigungsextrakt  
Als geeignet zur Bestimmung anorganischer Schadstoffe hat sich das Elutionsverfahren über 
den so genannten Bodensättigungsextrakt erwiesen. Dieses Verfahren war lange zur annä-
hernd genauen Erfassung von Bodenlösungen anhand feldfrischer Bodenproben im Einsatz. 
Nachteilig fällt bei gesättigten feldfrischen Proben gegenüber getrockneten ins Gewicht, dass 
ein höherer Arbeitsaufwand notwendig ist und eine Anfälligkeit zu Fehlbeurteilungen bei 
Zwischenlagerungen besteht. Aus diesem Grund wurden Verfahrensmodifikationen unter-
sucht, bei denen der Bodensättigungsextrakt aus luftgetrockneten Proben hergestellt wird. 
Eine DIN-Vornorm 19735 (1999), in der über eine Formel ein direkter Zusammenhang zwi-
schen dem Analysenwert der Bodenuntersuchung nach DIN 19730 (Ammoniumnitrat-
Extrakt) und der Stoffkonzentration im Bodensättigungsextrakt hergestellt werden sollte, 
wurde wieder zurückgezogen. Das Elutionsverfahren mit Bodensättigungsextrakt wird in der 
BBodSchV genau beschrieben [BBodSchV99]: 
Vorgehensweise beim Bodensättigungsextrakt: 
Zur Gewinnung des Bodensättigungsextraktes wird die Bodenprobe in einem Polyethylen-
Gefäß mit bidestilliertem (zweifach destilliertem) Wasser vollständig durchfeuchtet, wobei 
die Menge des Wassers mit zunehmendem Tongehalt des Bodens stufenweise gesteigert wird. 
Nach einer guten Durchmischung wird die Probe 24 Stunden bei 5°C unter Verdunstungs-
schutz stehen gelassen. Anschließend wird die Probe in einen Zentrifugenbecher gegeben, wo 
sie unter ständiger Wasserzugabe gerührt wird bis die Fließgrenze erreicht ist. Die so entstan-
dene Bodenpaste wird wiederum 24 Stunden bei 5°C unter Verdunstungsschutz im Kühl-
schrank aufbewahrt, bis dass sich ein Gleichgewicht eingestellt hat. Aus der Einwaage lufttro-
ckenen Bodens und zweimaliger Wasserzugabe wird das Boden-Wasser-Verhältnis berechnet. 
Die durch 30-minütiges Zentrifugieren in einer Kühlzentrifuge überstehende Lösung wird 
dekantiert und zur Abtrennung suspendierter Partikel mittels Unterdruck membranfiltriert. 
Die Filtratmenge wird gravimetrisch bestimmt. Nach einer Stabilisierung der Lösungen durch 
Zugabe von Salpetersäure liegt die gewonnene Gleichgewichtsbodenlösung vor 
[BBodSchV99]. 
Säulenversuche  
In der BBodSchV werden für die Ermittlung organischer Schadstoffe bei Materialuntersu-
chungen Säulenversuche vorgeschlagen. Diese sind demnach am ehesten geeignet, die Ver-
hältnisse unter Feldbedingungen modellhaft nachzubilden. Die Durchführung der Säulenver-
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suche wird in der BBodSchV nicht näher beschrieben. Eine einschlägige Vornorm DIN V 
19736 (1998) zu Säulenversuchen wurde wieder zurückgezogen [OD98]. Das Ablaufschema 
ist in Abb. 3.2 dargestellt [OD98]: 
 
Abbildung 3.2: Säulenversuche nach DIN V 19736 [OD98] 
Vorgehensweise bei Säulenversuchen: 
Bei der Entnahme der Bodenproben wird zwischen gestörter und ungestörter Lagerung unter-
schieden. Das Probenmaterial darf während der Elution nur mit Glas, Quarzsand, Edelstahl 
oder PTFE (Polytetrafluorethylen) in Berührung kommen. Die Durchflusssäule hat einen 
kreisförmigen Querschnitt und einen Innendurchmesser > 50 mm. Das Bodenmaterial wird 
portionsweise mit geringer Füllgeschwindigkeit unter geringer Wasserüberstauung in die Säu-
le eingebaut und dabei schrittweise verdichtet. An der Probenunter- und -oberseite sind Filter-
schichten (Quarzsand) eingebaut. Mit Hilfe von Pumpen oder durch Anlegen eines Druckge-
fälles wird ein konstanter Durchfluss von deionisiertem Wasser erreicht [OD98]. Die Fließge-
schwindigkeit sollte möglichst auf die realen Verhältnisse eingestellt werden. Sollten die rea-
len Verhältnisse nicht bekannt sein, wird eine spez. Flussrate von 0,01 ml/(min*cm) empfoh-
len. In jedem Fall sollte eine Kontaktzeit von mindestens 24 Stunden für den Kontakt Eluti-
onsmittel/ Boden eingestellt werden, wonach eine Gleichgewichtseinstellung weitgehend ab-
geschlossen sein dürfte. Nach einem Trübungsrückgang kann die Probenahme des Eluats er-
folgen [OD98, BBodSchV99]. 
 
3.2.3 Aussagekraft der Elutionsverfahren 
Die angewendeten Elutionsverfahren sind teilweise aus der Altlastenuntersuchung bekannt, 
wo das zu untersuchende Material stichprobenartig aus dem Untergrund ausgehoben und ab-
geschätzt wird, welche Auswirkungen im Untergrund aktuell stattfinden. Im Gegensatz dazu 
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ist bei der Verfüllung von Abgrabungen bei einer Baumaßnahme anfallendes Material im 
Hinblick auf sein Verhalten nach dem Einbau zu bewerten. Daraus lässt sich folgern: 
1. Ergebnisse aus Eluatuntersuchungen haben immer nur Stichprobencharakter für eine 
minimale Wassermenge im Vergleich zu den großräumigen natürlichen Verhältnissen. 
Es ist zu berücksichtigen, dass mit Hilfe von Elutionsverfahren ermittelte Ergebnisse 
die Realität aufgrund vieler unwägbarer Einflüsse nur bedingt wiedergeben können.  
2. Die Faktoren, die am Einbauort die Mobilisierbarkeit von Schadstoffen beeinflussen 
können, sind zahlreich und nur begrenzt einschätzbar.  
Unabhängig davon lässt sich zumindest für die Bestimmung von Werten anorganischer 
Schadstoffe durch Elution eine annähernde  Realitätsnähe bescheinigen. Bei der Bestimmung 
organischer Substanzen ist es jedoch derzeit schwierig, verlässliche Werte zu ermitteln 
[LFU97]. Gründe dafür sind: 
• Ausgasung der oft leichtflüchtigen organischen Anteile (z.B. LHKW, BTEX) bei der 
Probennahme und der Eluatherstellung: Reproduzierbare Ergebnisse können dabei 
nicht geliefert werden.  
• Schwer wasserlösliche organische Schadstoffe wie PAK oder PCB können nicht ge-
nau bestimmt werden, da schwerlösliche lipophile Stoffe bevorzugt zur Adsorption an 
festen Oberflächen neigen: Die Folgen sind nicht reproduzierbare konkurrierende 
Sorptionsvorgänge an allen Phasengrenzen. 
• Im abgetrennten Eluat bilden sich Trübstoffpartikel, die dominierend für die nach-
weisbare Konzentration der organischen Stoffe im Eluat sind; dabei werden aber je 
nach Trübstoffgehalt unterschiedliche Konzentrationen gemessen, wenn keine voll-
ständig klare Lösung vorliegt. 
In Baden-Württemberg wurden Mitte der 90er Jahre Forschungstätigkeiten durchgeführt, die 
das Ziel hatten, Elutionsverfahren für die drei nachfolgenden organischen Schadstoffgruppen 
zu entwickeln, die Eingang in die BBodSchV fanden [SC02]: 
1. leichtflüchtige Stoffe (BTXE, CKW, Vinylchlorid, Kohlenwasserstoffe, Naphtha-
lin) 
2. in Wasser etwas lösliche Stoffe (Phenole, Naphthalin, Pentachlorphenol, Pestizide) 
3. in Wasser schwer bis unlösliche Stoffe (PAK, PCB, PCDD/F, HCH, Pestizide) 
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Organische Stoffe sollen demnach bei Materialuntersuchungen mit Säulenversuchen ermittelt 
werden, da diese geeignet sind, die Verhältnisse unter Feldbedingungen modellhaft nachzu-
bilden. Nähere Ausführungen dazu finden sich in der zurückgezogenen DIN Vornorm 19736 
(1998). Das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LANUV) konnte 
jedoch nachweisen, dass es auch bei diesen Forschungstätigkeiten bei der Bewertung der Er-
gebnisse zu Problemen und Fehleinschätzungen kommen kann. Daher wurde die DIN Vor-
norm 19736 durch den Arbeitskreis „Elutionsverfahren“ überarbeitet.  
Selbst bei nachweislich zuverlässig ermittelten Werten organischer Schadstoffe durch Eluti-
onsverfahren ist eine Übertragbarkeit auf die Praxis oft nicht möglich, weil unklar ist, ob die 
im Säulenversuch ermittelten Konzentrationen immer exakt den Feldbedingungen entspre-
chen. Verfälschungen ergeben sich durch 
• Fließvorgänge 
• Lagerungsbedingungen (Makroporen, Lagerungsdichte) 
• Niederschläge; unterschiedliche Intensität, Verteilung und Dauer 
• Mikrobieller Abbau 
Der Einfluss dieser Feldfaktoren, die im Labor nicht nachgestellt werden können, führt dazu, 
dass das Sickerwasser i.d.R. eine geringere organische Schadstoffkonzentration aufweist, als 
im Säulenversuch ermittelt [SC02]. Daraus wird abgeleitet, dass bei einem geringfügigen Ü-
berschreiten der Prüfwerte der BBodSchV durch die im Säulenversuch ermittelten Werte kei-
ne Gefahr für das Grundwasser zu erwarten ist. 
Abschließend bleibt festzuhalten, dass es trotz vielfältiger Untersuchungen zu Elutionsverfah-
ren derzeit nicht möglich scheint, gesicherte Aussagen über zu erwartende organische Belas-
tungen zu machen. 
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4 Technische Maßnahmen zur Verbesserung der 
 Umweltverträglichkeit 
 
Bei der Beurteilung einer Verfüllung wird von den Genehmigungsbehörden vor allem einem 
Kriterium eine überragende Bedeutung zugemessen, dem Schadstoffgehalt des zu verwerten-
den Materials. Zum einen liegt das an der kaum in Zweifel gezogenen Kausalität, dass das 
Vorhandensein von vielen Schadstoffen im Ausgangsmaterial eine Anreicherung von eben-
solchen im Boden zur Folge hat. Zum anderen bildet die Anwendung von definierten Grenz-
werttabellen ein Instrument, das der zuständigen Behörde bei der Erteilung einer Genehmi-
gung eine eindeutige Entscheidung ermöglicht.  
Andere Maßnahmen, Verfahren und Kontrollinstrumente werden durchaus in den für die Ge-
nehmigung einer Verfüllung zuständigen Maßnahmenbeschreibungen und technischen Regeln 
aufgeführt. Da sie wesentlichen Einfluss auf Zweck, Nutzen und Erfolg einer Verfüllung ha-
ben, finden sie in der Praxis auch regelmäßig Anwendung. Im Hinblick auf die Entschei-
dungsfindung, ob die Verfüllung rechtmäßig und schadlos sein wird, ist die Bedeutung dieser 
Maßnahmen jedoch von untergeordneter Bedeutung. Das hat zur Folge, dass die Genehmi-
gung einer Verfüllung letztendlich vom Schadstoffgehalt des zu verwertenden Materials ab-
hängt. 
Nachfolgend werden andere Verfahren und Maßnahmen benannt und auf ihre Bedeutung für 
die Bewertung einer Verfüllung geprüft. Bei dieser Aufstellung steht weniger die Praxisrele-
vanz im Vordergrund als vielmehr die Objektivität gegenüber der Bedeutung. Die Verfahren 
und Maßnahmen lassen sich in drei prinzipielle Gruppen unterteilen: 
• Behandlung des zu verwertenden Materials 
• Maßnahmen am Einbauort zur Verhinderung des Entstehens von Sickerwasser 
• Einbau von abdichtenden Zwischenschichten aus Nebenerzeugnissen der Steine und 
Erden Industrie  
 
4.1  Behandlung von Materialien 
Verschiedene Verfahren zur Bodenverbesserung sind schon seit langem durch Erfahrungen 
aus der Altlastensanierung bekannt. Die Möglichkeiten, in irgendeiner Form Einfluss auf ein 
zu verwertendes Material zu nehmen, werden oft kritisch begutachtet. Folgen dieser skepti-
schen Haltungen waren das Entstehen von rechtlichen Verboten (Vermischungsverbot, Ver-
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dünnungsverbot). Dabei wurde unterstellt, dass einige Behandlungsmethoden vor allem den 
Zweck haben, ein nicht für eine Verfüllung zulässiges Material durch Herabsenkung des 
Schadstoffgehalts doch noch verwerten zu können. Dies widerspricht §3 KrW/AbfG (Haupt-
zweckklausel, siehe Kap. 2.1.1). Die rein abfallrechtliche Begründung lässt die Frage offen, 
was genau gegen eine Herabsenkung des Schadstoffgehalts durch einfache mechanische Be-
handlung verschiedener Materialien (Vermischung) spricht.  
Die TR LAGA M20 gibt zu dieser Fragestellung keine eindeutige Antwort. Zum einen wird 
die Abtrennung und umweltverträgliche Entsorgung der Schadstoffe bzw. die Überführung 
der Schadstoffe in unschädliche Verbindungen ausdrücklich gewünscht. Andererseits wird 
darauf hingewiesen, dass die Reduzierung des Schadstoffgehaltes durch eine Vermischung 
des Materials mit einem anderen vor der Bewertung nicht erlaubt ist (Verdünnungsverbot, 
Kap I, Nr. 6.2 TR LAGA M20, 1997) [TRLAGA97].  
Nicht vertiefend behandelt wird die mikrobiologische Bodenbehandlung. Diese Verfahren-
gruppe befindet sich derzeit in der Altlastenbehandlung in einem Entwicklungsstadium. Dabei 
ist noch nicht ersichtlich, inwieweit die hier gewonnenen Erkenntnisse auf die Verwertung 
von schwach kontaminierten mineralischen Abfällen anwendbar sind. 
Auch die thermische Behandlung von Materialien wird nicht vertiefend behandelt. Organi-
sche Schadstoffe können zwar durch Zufuhr von thermischer Energie in unschädliche chemi-
sche Bindungen überführt werden, anorganische Schadstoffe lassen sich jedoch nur bei sehr 
hohen Temperaturen unschädlich machen. Gegen den Nutzen von thermischen Behandlungen 
spricht besonders, dass das behandelte Material jeglichen biologischen Wert verliert und an-
schließend auch nur verminderte Bodenfunktionen wahrnehmen könnte. Ein weiterer Kritik-
punkt besteht darin, dass durch eine thermische Behandlung die schädlichen Emissionen zu 
einem Teil in die Luft verlagert werden, wozu auch eine negative Klimabeeinflussung durch 
das Entstehen von CO2 gehört.  
 
4.1.1 Bodenwäsche (Nass-mechanische Aufbereitung) 
Das mechanisch-physikalische Verfahren der Bodenwäsche ist eine Verfahrensart, die für die 
Altlastenreinigung entwickelt wurde. Das Prinzip der Bodenwäsche basiert darauf, dass eine 
Wäsche des Materials durch zugeführte kinetische Energie erheblich unterstützt wird (Spül-
verfahren). Darüber hinaus ist es denkbar evtl. auch chemische Mittel einzusetzen, um die im 
Prozesswasser gelösten Schadstoffe aufzulösen (Extraktionsverfahren). Auf diese Weise kön-
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nen sowohl Schadstoffe, die als Partikel im Boden vorkommen (z.B. Teerklumpen) als auch 
solche, die an der Oberfläche des Bodens angelagert sind, mechanisch oder chemisch gelöst 
werden [BOD93].  
Ein besonderes Kennzeichen der Bodenwäsche besteht darin, dass das Ausgangsmaterial un-
ter Zufuhr von Wasser in drei Fraktionen unterteilt wird [BA95]: 
- gewaschenes, weitgehend schadstofffreies grobkörniges Bodenmaterial 
- feines, belastetes Material 
- belastetes Prozesswasser 
Das Prozesswasser und der belastete Schlamm müssen nachbehandelt und gegebenenfalls 
beseitigt werden. Daher ist die Bodenwäsche speziell zur Reinigung von nichtbindigen Böden 
geeignet. Feine Partikel, die für bindige Böden typisch sind, lassen sich nur schlecht von der 
Reinigung erfassen. Allerdings sind es gerade die feinen Partikel (z.B. Tone), die ein hohes 
Schadstoffadsorptionsvermögen aufweisen [BOD93].  
Tabelle 4.1: Behandlungseigenschaften von Schadstoffen [BOD93] 
Stoff/ Stoffgruppe Flüchtigkeit Wasserlös-
lichkeit 
Abtrenn-
barkeit 
Kommentar 
LHKW gut gut gut Abluftbehandlung ggf. Tensidzugabe 
BTX/AKW gut gut gut Abluftbehandlung ggf. Tensidzugabe 
MKW mittel mäßig gut Ggf. Abluftbehandlung Tensidzugabe 
PAK gering mäßig mittel ggf. Tensidzugabe 
HKW(z.B. PCB) gering gering mittel ggf. Tensidzugabe 
Pestizide i.d.R. gering variabel variabel - 
Cyanide, frei gut im sauren Milieu i.d.R. gut gut 
Abluftbehandlung ggf. 
Tensidzugabe 
Cyanide, komplexgebunden  gering gut - 
Phenolverbindungen i.d.R. gering, Ausnahme Phenol 
gut im basi-
schen Milieu gut 
Abluftbehandlung ggf. 
Tensidzugabe 
Schwermetalle  variabel variabel Abluftbehandlung ggf. Tensidzugabe 
Primär an Oberflächen der Fein-
fraktion gebundene Kontaminanten  variabel variabel gut - 
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Bodenwäsche hat den Vorteil, dass prinzipiell viele Schadstoffe erfasst und entfernt werden 
können. Jedoch ist die Form der Bindung der Schadstoffe an den Boden hier sehr bedeutsam. 
Organische Schadstoffe (speziell PAK bei nicht bindigen Böden) lassen sich allgemein recht 
gut durch Bodenwäsche separieren, evtl. unter Zugabe von Tensiden oder Abluftbehandlun-
gen [BOD93].  
Schwermetalle, bei denen die Bindungsart an den Boden ausschlaggebend ist, verhalten sich 
sehr unterschiedlich bei der Bodenwäsche. Metalle, die primär an Feinkornanteile gebunden 
oder gut löslich sind, werden bei einer Bodenwäsche größtenteils erfasst. Für schwerlösliche 
Bindungen ist eine Verringerung des pH-Wertes notwendig, weil eine Ansäuerung des Pro-
zesswassers die Mobilität der Schwermetalle deutlich erhöht [BOD93]. 
Die grundsätzlichen und optionalen Verfahrensschritte bei der Bodenwäsche sind in Abb. 4.1 
dargestellt:  
 
Sekundärprozesse Schritte  Verfahrenstechnische  
  Grundoperationen 
Boden-
vorbereitung 
Nassaufschluss 
(Energieeintrag) 
Schadstoff-
abtrennung 
Fest-/Flüssig-
Trennung
Nachbearbeitung 
der Reststoffe 
Abluftreinigung 
• (Vor-)Zerkleinern 
• Bunkerung 
• Magnetscheidung 
• Klauben 
• (Vor-)Klassieren 
 
• Waschen in verschiedenen 
Apparaten 
• Läutern 
• Attritieren 
• Hochdruckaufschluss 
 
• Siebklassierung 
• Stromklassierung 
• Dichtetrennung 
• Flotation 
 
• Sedimentation 
• Filtration 
 
 
• Trocknen 
• Verfestigen 
• Chemische Verfahren 
• Keramisieren (Verglasen) 
Prozesswässer- und 
Abwasserreinigung 
Abbildung: 4.1: Verfahrensschritte bei der Bodenwäsche [BOD93]  
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Bei einer Bodenwäsche besteht die Möglichkeit eines ungewünschten Klassiereffektes, so 
dass feine und gröbere Körner getrennt werden. Daher ist bei einer Verfüllungsmaßnahme zu 
prüfen, ob der Boden mit dem veränderten Gefüge überhaupt die geforderten bodentypischen 
Funktionen erfüllen kann.  
 
4.1.2 Immobilisierung von Bodenmaterial 
Immobilisierungsmaßnahmen sind vorwiegend aus der Altlastenbehandlung bekannt. Daher 
verfolgen die meisten Verfahren auch eine in-situ-Stabilisierung der Schadstoffe, z.B. bei 
Flächen mit belasteten Böden. Eine Immobilisierung ist nicht dazu geeignet, den Schadstoff-
gehalt eines Materials im Feststoffwert zu senken. Die Schadstoffe werden im Material fi-
xiert, was eine Verminderung der Mobilisierbarkeit und somit eine Absenkung der eluierba-
ren Stoffe zur Folge hat.  
Der Teilbereich, der nachfolgend betrachtet wird, behandelt Möglichkeiten der Immobilisie-
rung vor dem Einbau des Materials bzw. nach dessen Auskofferung. Zu unterscheiden sind 
folgende Möglichkeiten der Immobilisierung [ST02]: 
1. Hydraulische Bindemittel ummanteln die Bodenpartikel durch Bildung eines dichten 
Gefüges und verhindern so das Austreten von enthaltenen Schadstoffen. Der Nachteil 
der Maßnahme besteht darin, dass die Schadstoffe nicht gebunden sind und bei Bruch-
stellen trotzdem austreten können. Bei der Behandlung von Bodenmaterial bestünde 
zudem die Gefahr, dass es seine Eigenschaften durch Verfestigung zum Teil verlieren 
und somit nicht mehr die geforderten Bodenfunktionen nach der Verfüllung ausüben 
könnte.  
2. Ein Bindemittel, das Schwermetalle chemisch-physikalisch an elektrisch geladene 
Oberflächen adsorbiert (z.B. die Anlagerung an Tonminerale oder an synthetische Po-
lymere), wird hinzugegeben. Diese Verfahrensart wäre prinzipiell geeignet, Verfül-
lungen schadloser zu gestalten, ohne dass andere Nachteile in Kauf genommen werden 
müssten, sofern das Bindemittel keine negativen Auswirkungen hat. 
3. Die Mobilisierbarkeit von Schwermetallen lässt sich massiv durch eine Erhöhung des 
pH-Wertes einschränken. Das gilt praktisch für alle Schwermetalle mit Ausnahme von 
Zink. Im konkreten Fall wäre der Zusatz von Puffermitteln (z.B. Kalk) zum einzubrin-
genden Material denkbar. Allerdings hat diese Maßnahme eine verstärkte Bildung von 
einseitigen chemischen Verbindungen (Carbonaten und Hydroxiden) zur Folge. Diese 
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Verfahrensart wäre geeignet, eine Verfüllung schadloser zu gestalten, sofern mögliche 
Fällungen keinen Hinderungsgrund darstellen. 
4. Durch eine Hochtemperaturbehandlung (> 1.200 °C) ist es möglich, Schadstoffe in ei-
ne dauerhafte Matrix zu verglasen und damit zu immobilisieren. Dieses Verfahren er-
scheint im Hinblick auf die Behandlung von Bodenmaterial für Verfüllungen sowohl 
technisch als auch wirtschaftlich wenig geeignet.  
Im Fall der Beseitigung von mineralischen Abfällen kommen Verfahren mit Verfestigungen 
häufig zur Anwendung. Bei den Bindemitteln sind organische (z.B. Bitumen, Asphalt, Poly-
mere) und anorganische zu unterscheiden. Anorganische Bindemittel werden üblicherweise 
zur Immobilisierung von schwermetallhaltigen mineralischen Abfällen eingesetzt. Hierzu 
zählen Zemente, Kalk, Gips aber auch z.B. Flugasche. Die Bindemittel bilden beim Prozess 
der Immobilisierung eine Matrix, welche die Schadstoffe fixiert und vor Auswaschung 
schützt. Über Additive lassen sich für die Immobilisierung wichtige Parameter wie Festigkeit 
und Durchlässigkeit maßgeblich beeinflussen. In Abb. 4.2 sind die in der Praxis angewende-
ten Bindemittel dargestellt. 
 
Bindemittel 
Organische 
Bindemittel 
Anorganische 
Bindemittel 
Additive 
Thermo-
plaste 
Poly-
mere 
Hydraulische 
Bindemittel 
Latent 
hydraul. 
Puz-
zo-
lane
Nicht hydr. 
Bindemittel 
Fäl-
lungs-
mittel
Adsor-
bentien 
Bitumen 
Asphalt 
Paraffin 
Polyethylen 
Polypropylen 
Harnstoff 
Formaldehyd 
Epoxidharze 
Polyesterharze 
Polyethylen 
Polypropylen 
Zement Hoch-
ofen-
schlacke
Flug-
asche 
Kalk 
Gips 
Sulfide 
Eisensalze 
Wasserglas 
Ton 
Alkyd- 
harze 
Ione-
naus-
tauscher 
Zeolithe 
Silikat 
(Verglasung) 
Abbildung 4.2: Einsatz von Bindemitteln bei Immobilisierungen [ST02] 
Die Immobilisierung mit Hilfe von Bindemitteln führt zu einer maßgeblichen Veränderung 
der Eigenschaften des Bodens. Das hat Bedeutung für den Fall der Verfüllung von Abgrabun-
gen mit hochwertigen Folgenutzungen. Effekte, nach denen der Boden einige seiner ihm ur-
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sprünglich zugedachten Funktionen nicht mehr wahrnehmen kann, sind hier zumeist uner-
wünscht. Es sollte daher möglichst eine Immobilisierung bestimmter Schadstoffe angestrebt 
werden, ohne zugleich eine allzu große Verfestigung des Bodenmaterials zu bewirken.  
Die wenigen verfügbaren Quellen über derartige Verfahren lassen darauf schließen, dass trotz 
erfolgversprechender Ansätze ein erhebliches Forschungspotential besteht. So verliefen z.B. 
mehrere Versuchen, Quecksilber in Boden durch den Zusatz schwefelhaltiger Reagenzien in 
Hg-Immobilisate zu überführen, durchaus erfolgreich [ZI96]. In Versuchen zur Immobilisie-
rung von Schwermetallen in Schlacke wurden Erfolge (z.B. Blei und Zink-Immobilisierung) 
durch die Zugabe von CO2 erzielt [IMM98]. Eine Überführung des hochtoxischen Chrom(VI) 
in harmlosere Chromformen ist auch Gegenstand zahlreicher Forschungen. Zu nennen sind 
hier thermische Nachbehandlungen von Abfällen oder die Zugabe von Holzkohle [ST02].  
Immobilisierungsverfahren haben derzeit nur eine geringe Akzeptanz bei Wirtschaft und Be-
hörden. Die Gründe hierfür sind, dass [ST02] 
• der Schadstoff nicht aus dem Material entfernt wird und daher Vorbehalte bzgl. der 
Langzeitstabilität verbleiben 
• die Verfahren relativ neu und komplex sind und die Behörden eher den althergebrach-
ten vertrauen 
• in der Anfangszeit des Einsatzes von Immobilisierungsverfahren (60er und 70er Jahre) 
einige unsachgemäße Anwendungen bekannt wurden.  
Bei den Immobilisierungsverfahren handelt es sich um wirksame Maßnahmen, die in Zukunft 
auch bei der Beurteilung der Verwertung mineralischer Massenabfälle an Bedeutung gewin-
nen werden.  
 
4.2 Konstruktive Maßnahmen am Einbauort 
In der Deponietechnik wird seit Erscheinen der TA Siedlungsabfall zur Verhinderung der 
Schadstoffausbreitung auf den Erfolg des so genannten Multibarrierenkonzeptes vertraut 
[ND06]. Es handelt sich dabei um kombinierte technische Verfahren zur Verhinderung des 
Austritts von Schadstoffen aus stärker belasteten Abfällen über das Sickerwasser in Boden 
und Grundwasser. Die für Deponien abfallrechtlich vorgeschriebenen Bestandteile des Multi-
barrierenkonzeptes lauten [ND06]:  
1. Abfallvorbehandlung  
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2. Geologie und Hydrogeologie des Standortes  
3. Deponiekörper und Einbauweise 
4. Deponiebasisabdichtung mit endlicher Lebensdauer 
5. Oberflächenabdichtung 
6. Nutzungskontrolle  
Auch zur Vermeidung des Austritts von Schadstoffen im Fall der Verfüllung gering belasteter 
mineralischer Abfälle bietet das Multibarrierenkonzept diverse Ansatzpunkte für die Suche 
nach geeigneten technischen Hilfsmitteln. 
 
4.2.1 Die geologische Barriere 
Das Multibarrierenkonzept sieht als zweite Barriere die Geologie und Hydrogeologie des 
Standortes vor. Im Gegensatz zu den im Hinblick auf die Durchlässigkeit sorgfältig ausge-
wählten Standorten einer Deponie ist das Vorhandensein einer undurchlässigen Schicht im 
Liegendbereich von ehemaligen Abgrabungen eher die Ausnahme. Schichten mit relativ ge-
ringen Durchlässigkeiten begrenzen dennoch einige Abgrabungen zum Liegenden hin. Ein 
Vergleich mit der Inertdeponie der DepV (DK 0), bei der für die geologische Barriere eine 
Durchlässigkeit von k < 10-7 m/s bei einer Mächtigkeit > 1 m gefordert wird, ist von Interesse. 
Tone und zum Teil Schluffe und Lehm erfüllen in der Regel die Einhaltung dieses Durchläs-
sigkeitsbeiwert [DepV02]. Zum Teil wird diese Auflage auch von Auskiesungen erfüllt, wenn 
die Kieslagerstätte zum Liegenden hin von einer bindigen Schicht begrenzt wird.  
Der Inertdeponie (Klasse 0) sind Abfälle zuzuordnen, wie sie in Anh. 3 DepV kategorisiert 
sind. Damit sind sowohl saubere, sortierte Abfälle der AVV-Abfallarten 17 01 01, 17 01 02, 
17 01 03, 17 02 02 (z.B. Beton, Ziegeln, Fliesen, Keramik) gemeint als auch deren Gemische 
mit Glas, Boden und Steinen ohne Huminstoffe und sonstige Schadstoffe [AVV01, 
1999/31/EG]. Die ursprüngliche Absicht, Eluatwertvorgaben der Z2-Klasse der TR LAGA 
M20 (1997) auch als Vorgaben der Inertdeponie zu übernehmen, wurde vom BMU nur teil-
weise akzeptiert, da Vorkehrungen an der Basis als nicht ausreichend angesehen wurden 
[HA01]. Aus diesem Grund wurden für die Inertdeponie Eluatwertvorgaben eingeführt, die 
größtenteils die Z1.2-Werte der TR LAGA M20 (1997) einhalten.  
Das Vorhandensein einer geologischen Barriere bei Verfüllungen wäre sicher wünschenswert, 
lässt sich aber kaum voraussetzen. Wenn ein  wenig durchlässiger Untergrund vorhanden ist, 
wäre eine Orientierung an die oben genannten Anforderungen an die Inertdeponie sicher 
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sinnvoll. Ist dies nicht der Fall sollte die Durchführung von Abdichtungsmaßnahmen (4. +5. 
Barriere) geprüft werden. 
 
4.2.2 Zusammensetzung und Einbauweise des Materials 
Im Multibarrierenkonzept der Deponietechnik kommt der Barriere „Deponiekörper und Ein-
bauweise“ eine wesentliche Bedeutung zu. Die Dichte des einzubauenden Materials, die 
Korngrößenunterschiede und die Kornverteilung sowie das Verhalten unterschiedlicher Mate-
rialien untereinander sind Größen, die sich beim Einbau beeinflussen lassen. Daher soll an 
dieser Stelle darauf eingegangen werden, welche Bedeutung die mechanische Einflussnahme 
auf das Material während oder nach der Verfüllung einer Abgrabung haben kann. 
Die einfachste mögliche Form der Behandlung am Einbauort ist die Verdichtung des Materi-
als durch geeignete Kettenfahrzeuge, mit dem Zweck, den Anteil der mobilen Schadstoffe 
herabzumindern. Tiefenwirkung von einigen Metern lässt sich mit Spezialgeräten wie Kom-
paktoren, Walzen, Vibrations-Stampfer und –Rammen erreichen. Die Herstellung einer opti-
malen Korngrößenverteilung ist auch ein vergleichsweise einfaches Verfahren, um Einfluss 
auf das Eluatverhalten zu nehmen. Mit einfachen Mitteln der Aufbereitung, wie der Klassier-
technik durch Siebe, kann ohne den Einsatz von allzu schwerem Gerät kosteneffektiv eine 
Verdichtung erreicht werden. Die sogenannte Fullerkurve definiert für rundliche Kies-Sand-
Gemische eine Korngrößenverteilung, die eine optimale Packungsdichte ermöglicht. 
Eine Vermischung von Materialien, die an unterschiedlichen Orten anfallen, ist abfallrechtlich 
umstritten (Vermischungsverbot und Verdünnungsverbot). Es wird unterstellt, diese Maß-
nahme diene ausschließlich dazu, den Schadstoffgehalt eines nicht verwertbaren Materials 
gerade so zu verringern, dass eine Verwertung toleriert werden kann. Dennoch ist es unzwei-
felhaft, dass die gesamten Schadstoffe eines zuvor für eine Verwertung zu belasteten Aus-
gangsmaterials dann in ihrer gesamten Menge in die Verfüllung gelangen. Wäre das jetzt ge-
mischte Material in der gleichen Zusammensetzung z.B. bei einer Abbruchmaßnahme ange-
fallen, hätte wahrscheinlich nichts gegen die Zulassung einer Verwertungsmaßnahme gespro-
chen. Aus diesem Grund führen zwei getrennte Verwertungen aufgrund des Vermischungs-
verbotes objektiv nicht zu einer geringeren Schadstoffanreicherung als bei einer vorhergehen-
den Vermischung des Materials.  
Das Vermischungsverbot sollte daher durch eine zweistufige Verfahrensweise ersetzt werden. 
In einem ersten Schritt wären Materiallisten zu definieren, denen ein Verwerter entnehmen 
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kann, wann und in welchem Verhältnis eine Vermischung zweier Ausgangsmaterialien öko-
logisch schädlich, unschädlich bzw. sogar mit ökologischen Vorteilen verbunden ist. Wenn 
nach dem Studium dieser Liste nichts gegen eine Vermischung einzuwenden ist, sollte von 
dem maximalen Schadstoffgehalt ein prozentualer Abschlag von ca. 25 % abgezogen werden. 
Damit würde der Gefahr begegnet werden, dass ein Verwerter nur in solchen Verhältnissen 
mischt, dass der Schadstoffgehalt knapp unterhalb der zulässigen Grenze liegt. 
Der Vorteil einer kontrollierten Vermischung besteht darin, dass auf relativ einfache ökono-
mische Art eine bedeutend größere Menge Abfall der Verwertung zugeführt werden könnte.  
 
4.2.3 Abdichtungen an Basis und Oberfläche 
In der Deponietechnik haben Abdichtungen ober- und unterhalb des Abfallkörpers den 
Zweck, die Entstehung belasteter Sickerwässer zu vermeiden bzw. diese innerhalb des Depo-
niekörpers zu sammeln und auszuschleusen. Zur Frage einer möglichen Basisabdichtung wer-
den an die Inertdeponie – im Gegensatz zu den anderen Deponieklassen - keine weitergehen-
den Anforderungen gestellt (siehe Tab. 4.2) [DepV02]. Bei der Verfüllung einer Abgrabung 
mit geringfügig kontaminiertem Bodenmaterial kann die Belastung des Sickerwassers deut-
lich geringer angenommen werden als bei einer Deponie. Aus diesem Grund sollte bei einer 
Verfüllung i.d.R. keine Basisabdichtung notwendig sein, ohne dass es zu Belastungen des 
Grundwassers kommt.  
Tabelle 4.2: Technische Anforderungen an die Deponieklasse 0 nach DepV [DepV02] 
Basisabdichtungssystem 
Mineralische Dichtungsschicht Nicht erforderlich 
Kunststoffdichtungsbahn (KDB) Nicht erforderlich 
Entwässerungssystem Nicht erforderlich 
Oberflächenabdichtung 
Ausgleichsschicht Nicht erforderlich 
Gasdrainageschicht  Nicht erforderlich 
Mineralische Dichtungsschicht d = 0,5 m ; kf < 1 x 10-8 m/s 
Direkt aufliegende KDB Nicht erforderlich 
Entwässerungssystem d (nach Standsicherheit), kf < 1 x 10-3 m/s 
Rekultivierungsschicht d = 1,0 m 
Bei der Inertdeponie wird unterstellt, dass die vereinzelt geringfügig erhöhten Schadstoffge-
halte beim Weg des Sickerwassers in den Untergrund abgebaut werden, wodurch keine zu 
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große Belastung des Grundwassers zu befürchten ist. Gegen diese Argumentation spricht al-
lerdings der Verdacht der „Sättigung“ – Schadstoffanreicherung bis zu einem Maximum - des 
Bodens. Die Stichhaltigkeit dieses Verdachtes ist in der Altlastenproblematik bei hochbelaste-
ten Materialien sicher zutreffend. Bei den hier betrachteten schwach kontaminierten Materia-
lien kann unterstellt werden, dass die Selbstheilungskräfte des Bodens auf Dauer erfolgreich 
gegen eine Sättigung anarbeiten.  
Ergänzend zu Dichtungsmaßnahmen sind Vorkehrungen zur Ableitung und Sammlung von 
Oberflächen- und Sickerwasser unerlässlich. Anfallendes Sickerwasser sollte oberhalb einer 
Dichtungsschicht gesammelt und in ein Sickerwasserbecken abgeleitet werden. Oberflächen-
abdichtungen können in Verbindung mit Gräben und Rinnen so konstruiert werden, dass das 
Oberflächenwasser gesammelt wird und anschließend z.B. in einen Vorfluter eingeleitet wer-
den kann.  
Nachfolgend werden beispielhaft zwei Materialien vorgestellt, die als Nebenprodukte bei der 
Rohstoffgewinnung anfallen und für die der Betrieb zumeist keine weitere Verwendung hat. 
Ihre Durchlässigkeit ist so gering, dass bei einem geschichteten Einbau damit zu rechnen ist, 
dass die Ausbreitung von aus einem überlagernden Material stammenden Schadstoffen verzö-
gert wird.  
Zum einen handelt es sich um das Feinmaterial, das bei der Kieswäsche anfällt und kaum 
nennenswerte Mengen an Schadstoffen beinhaltet. An dem Beispiel des Feinmaterials aus 
einem niederrheinischen Kiesbetrieb wird die vergleichsweise geringe Durchlässigkeit aufge-
zeigt. Nachfolgend wird zunächst die Korngrößenverteilung des Feinguts aus der Wäsche der 
Nassabgrabung bestimmt und daraus folgend die Durchlässigkeiten berechnet. Es ergeben 
sich Durchlässigkeiten kf = 5 x 10-5 m/s bei Material aus der Nassgewinnung und kf = 5,7 x 
10-6 m/s bei Trockengewinnung (siehe Abb. 4.3 + 4.4.). Der geringere Wert bei der Trocken-
abgrabung ist mit einem höheren Schluffanteil zu erklären. Bei der Nassabgrabung im Bag-
gersee verbleibt der entsprechende Schluffanteil direkt im Baggersee.  
Eine Schicht mit Feinmaterial, die diese Durchlässigkeitsbeiwerte aufweist, würde sicher 
nicht dauerhaft abdichten, aber sicher eine Verzögerung des Durchflusses bewirken. Vor ei-
nem möglichen Einbau sollte das zumeist nass anfallende Feinmaterial möglichst weitgehend 
entwässert werden. 
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Abbildung 4.3: Korngrößenanalyse eines Feinsandes aus der Kieswäsche – Nassgewinnung 
 
Abbildung 4.4: Korngrößenanalyse eines Feinsandes aus der Kieswäsche - Trockengewinnung 
Ein weiteres Beispiel für ein Material, das als Nebenprodukt in Steine und Erden Betrieben 
anfällt, ist der sogenannte Füller. Hierbei handelt es sich um ein Gesteinsmehl, das im We-
sentlichen in den Entstaubungsanlagen bei der Bearbeitung von Hartgestein anfällt. Seit eini-
gen Jahren wurden einige neue Formen der Verwertung für Füller erschlossen. So wird Füller 
z.B. im Straßenbau zum Einbau in bitumenhaltige Schichten verwendet oder kann Düngemit-
teln zugegeben werden [ZI05]. 
Der Aufbereitungsrückstand Füller zeichnet sich durch große Undurchlässigkeit und geringe 
Standfestigkeit aus. In Verbindung mit Wasser verhält er sich dickflüssig und ist schwer zu 
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handhaben. Die Korngrößenverteilung führt zu einem kf-Wert von 5,7 x 10-7 m/s (siehe Abb. 
4.5). 
 
Abbildung 4.5: Korngrößenanalyse von Füller aus der Hartsteingewinnung 
Ein Einbau von Füller bei Verfüllungen sollte also - aufgrund seiner abdichtenden Eigen-
schaften - prinzipiell zu einer erheblichen Verzögerung der Ausbreitung von Sickerwasser 
beitragen. Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass der Aufbereitungsrückstand nicht mehr alle 
Boden- und Gesteinsfunktionen des Ausgangsmaterials erfüllen kann. Insbesondere das zuvor 
vorhandene Rückhaltevermögen gegenüber Schadstoffen kann bei Füller aufgrund einer ver-
minderten Fähigkeit des Ionenaustauschs nicht gewährleistet werden [ZI05].  
 
4.3 Verwertung in Deponie- und Straßenbau 
 
Nachfolgend werden einige Anwendungsfälle für die Verwertung mineralischer Abfälle in 
Deponie- und Straßenbau kurz beschrieben. Anschließend soll die Möglichkeit der Übertrag-
barkeit der Verfahrensweisen auf Verfüllungen von Abgrabungen geprüft werden. 
 
4.3.1 Einbau bei Erdbaumaßnahmen 
Der Einbau von Z2-Material unter Einhaltung von definierten technischen Sicherungsmaß-
nahmen ist im Rahmen von kontrollierten Großbaumaßnahmen in Form von Lärmschutzwäl-
len und Straßendämmen grundsätzlich möglich. Beim Einsatz von Z2 – Material in Lärm-
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schutzwällen sind laut TR LAGA M20 (1997) folgende Sicherungsmaßnahmen durchzufüh-
ren, um einen Transport von Schadstoffen in den Untergrund zu verhindern [TRLAGA97]: 
a) Aufbringen einer mineralischen Oberflächenabdichtung mit d > 0,5m und kf < 10-8 m/s 
b) Aufbringung einer Rekultivierungsschicht  
In Abb. 4.6 wird die Schichtenfolge für einen Lärmschutzwall exemplarisch dargestellt. 
 
Abbildung 4.6: Querschnitt durch einen Lärmschutzwall [SA02] 
Die Verwendung folgender Materialien ist in Lärmschutzwällen möglich [SA02]: 
• Asphalt 
• Beton, Betonwerksteine 
• Schlacken 
• Naturwerksteine, gebrochenes/ungebrochenes Material, Gleisschotter 
• Kies, Sand 
• Sonstige mineralische Massen (z.B. bindige u. verwitterungsempfindliche Stoffe) 
• Ziegel, Mauerwerk, Steinzeug  
Beim Einbau von Z2 – Material in Straßendämme (Unterbau) sind laut TR LAGA folgende 
technische Sicherungsmaßnahmen durchzuführen [TRLAGA97]: 
a) wasserundurchlässige Fahrbahndecke 
b) mineralische Oberflächenabdichtung mit d > 0,5 m und kf < 10-8 m/s im Böschungsbe-
reich 
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c) Rekultivierungsschicht im Böschungsbereich  
Der prinzipielle Straßenaufbau ist in Abb. 4.7 dargestellt. 
Abbildung: 4.7: Prinzipskizze des Straßenaufbaus (Einbringen in Unterbau) [SA01] 
Grundsätzlich ist die Verwendung folgender Materialien im Unterbau möglich[SA01]: 
• Beton, Betonwerksteine 
• Schlacken 
• Naturwerksteine, gebrochenes/ungebrochenes Material, Gleisschotter, Kies, Sand 
• Sonstige mineralische Massen, Ziegel, Mauerwerk, Steinzeug 
 
4.3.2 Einbau im Straßen- und Wegebau 
Der Straßenbau ist das Haupteinsatzgebiet für Recycling-Baustoffe. Das einzusetzende Mate-
rial sollte bestimmte bautechnische Anforderungen erfüllen, um im Straßenbau verwertet wer-
den zu können. Eine Verwendung von folgenden Recycling-Baustoffen (Z0 – Z2-Material) 
erfolgt hierbei vorrangig in gebundenen und ungebundenen Tragschichten [SA01]:  
• Beton, Betonwerksteine  
• Schlacken 
• Naturwerksteine, gebrochenes/ungebrochenes Material, Gleisschotter 
• Kies, Sand 
Um die Genehmigung zum Einbau von Z2-Material für die ungebundene Tragschicht zu er-
halten, ist eine wasserundurchlässige Deckschicht oberhalb erforderlich. Damit soll der Si-
ckerwassereintrag und die damit verbundene Mobilisierung von Schadstoffen aus der Trag-
schicht ins Grundwasser verhindert werden. Für die Zulassung der Verwendung von Z2-
 
 67
Material als gebundene Tragschicht ist eine darüberliegende wenig durchlässige Deckschicht 
ausreichend. Eine gebundene Tragschicht weist eine geringere Durchlässigkeit auf als eine 
ungebundene Tragschicht, wodurch eine Mobilisierung von Schadstoffen aus der Tragschicht 
verhindert werden soll. In Abb. 4.8 ist die prinzipielle Aufteilung der Schichten dargestellt 
[SA01]. 
 
Abb. 4.8: Prinzipskizze Straßenaufbau (Einbringen in Oberbau) [SA01] 
 
4.3.3 Einbau auf Industrie- und Gewerbeflächen 
Ein möglicher Einbau mineralischer Abfällen der Z0- und Z1-Klassen ist auch beim Bau von 
Industrie- und Gewerbeflächen grundsätzlich möglich. Strittig ist jedoch ein möglicher Ein-
satz von Z2-Material bei Baumaßnahmen auf vormals nicht bebauten Flächen als auch bei 
Baumaßnahmen auf brachgefallenen Industrie- und Gewerbeflächen. In letzterem Fall lässt 
sich meistens nicht das Verschlechterungsverbot des BBodSchG anwenden, da bereits eine 
Vorbelastung besteht.  
Im Zusammenhang mit der Diskussion über die Verfüllung von Abgrabungen mit Z2-
Material hat die Bezirksregierung Düsseldorf im Jahr 2000 auch zur Problematik der Auffül-
lung von geplanten Bauflächen Stellung genommen und beschrieben unter welchen Voraus-
setzungen Z2-Material eingebaut werden darf [RPD00]: 
1.  Das Gebiet liegt außerhalb des Einzugsgebietes einer öffentlichen Trinkwassergewin-
nungsanlage sowie eines Bereichs zum Schutz des Grundwassers. 
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2. Der Abstand des Verfüllmaterials zum höchsten zu erwartenden Grundwasserspiegel 
ist größer als 1 m. 
3. Die Auffüllung wird mit einer wasserundurchlässigen Deckschicht versehen. Die Ab-
dichtung muss mindestens den Anforderungen an die Oberflächenabdichtung gemäß 
Wiedereinbauklasse Z2 der TR LAGA M20 (1997) genügen. 
4. Die Oberflächenabdichtung ist kurzfristig nach Abschluss der Auffüllung bzw. der 
Teilauffüllung, möglichst sukzessive mit dem Baufortschritt, herzustellen. Ein Aus-
laugen von Schadstoffen durch Niederschlagswasser ist zu unterbinden. 
5. Gemessen an der Hintergrundbelastung des Standortes darf die Auffüllung mit Z2 – 
Material nicht zu einer Verschlechterung der Situation führen. 
Für Baumaßnahmen kommen neben Bodenaushub auch sortenreiner, aufbereiteter Bauschutt 
der Wiedereinbauklasse Z2 und güteüberwachte mineralische Abfälle aus industriellen Pro-
zessen in Frage [RPD00].  
 
4.3.4 Verwertung im Deponiebau 
Der Deponiebau ist auf mineralische Abfälle zur Verwertung angewiesen, um anspruchsvolle 
Bauvorhaben ordnungsgemäß durchführen zu können. Seit 2005 wird diese Art der Verwer-
tung durch die Deponieverwertungsverordnung (DepVerwV) gesetzlich geregelt [Dep-
VerwV05]. Ein Einsatz von Z2 - Material ist im Deponiebau durchaus üblich, beispielsweise 
als Ausgleichsschicht zwischen Abfallkörper und Oberflächenabdichtung, wie in Abb. 4.9 
dargestellt [SA01]: 
 
Abbildung 4.9: Oberflächenabdichtungssysteme nach TASI (überarbeitet) [SA01] 
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4.3.5 Maßnahmen und Verfahren bei der Verfüllung von Abgrabungen 
Die Verfüllung einer Abgrabung hat zumeist den Zweck, dass der Verwerter einer Genehmi-
gungsverpflichtung nachkommt, die den Anspruch an die Rekultivierung insofern stellt, dass 
der ursprüngliche Zustand des Geländes vor der Abgrabung wieder hergestellt wird. Darüber 
hinaus werden oft weitere Anforderungen an die Verfüllung als Ganzes oder an einzelne Ab-
schnitte gestellt. So werden auf Abschnitten der Verfüllung z.B. Straßen gebaut, Lärm-
schutzwälle aufgeschüttet oder Retentionsräume für Flora und Fauna eingerichtet.  
Wird die Verfüllung ordnungsgemäß und schadlos ausgeführt, so ist eine erhebliche ökologi-
sche Aufwertung des betroffenen Geländes der Fall. Demgegenüber steht der Verdacht, dass 
bei einer Verfüllung primär schadstoffhaltige Materialien günstiger entsorgt werden sollen als 
es bei einer Deponierung der Fall wäre. Die Folge ist, dass die zuständige Behörde sich bei 
der Genehmigung vor allem auf die restriktiven Mittel der Grenzwertbetrachtungen verlässt. 
Wie bereits ausgeführt existieren noch andere mögliche Beurteilungskriterien zur ökologi-
schen Bewertung von Verfüllungen. Diese stehen jedoch bei der Beurteilung durch die zu-
ständigen Behörden im Hintergrund. Im folgenden Kap. 5 sollen diese Kriterien abgeleitet 
und beschrieben werden.  
Zuvor mussten die Maßnahmen, Verfahren und Kontrollmöglichkeiten geprüft und beschrie-
ben werden, die die Grundlage für die Entwicklung der Beurteilungskriterien bilden. Syste-
matisch geordnet konnten sie in die nachstehenden Gruppen unterteilt werden: 
• Reduzierung des Schadstoffgehalts des Ausgangsmaterials durch mechanische, chemische 
oder biologische Behandlung  
• Verhinderung des Entstehens von Sickerwasser am Einbauort  
• Verhinderung der Ausbreitung des Sickerwassers am Einbauort 
• Kontrolle der Umweltverträglichkeit durch Anwendung der Sickerwasserprognose 
Bevor die Beurteilungskriterien abgeleitet werden können, sind zuvor einige Voraussetzungen 
und Bedingungen festzulegen, ohne die die Anwendung der Maßnahmen und Verfahren zu 
keinem befriedigenden Ergebnis führen würde: 
1. Es ist der Nachweis zu erbringen, dass die geringfügige Grenzwertüberschreitung keine 
negativen Auswirkungen auf den Verfüllort hat, ohne dass spezielle technische Maßnahmen 
ergriffen werden müssen. Das ist in folgenden Fällen denkbar: 
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• In Gebieten mit bestimmten regional erhöhten Schadstoffparametern könnten Vor-
sorgewertüberschreitungen toleriert werden, solange keine Verschlechterung des 
Ausgangszustands verursacht wird. 
• In hydrogeologisch günstigen Gebieten (z.B. undurchlässiger Untergrund) könnte 
eine Einzelfalluntersuchung ergeben, dass die Gefahr der Ausbreitung bestimmter 
Schadstoffe nicht gegeben ist, da es nicht zu ihrer Mobilisierung kommt. 
• In Gebieten, die gegenüber anderen Regionen für bestimmte Schadstoffe ver-
gleichsweise unempfindlich sind, wäre es denkbar, dass geringe Überschreitungen 
der Vorsorgewerte keine negativen Auswirkungen hätten; z.B. könnten Über-
schreitungen ökotoxikologisch hergeleiteter Grenzwerte (z.B. Zink) in Siedlungs-
gebieten keine negativen Begleiterscheinungen für die Umwelt nach sich ziehen. 
2. Mit technischen Maßnahmen sollte eine Verminderung des Schadstoffgehaltes oder die 
Verhinderung der Mobilisierung von Schadstoffen erwirkt werden können. In Kap. 6.2 Satz. 1 
Pkt. 6 TR LAGA M20 (1997) finden sich hierzu folgende Angaben: 
• Abtrennung und umweltverträgliche Entsorgung der Schadstoffe 
• Überführung der Schadstoffe in unschädliche Verbindungen  
Zu möglichen technischen Sicherungsmaßnahmen werden in der TR LAGA M20 keine weite-
ren Angaben gemacht außer bei Angaben zur Z2-Klasse. Hier sollte der Transport von Stoffen 
in das Grundwasser durch definierte technische Sicherungsmaßnahmen verhindert werden.  
3. Die Überprüfung des für die Auffüllung vorgesehenen Materials auf mögliche Funktionen 
nach dem Einbau sollte höher bewertet werden. Im Bauwesen gibt es mehrere Beispiele für 
Auffüllungen, bei denen eine hochwertige technische Funktion angestrebt wird. In diesem 
Fall ist eine sinnvolle und ordnungsgemäße Verwertungsmaßnahme anzunehmen. Ein Einsatz 
von leicht kontaminierten Materialien (Z1 - Z2-Material) sollte diskutabel sein, vorausgesetzt 
der Nachweis der Schadlosigkeit der Verwertungsmaßnahme wird erbracht.  
Bei der Festlegung eines Maßnahmenkatalogs müssten der Schadstoffgehalt des Materials 
und andere wichtige Kriterien einander dynamisch gegenübergestellt werden. Sollten z.B. 
Bauwerke oder Gewerbegebiete auf dem entstehenden Gelände der Verfüllung geplant sein, 
so wäre auf jeden Fall die Standfestigkeit des Untergrunds von genau so großer Bedeutung 
wie der Schadstoffgehalt. 
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Bei der Verfüllung einer relativ großen Abgrabung ist davon auszugehen, dass die Standfes-
tigkeit der einzelnen Abschnitte durch z.B. Bauschutt gesichert werden muss. Auch zur Siche-
rung von bereits verfüllten Bereichen beim Wegebau, z.B. um den LKW eine sichere Zu- und 
Abfahrt zu ermöglichen, ist im Vorfeld auf die Standfestigkeit zu achten. Lediglich bei klei-
nen Verfüllungen ohne zusätzliche Zuwegungen kann eventuell auf den Einbau von Material 
verzichtet werden, das bestimmte technische Funktionen erfüllt. Ansonsten sollte bei der Ver-
füllung einer Abgrabung zumindest ein bedeutender Anteil von Material zugelassen werden, 
das in der Lage ist, die notwendigen technischen Anforderungen zu erbringen.  
Es wäre eben von großem Vorteil, wenn die zuständigen Maßnahmenbeschreibungen entspre-
chende Angaben beinhalten würden, damit die Beurteilung der Maßnahme nicht ausschließ-
lich von der Bewertung der Grenzwertbetrachtung abhängt. 
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5 Entscheidungsmatrix - Anwendung an einem Beispiel  
 
Eine nähere Betrachtung der Verwertungspraxis ergibt, dass bei der Beurteilung von Verfül-
lungen hinsichtlich ihrer ökologischen Auswirkungen die Sickerwasserprognose als das über-
ragende Entscheidungskriterium angesehen wird. Dabei lässt sich aus der Auswertung einer 
Eluatanalyse nicht die zu erwartende Beeinflussung des Wasserhaushaltes eines verfüllten 
Bereichs ausreichend sicher vorhersagen. Die Feststoffanalyse ist dabei überhaupt nicht ge-
eignet, um eine Aussage abzuleiten, welche Schadstoffe in welcher Konzentration in das Si-
ckerwasser übergehen könnten. 
Die überragende Bedeutung der Schadstoffbelastung eines Materials, beurteilt auf Grundlage 
von Eluatanalysen, für die Genehmigung der gesamten Maßnahme lässt sich darauf zurück-
führen, dass die zuständigen Behörden das Vorliegen klar definierter Grenzwerte bevorzugen. 
Eluatuntersuchungen mit standardisierten Verfahren und der anschließende Vergleich mit 
allseits anerkannten Grenzwerttabellen erfüllen dieses Bedürfnis.  
Dessen ungeachtet existieren neben der Schadstoffhaltigkeit noch andere Kriterien, die eine 
ähnlich hohe Bedeutung aufweisen. Deren Beurteilung gestaltet sich für die Genehmigungs-
behörde jedoch schwierig, da sie Ermessenentscheidungen erfordern, die hohe Anforderungen 
bezüglich Erfahrung, Sachkenntnis und Objektivität an die Entscheidungsträger stellen. 
 
5.1 Entwurf einer Entscheidungsmatrix 
Die Kreislaufwirtschaft fordert sowohl einen umweltverträglichen Umgang mit Abfällen als 
auch den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ansprüchen gerecht zu werden. Daher be-
steht die Notwendigkeit über das enge Korsett der ausschließlich grenzwertbezogenen Be-
trachtungsweise hinauszugehen. Der den Entscheidungen zugrunde gelegte Katalog der um-
weltschützenden und –verbessernden Konzepte sollte nach Möglichkeit aufgeweitet und eine 
daran orientierte Gewichtung der ausschlaggebenden Kriterien vorgenommen werden.  
Nachfolgend werden alle Bestandteile, die einen Einfluss auf die Qualität und die Umweltver-
träglichkeit der Verfüllung einer Abgrabung haben, in einer Entscheidungsmatrix geordnet 
dargestellt. Grundlegende Elemente einer jeden Verfüllung werden auf ihre Wirksamkeit hin 
untersucht und den Faktoren, die zu einer Verbesserung der umweltbezogenen Qualität und 
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ihrem Schutz beitragen, gegenübergestellt. Um die Beziehungen dieser Faktoren untereinan-
der und ihre relative Gewichtung zu erfassen, wird zunächst ein theoretisches Modell aller 
Komponenten – die so genannte Entscheidungsmatrix - definiert.  
In der Entscheidungsmatrix werden die grundlegenden Elemente, die Bestandteil einer jeden 
Verfüllung sind, wie Entnahme oder Transport des Fremdmaterials, in der Vorspalte mit 
Nummern gekennzeichnet, gelistet und nummeriert. Die konzeptionellen Ansätze, die alle den 
Zweck verfolgen, die umweltbezogene Qualität einer Verfüllung zu steigern bzw. zu kontrol-
lieren, werden in der Kopfzeile nebeneinander gestellt. Soweit möglich wird die Abfolge der 
Elemente und Konzepte in der Entscheidungsmatrix chronologisch vorgenommen. Um einen 
Verbund der einzelnen Konzepte zu erwirken, werden diese in der Entscheidungsmatrix durch 
Markierung in Verbindung zu den grundlegenden Elementen einer Verfüllung gebracht (siehe 
Tab. 5.1): 
Tabelle 5.1: Entscheidungsmatrix 
       Konzepte 
 
 
Elemente 
A. 
Materi-
al-
konzept 
B. 
Sicker-
wasser-
prog-
nose 
C. 
Entwäs-
serungs-
konzept 
D. 
Schütt-
phasen-
plan 
E. 
Emis-
sions-
konzept 
F. 
Qualitäts-
siche-
rungs-
konzept
G. 
Rekultivie-
rungs- und 
Folgenutzungs-
konzept 
H. 
Grund-
wasser-
moni-
toring
1. Verfüllmassen X X    X   
2. Behandlung X X       
3. Anlieferung X    X X   
4. Annahme- u.  
    Kontrolle X X   X X   
5. Einbau  X X  X X    
6. Topographie   X X   X  
7. Geologie   X X   X X 
8. Hydrologie   X    X X 
9. Klima   X    X X 
 
Die Bestandteile der Entscheidungsmatrix werden nachfolgend differenziert betrachtet.  
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5.1.1 Elemente 
Der komplette Vorgang der Verfüllung einer Abgrabung beinhaltet zahlreiche aktive Hand-
lungen und hat viele natürliche und anthropogen bedingte Gegebenheiten zu berücksichtigen.  
Fremdmaterial, das für die Verfüllung von Abgrabungen prinzipiell geeignet ist, wird i.d.R. 
im Landschaftsbau und bei Tiefbauarbeiten entnommen (1. Element: Verfüllmassen). Durch 
vorhergegangene anthropogene Nutzung befindet sich das Fremdmaterial daher zum Zeit-
punkt des Ausbaus nicht mehr in dem ursprünglichen Zustand. Problematisch sind bei vielen 
Materialien insbesondere die Schwermetalle und die organische Schadstoffgruppe der PAK.  
Im Bedarfsfall kann das Material einer Behandlung unterzogen werden, mit dem Ziel, seinen 
mobilisierbaren Schadstoffgehalt zu senken (2. Element: Behandlung). Die Anwendung phy-
sikalischer, biologischer oder chemischer Reinigungsverfahren ist materialspezifisch zu er-
wägen, ebenso wie bei der Immobilisierung von Schadstoffen.  
Die Anlieferung des Fremdmaterials erfolgt zumeist mit LKW, in einigen Fällen auch per 
Förderband, Schiff oder Bahn (3. Element: Anlieferung). Bei den letzten beiden Alternativen 
ist in aller Regel zusätzlich ein LKW-Nachlauf erforderlich ist, um das Material von der Ent-
ladestelle zum Einbauort zu transportieren. Für den LKW-Einsatz gelten wirtschaftlich de-
terminierte Transportradien. Der regionale Raum wird dabei i.d.R. nicht überschritten. Große 
Transportentfernungen sind auch unter ökologischen Gesichtspunkten fragwürdig. Bei groß-
volumigen Verfüllungen werden entsprechend große Mengen Treibstoff verbraucht und Ab-
gase freigesetzt. Erwähnt werden soll an dieser Stelle auch, dass dem Straßenverkehr zu ei-
nem erheblichen Maße die Verursachung von Feinstaub zugerechnet wird.  
Besteht die Möglichkeit eines Schiffs- oder Bahntransportes, so sind größere Entfernungen 
vertretbar. In Einzelfällen (bei Nassabgrabungen) besteht auch die Möglichkeit eines hydrau-
lischen Transportes. Beim Transport von Fremdmaterial ist das abfallrechtliche Begleit-
scheinverfahren zu berücksichtigen. 
Der Verfüllvorgang des Fremdmaterials geschieht im Idealfall ohne lange Zwischenlagerung. 
Zuvor sind Eingangs- und Annahmekontrollen den Vorschriften gemäß durchzuführen (4. 
Element: Annahme und Kontrolle). Eine analytische Bestimmung der Inhaltsstoffe ist zu Be-
ginn der Verfüllung und in regelmäßigen Abständen durchzuführen. Bei bestehenden Zwei-
feln am Schadstoffgehalt einer LKW-Ladung sollte das Material vor der Verfüllung separat 
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abgekippt und beprobt werden. In unzweifelhaften Fällen wird das Fremdmaterial nur organo-
leptisch kontrolliert und sofort aus der Lademulde in die Abgrabung gekippt.  
Dem Einbringen des Materials in die ehemalige Abgrabung kommt eine besondere Bedeutung 
zu (5. Element: Einbau). Ein Hilfsgeräteeinsatz ist notwendig, um das Material in die Grube 
zu füllen, es an die richtige Stelle innerhalb der Abgrabung zu fördern und gegebenenfalls zu 
verdichten und zu vermischen. Zu diesem Zweck kommen insbesondere Dozer, Radlader, 
Hydraulikbagger und Verdichtungsgeräte wie Walzen oder Rüttler zum Einsatz. 
Die mit dem zu verfüllenden Material zu belastende Oberfläche nach dem Ende der Gewin-
nungstätigkeit bestimmt die Topographie des Ortes (6. Element: Topographie). Hierzu zählen 
alle oberflächlichen Eigenschaften des liegenden Bodens bzw. Gesteins. So sind die material-
typischen Eigenschaften des oberflächlichen Materials (z.B. Festigkeit und Dichte) genauso 
von Bedeutung wie die allgemeine Beschaffenheit (z.B. Körnigkeit, Tragfähigkeit und damit 
Befahrbarkeit). 
Die Abfolge und Mächtigkeit der liegenden Schichten des Einbauortes bis zum Grundwasser-
spiegel bestimmen die Geologie (7. Element: Geologie).  
Die Hydrogeologie des Einbauortes beschreibt die Wasserdurchlässigkeit dieser Schichten 
(Element 8: Hydrogeologie). Auch der aktuelle Stand des Grundwasserspiegels, seine mögli-
chen Änderungen, die bevorzugte Art der Grundwassernutzung und der Abstand zum nächs-
ten Vorfluter sind dabei zu berücksichtigen. 
Klimatische Einflüsse wie Regen, Wind und Temperatur nehmen direkten Einfluss auf den 
Zustand der Verfüllungsstätte und auf das Grundwasser (Element 9: Klima). Auch die Eigen-
schaften des Verfüllungsmaterials werden hiervon beeinflusst. 
 
5.1.2.  Konzepte  
Den Elementen werden in der Entscheidungsmatrix konzeptionelle Ansätze gegenüberge-
stellt. Bei allen Konzepten ist der Umgang mit dem Thema Sickerwasser von zentraler Bedeu-
tung. Die konzeptionellen Ansätze beziehen sich überwiegend auf  
• Vorbeugung gegenüber der Möglichkeit des Entstehens von Sickerwasser 
• Fassung bzw. Ableitung von Sickerwasser 
• vorlaufende Begrenzung eines möglichen Schadens durch Sickerwasser 
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• Kontrolle und Überwachung von Ausgangsmaterial, Sicker- und Grundwasser.  
Im Materialkonzept sollte aufgelistet werden, welche Materialien für die betreffende Verfül-
lung zuzulassen sind (Konzept A: Materialkonzept). Hier bietet es sich an, zwischen Boden-
material und anderen mineralischen Abfällen zur Verwertung zu unterscheiden. Wenn die 
Anforderung an die Verfüllung darin besteht, dass sich Bodenfunktionen einstellen, wäre vor-
zugsweise auch der Einsatz von Bodenmaterial zu empfehlen. Der Einbau anderer minerali-
scher Abfälle kann sinnvoll sein, wenn die Forderung nach Standfestigkeit in besonderem 
Maße insgesamt oder in Teilbereichen der Verfüllung vorliegt und diese durch den Einsatz 
von Bodenmaterial nicht erfüllt werden kann. Die Materialien sind nach den Vorgaben des 
europäischen Abfallkatalogs (AVV) zu differenzieren und ihre voraussichtlichen Höchstmen-
gen zu beziffern.  
Die Sickerwasserprognose ist das allgemein in Anwendung befindliche Konzept, um die Mo-
bilisierung von Schadstoffen aus Materialien vor dem Einbau abzuschätzen (Konzept B: Si-
ckerwasserprognose). Ihre Entwicklung und Anwendung wurde in Kap. 2 und 3 ausführlich 
behandelt.  
In einem Entwässerungskonzept sollten alle Maßnahmen zur Verhinderung, Sammlung und 
Ableitung von Wasser aufgeführt und mit klimatischen Prognosen verglichen werden (Kon-
zept C: Entwässerungskonzept). Ziel ist es, im Vorfeld die späteren hydrologischen Verhält-
nisse möglichst genau abzubilden.  
In einem Schüttphasenplan ist der gesamte zu verfüllende Körper in einzelne räumliche Ab-
schnitte zu unterteilen und möglichst genau darzulegen, in welchen Abschnitten welches Ma-
terial verfüllt werden sollte (Konzept D: Schüttphasenplan). Wenn in den Bereichen unter-
schiedliche Bedingungen (z.B. Grundwasserstand, wechselnde Geologie, usw.) herrschen, 
sind entsprechende Hinweise anzubringen. Dichtschichten, die eventuell eingezogen werden, 
oder rutschungsgefährdete Stellen (z.B. Böschungen), die nur mit speziellen Materialien be-
schickt werden dürfen, sind frühzeitig in der Planung zu kennzeichnen. 
Das Emissionskonzept soll vor allem dabei helfen, die Entstehung von Staub und Lärm zu 
vermeiden bzw. minimieren (Konzept E: Emissionskonzept). Hierzu zählen auch Maßnahmen 
gegen Verschmutzungen, die sich möglicherweise innerhalb oder außerhalb des Geländes 
verteilen (z.B. Reifenwaschanlage).  
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Es sollte ein Qualitätssicherungssystem mit Eigen- und Fremdkontrolle aufgebaut werden, um 
größtmögliche Transparenz und Vertrauen zu schaffen (Konzept F: Qualitätssicherungskon-
zept). Hierzu zählt die Annahmekontrolle bei Eingang des Fremdmaterials, wobei für jede 
Anlieferung regelmäßige Sichtprüfungen, Kontrolle des Lieferscheins und Überprüfung der 
angegebenen Belastungen vorgeschrieben sind. In Abständen sind Stichproben zu entnehmen 
und von anerkannten Stellen analysieren zu lassen. Über die angelieferten Materialien ist ein 
Nachweisbuch zu führen, in welchem alle Lieferscheine und Dokumentationen zu sammeln 
sind. Festgestellte Unregelmäßigkeiten sind ebenfalls in das Nachweisbuch einzutragen und 
der Aufsichtsbehörde zu melden. 
Die Gestaltung des Einbauortes ist von seinem Zustand nach Beendigung der Abgrabung und 
über den Verfüllzeitraum besonders von der Frage der zukünftigen Morphologie bzw. der 
zukünftig geplanten Nutzung des Grundstücks abhängig. In einem Rekultivierungs- und Fol-
genutzungskonzept ist festzulegen, ob eine kultivierbare Bodenschicht geplant ist und wie 
diese umweltschonend aufgebracht wird (Konzept G: Rekultivierungs- und Folgenutzungs-
konzept). Eventuell geplante Bepflanzungen bzw. die Herrichtung der Oberfläche bis zur 
künftigen Nutzung sind ebenfalls Gegenstand des Rekultivierungs- und Folgenutzungskon-
zeptes. Zuletzt ist hier festzulegen, wann bzw. nach welcher abschließenden Handlung der 
Gesamtvorgang der Verfüllung endgültig abgeschlossen ist. 
Das Grundwassermonitoring an Zugangsstellen in der Nähe von Verfüllungen ist neben der 
Sickerwasserprognose ein weiteres wichtiges Kontrollkonzept (8. Konzept: Grundwassermo-
nitoring). Allgemein gilt, dass bei den Grundwasser-Probenahmen an vorhandenen oder zu 
schaffenden Messstellen die Geringfügigkeitsschwellen nicht überschritten werden dürfen. 
Das direkte Zusammenwirken zwischen Sickerwasserprognose und Grundwassermonitoring 
ist offensichtlich. Es soll kontrolliert werden, ob sich die vor der Verfüllung gemessenen 
Stoffgehalte im Grundwasser – anders als durch die Sickerwasserprognose vorhergesagt - 
wesentlich verändern.  
Zwar werden in erteilten Genehmigungen die zuvor vorgestellten Konzepte häufig – zumin-
dest in Ansätzen – auch gefordert. Eine gleichwertige Bedeutung für das Zustandekommen 
einer Genehmigung mit der Sickerwasserprognose erreichen diese Konzepte in der Praxis 
jedoch nicht. Die Integration aller Konzepte in die Genehmigung einer Verfüllung soll auch 
die Kontrollaufgabe der zuständigen Behörde erleichtern. Unter diesen Umständen ist die 
Behörde nicht dazu gezwungen, die Sickerwasserprognose als das allein ausschlaggebende 
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Kriterium anzusehen und – aus Sicherheitsgründen - nur völlig unbelastetes Material (Z0) 
zuzulassen, das zudem nur in unzureichenden Mengen zur Verfügung steht.  
 
5.2 Anwendung der Entscheidungsmatrix an einem Beispiel 
 
Um die Leistungsfähigkeit und Praxistauglichkeit der Entscheidungsmatrix zu überprüfen, 
soll ein Modellbeispiel der Verfüllung einer Abgrabung einer kritischen Würdigung unterzo-
gen werden. Neben der Beurteilung der stoff- und maßnahmenbezogenen Umweltverträglich-
keit sollen auch Ressourcenschonung, Substitutionsmöglichkeiten und technische Funktionen 
mit einfließen.  
Nachfolgend wird unterstellt, dass der Betreiber einer zukünftigen Verfüllung der zuständigen 
Genehmigungsbehörde im Vorfeld der rechtlichen Zulassung ausführlich die Vorzüge der 
Entscheidungsmatrix dargelegt und mit ihr diskutiert hat. Da Betreiber und Behörde daran 
interessiert sein sollten, dass die Verfüllung transparent, fristgerecht, ordnungsgemäß und 
schadlos durchgeführt wird, wird im Folgenden weiter vorausgesetzt, dass die Entschei-
dungsmatrix als integraler Bestandteil in die Genehmigung aufgenommen wird.  
Nach einer ausführlichen Beschreibung der Rahmendaten einer ehemaligen Abgrabung, die 
sich an einem real existierenden Beispiel der Steine und Erden Industrie orientiert, werden 
alle Elemente der zu planenden Verfüllung ausführlich beschrieben. Daraus ableitend werden 
alle konzeptionellen Ansätze auf ihre Tauglichkeit hin geprüft und angewendet.  
Abschließend soll mit Hilfe einer Wertung die Leistungsfähigkeit der Entscheidungsmatrix in 
der Praxis belegt werden. 
 
5.2.1 Rahmenbedingungen der Abgrabung 
Eine Tongrube (siehe Abb. 5.1) soll nach der Gewinnung des Wertminerals verfüllt werden. 
Die Lagerstätte fällt von Norden nach Süden ein. Der Aufschluss des Tagebaus erfolgte im 
Norden. Im letzten Abschnitt der Gewinnungstätigkeit erstreckt sich der südliche Bereich 
nach Westen, so dass sich die Abbaurichtung geändert hat. Von Norden nach Süden hat die 
abzubauende Lagerstätte eine maximale Ausdehnung von 1.100 m. Von Osten nach Westen 
erstreckt sie sich über 820 m in ihrem südlichen Bereich, im nördlichen Bereich über ca. 500 
m. Es wurde keine wasserrechtliche Erlaubnis für die Gewinnung beantragt, so dass der Ton - 
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nach dem geltenden Landesrecht – nicht tiefer abgebaut werden konnte als bis zu zwei Meter 
oberhalb des höchsten zu erwartenden Grundwasserspiegels. Derzeit ist das Wertmineral zu 
ca. zwei Drittel abgebaut. 
Ehemalige 
Abbau-
richtung 
Derzeitige Abbaurichtung
Zu 
verfüllender 
Bereich
Abzubauender 
Bereich
N
Geplante 
Kreisstraße
A
B
C
 
Abbildung 5.1: Modellbeispiel - Abgrabung vor Beginn der Verfüllung 
Der nördliche Bereich der Abgrabung soll auf einer Fläche von ca. 34 ha (ca. 750 m x 450 m) 
mit verfügbaren Abfällen zur Verwertung (vorwiegend Bodenmaterial, bei Bedarf Bauschutt) 
verfüllt werden. Im Norden wurde bei einer gleichmäßig einfallenden Tonschicht eine Teufe 
von ca. 5 m erreicht, im Süden 11 m.  
Während der Verfüllung wird über eine Länge von 0,5 km eine gerade verlaufende Kreisstra-
ße angelegt, die quer durch den zu verfüllenden Abschnitt führt. Die Kreisstraße verläuft von 
Südost nach Nordwest und soll vierspurig auf eine Breite von ca. 20 m ausgebaut werden. Sie 
trennt den Nordabschnitt in die Bereiche A und B.  
Für den südlichen Abschnitt C (21 ha = 275 m x 750 m), in dem noch länger Bergbau betrie-
ben wird, ist in der Regionalplanung natürliche Sukzession als Folgenutzung vorgesehen. Das 
bedeutet für den Betreiber der Abgrabung, dass hier keine Verfüllung geplant ist. Im Ab-
schnitt A soll nach dem Ende der Verfüllung Landwirtschaft betrieben werden, in Abschnitt B 
ist Forstwirtschaft vorgesehen. Abschnitt A dehnt sich auf eine Fläche von 22,5 ha (500 m x 
450 m) aus, B auf 11 ha (265 m x 425 m). 
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Das Liegende der zu verfüllenden Fläche besteht im Abschnitt B aus einer geringmächtigen 
Tonschicht mit bis max. 2 m Mächtigkeit im südlichen Bereich. Gegen Norden hin dominie-
ren schluffige und sandige Materialien. Der Grundwasserspiegel befindet sich im Normal-
zustand9 in einer Tiefe von ca. 20 m. Es liegen keine gespannten Aquifere vor. An zwei vor-
handenen Grundwassermessstellen können Beprobungen durchgeführt werden.   
                                                
Die Abgrabung befindet sich ca. 2 km von den nächsten kleineren Siedlungen im Norden ent-
fernt. In westlicher Richtung liegt in ca. 10 km Entfernung ein größeres Zentrum mit ca. 
150.000 Einwohnern. Im Osten befinden sich einige mittelgroße Gemeinden. Der Süden ist 
weitgehend unbesiedelt, Landwirtschaft und Waldgebiete wechseln sich hier größtenteils ab. 
Im Westen der Abgrabung verläuft in 5 km Entfernung eine Autobahn, im Osten eine Bun-
desstraße, beide in Nord-Süd-Erstreckung. Die noch zu bauende Kreisstraße, die in West-Ost-
Richtung durch die Verfüllung verlaufen soll, wird diese Straßen verbinden und daher eine für 
den regionalen Verkehr wichtige infrastrukturelle Einrichtung sein.  
 
5.2.2 Elemente der Verfüllung 
Verfüllmassen (Element 1) 
Die durchschnittliche Teufe der abgeschlossenen Abgrabung liegt bei 8 m. Damit ergibt sich 
für den gesamten zu verfüllenden Abschnitt (A + B) abzüglich der Böschungsanteile eine 
Gesamtkubatur von ca. 2,5 Mio. m³. Da der in B zu verfüllende Abschnitt nach Süden hin 
abflachen soll, um kontinuierlich an den nicht zu verfüllenden Abschnitt C anzuschließen, 
verringert sich die zu verfüllende Kubatur auf 2,25 Mio. m³. 
Für den Einsatz in die unteren Schichten ist vorrangig der Einsatz von Bodenmaterial (AVV-
Code 17 05 04) vorgesehen. Da dieses Material nicht alle bautechnischen Anforderungen er-
füllen kann, sollen auch andere mineralischen Materialien verfüllt werden. Folgende Nach-
nutzungen, die den Einsatz dieser Materialien rechtfertigen, sind vorgesehen: 
• Errichtung und Unterhaltung einer Kreisstraße 
• Betriebsstraßen, Wendeplätze und Lagerplätze 
• Stabilisierung von erosions- bzw. rutschungsgefährdeten Böschungen 
• Befestigungen zur Sicherstellung der Befahrbarkeit von temporären Böschungsbermen 
• Sicherung und Stabilisierung von durchfeuchteten Bereichen 
 
9 Nicht zu verwechseln mit dem höchsten zu erwartenden Grundwasserstand. 
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Von den benötigten 2,25 Mio m³ Gesamtkubatur entfallen 700.000 m³ auf kultivierbares Ma-
terial für die Oberschicht, davon 450.000 m³ für den Abschnitt A und 250.000 m³ für den Ab-
schnitt B. 375.000 m³ kultivierbares Material fällt in den folgenden Jahren in dem noch in der 
Gewinnung befindlichen Abschnitt C an. Die restlichen 325.000 m³ kultivierbarer Boden 
können wahrscheinlich - beginnend in frühestens 5 Jahren - von einem derzeit in der Geneh-
migungsphase befindlichen Tagebau, der im Süden in 5 km Entfernung geplant ist, bezogen 
werden. 
Damit verbleibt eine Gesamtkubatur von 1,55 Mio. m³, die in den folgenden Jahren für die 
Verfüllung der unteren Schichten und für den Unterbau der Kreisstraße benötigt wird. In Ab-
schnitt A sind 1 Mio. m³, in B 550.000 m³ Material zu verfüllen. 
Behandlung (Element 2) 
Es ist nicht davon auszugehen, dass Fremdmaterialien bei ihrem Ausbau an einer Baustelle 
alle in einem Zustand anfallen werden, der eine sofortige Verfüllung ohne weitere Auflagen 
zulässt. Bevor ein Material jedoch für die anstehende Verfüllung als ungeeignet zurückgewie-
sen wird, sind alle in Kap. 4 geprüften Behandlungsverfahren dahingehend zu prüfen, ob sie 
eventuell erfolgreich angewendet werden können.  
Transport und Anlieferung (Element 3) 
Bis zum Betriebsgelände ist vorläufig ausschließlich LKW-Transport für Fremdmaterial vor-
gesehen. Auf dem Betriebsgelände sollen die LKW das Material entweder zur Abwurfstelle 
fahren oder direkt davor zur Kontrolle abkippen. Um kultivierbares Bodenmaterial von Ab-
schnitt C aus zu Abschnitt A zu bewegen, wird vorläufig eine vorhandene ältere Bandanlage 
genutzt, die ursprünglich für die Gewinnung von Ton genutzt wurde. Für den Transport des 
kultivierbaren Bodenmaterials, das mittelfristig von einem benachbarten Abbau im Süden 
geliefert werden soll, wird der Bau einer neuen Bandstraße geprüft.  
Annahme- und Kontrolle (Element 4) 
Der Annahmeplatz sollte folgende Einrichtungen enthalten:  
- Überwachungsstand  
- Schranken 
- LKW-Waage 
- Reifenwaschanlage 
- Lagerplatz, der vorübergehend bis zu 500 t Material aufnehmen kann  
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- Labor für die Eigenkontrolle 
Einbau (Element 5) 
Auf der Kippebene steht ein Radlader zur Verfügung, um Material - z.B. nach Beprobungen - 
über die Böschung zu schieben. In der Regel wird der Radlader jedoch auf der Verfüllebene 
den Kettendozer unterstützen. Um den Ortswechsel zu vollziehen, nutzt der Radlader eine 
Rampe, die sich an der nordöstlichen Böschung befindet. Das Förderband zum Transport für 
den kultivierbaren Oberboden aus Abschnitt C verläuft oberhalb der westlichen Böschung der 
Verfüllung und endet in einem Ausleger an der Abkippstelle im Norden.  
Auf der Verfüllungsebene arbeitet ein Dozer, der das Verschieben des gekippten Materials an 
die gewünschte Stelle ausführt und so dimensioniert ist, dass er in der Lage ist, die unteren 
Schichten lagenweise zu verdichten (siehe Abb. 5.2).  
 
 
Abbildung 5.2: Kettendozer 
Um eine unerwünschte Verdichtung z.B. beim Auftrag der kultivierbaren Oberschichten zu 
vermeiden, befinden sich mehrere Reißzähne am Heck des Dozers, mit deren Hilfe das Mate-
rial wieder aufgelockert werden kann. Bei Bedarf wird der auf der oberen Ebene tätige Radla-
der ihn unterstützen. 
Topographie und Geologie der Verfüllebene (Elemente 6 +7) 
Das Liegende besteht über einen großen Teil der zu verfüllenden Fläche aus einer bis zu 4 m 
mächtigen Schluffschicht, die in ungestörter Lagerung unterhalb der gewonnenen Tonschicht 
ansteht. Der Durchlässigkeitsbeiwert (kf) der Schluffschicht beträgt ca. 10-5 m/s. Unterhalb 
der Schluffschicht folgen abwechselnd geringmächtige Ton-, Schluff- und Tertiärsandschich-
ten. In Abschnitt B wurde das Wertmineral - die Tonschicht - nicht komplett gewonnen, da 
sonst die Beantragung einer wasserrechtlichen Erlaubnis notwendig geworden wäre. Im Sü-
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den von Abschnitt B ist die Tonschicht (kf =10-9 m/s) noch 1 m mächtig. Nach Norden hin 
beißt die Tonschicht aus.  
Hydrogeologie (Element 8) 
In 20 m Tiefe befindet sich der mittlere Grundwasserspiegel innerhalb einer tertiären Sand-
schicht. Ein Anstieg des Grundwasserspiegels bis zu maximal 7,5 Meter konnte bei einem 
extremen Hochwasserereignis vor 20 Jahren registriert werden, was sich auf die Abbauge-
nehmigung der Tongrube als Trockenabbau ausgewirkt hatte. 
In Bezug auf das Schutzgut Grundwasser herrschen am Standort folgende günstige hydrogeo-
logische Bedingungen: 
- Keine festgesetzten oder fachbehördlich geplanten Trinkwasserschutzgebiete (I - III A) 
- Keine Wasservorranggebiete, die im Interesse der Sicherung der künftigen Wasserversor-
gung raumordnerisch ausgewiesen sind 
- Keine festgesetzten oder fachbehördlich geplanten Heilquellenschutzgebieten (I - III) 
- Keine Gebiete mit häufigen Überschwemmungen (z. B. Hochwasserrückhaltebecken) 
- Keine Karstgebiete ohne ausreichende Deckschichten und Randgebiete, die im Karst ent-
wässern, sowie keine Gebiete mit stark klüftigem, besonders wasserwegsamem Unter-
grund. 
Klima (Element 9) 
Das allgemeine Klima ist für Mitteleuropa typisch warmgemäßigt mit durchschnittlichen 
Temperaturen zwischen -3°C (kältester Monat) und 25°C (wärmster Monat). An 180 Regen-
tagen pro Jahr fällt täglich mindestens 0,3 mm Niederschlag, insgesamt pro Jahr 850 mm. Die 
durchschnittliche Windstärke befindet sich in über 75 % der Zeit im Bereich zwischen 0 m/s 
und 7,9 m/s. In 15 % der Gesamtzeit herrscht ein etwas stärkerer Wind zwischen 8 und 13,8 
m/s, in den verbleibenden 10 % kann es zu starken Windereignissen kommen. Bei den Wind-
richtungen dominieren leicht Südwest-Winde.  
 
5.2.3 Maßnahmen und Konzepte 
Für das Beispiel werden üblicherweise zu erwartende Genehmigungsauflagen unterstellt und 
im Text als solche dargestellt. Die in Kap. 4 beschriebenen Maßnahmen und Verfahren wer-
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den nachfolgend in die konzeptionellen Ansätze integriert, insbesondere in das Materialkon-
zept.  
Es wird vorausgesetzt, dass der Betreiber der Verfüllung sich – in Absprache mit der zustän-
digen Behörde - das Ziel gesetzt, innerhalb von 17 Jahren alle Verfüllungstätigkeiten in Ab-
schnitt B abzuschließen. Etwa zu diesem Zeitpunkt wird auch seine Bergbautätigkeit in Ab-
schnitt C beendet sein, so dass hier nach einer kurzen Herrichtungsphase ohne Verfüllungstä-
tigkeit das gesamte Gelände der Abschnitte A, B und C seiner Folgenutzung überlassen und 
damit aus der Verantwortung des Verfüllers entlassen werden kann. Neben Betreiber und Be-
hörde sind auch die umliegenden Gemeinden daran interessiert, dass diese Zeitplanung ein-
gehalten wird, um frühzeitig von den geplanten Folgenutzungen zu profitieren.  
Bei dem Bau der geplanten bedeutsamen Kreisstraße zwischen den Abschnitten A + B hat der 
Verwerter Verantwortung übernommen und bemüht sich darum, geeignetes Material für den 
Unterbau zu akquirieren. 
Im Bauzeitenplan (siehe Tab. 5.2) hat der Betreiber die geplanten Vorgänge der Verfüllungen 
der beiden Abschnitte (A + B) zeitlich aufeinander abgestimmt.  
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Tabelle 5.2: Bauzeitenplan 
Vorgang                                                 Jahr 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024  
Ausführungsphase Abschnitt A                                    
Einrichtung Kippbetrieb                                    
Einrichtung Entwässerungssystem                                    
Einbau der Unterschichten - 100.000 m³/a                                     
Einbau der Oberschichten - 43.750 m³/a                                    
Bewirtschaftung Verfüllungsbetrieb                                    
Kultivierung der Oberschicht                                    
Folgenutzung Landwirtschaft                                    
                                     
Ausführungsphase Straßenbau                                    
Baustelleneinrichtung                                    
Einbau von mineralischen Abfällen                                    
Oberschichtenbau (durch Kreisverwaltung)                                    
Zulassung der Kreisstraße                                    
                                     
Ausführungsphase Abschnitt B                                    
Einrichtung Kippbetrieb                                    
Einrichtung Entwässerungssystem                                    
Bewirtschaftung Verfüllungsbetrieb                                    
Einbau der Unterschichten - 100.000 m³/a                                     
Einbau der Oberschichten – 43.750 m³/a                                    
Kultivierung der Oberschicht                                    
Folgennutzung Forstwirtschaft                                    
 
 Verfüllung 
 Folgenutzung 
 Straßenbau 
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Materialkonzept (Konzept A ↔ Elemente 1 – 5) 
Die Rahmenplanung der Verfüllung sieht vor, dass die jeweiligen Folgenutzungen so früh wie 
möglich beginnen sollen. Es ist vorgesehen, dass nach ca. vier Jahren Verfüllung (2012) die 
ersten Bereiche von Abschnitt A für die Folgenutzung Landwirtschaft freigegeben werden 
können. Ab 2016 beginnt der Betrieb zum Bau der Kreisstraße, der von der zuständigen 
Kreisbehörde koordiniert werden soll. Der Verwerter hat sich verpflichtet, das Material für 
den Unterbau der Straße zu besorgen. Andere Tätigkeiten im Rahmen des Straßenbaus oblie-
gen nicht dem Betreiber der Verfüllung. Ab 2018 beginnt der Verfüllungsbetrieb südlich der 
Kreisstraße (Abschnitt B). Die ersten Bereiche sollten ab 2020 der Folgenutzung Forstwirt-
schaft zugeführt werden. Für ca. 2025 ist das Ende des gesamten Verfüllungsbetriebs geplant. 
Das Materialkonzept ist der grundlegende und wichtigste Bestandteil der Entscheidungsmat-
rix. Hier sind zunächst die Materialien aufzuführen, die prinzipiell bei der Verfüllung einge-
setzt werden dürfen. Bodenfunktionen und bautechnische Gründe sind dabei die bedeutsams-
ten Auswahlkriterien. Darauf soll die Behörde entscheiden, welche umweltbezogene Qualität 
die möglichen Materialien aufweisen müssen. Nicht nur die Festlegung der Grenzwerte fällt 
in den Zuständigkeitsbereich der Behörde, sondern bei der unterstellten Anwendung der Ent-
scheidungsmatrix auch die Kontrolle der Einhaltung des zu Grunde liegenden Gesamtkonzep-
tes. 
Eine Massenbilanz ist notwendig, um Betrieb und Geräte richtig zu dimensionieren und um 
die Zeitvorgaben möglichst zu erfüllen. Ein eigener Teilbereich des Materialplans bildet die 
mögliche Herkunft der Materialien. Dieser Teilbereich lässt sich anfangs nicht endgültig auf-
stellen, sondern muss laufend angepasst werden. Zuletzt ist im Materialplan darzustellen, ob 
und wie der Verwerter in Grenzfällen beabsichtigt, mit Hilfe der Entscheidungsmatrix die 
umweltbezogene Qualität des Materials zu verbessern bzw. entsprechende Kompensations-
maßnahmen vorzunehmen. 
Stoffliche Zusammensetzung des Materials 
Vorrangig hat die Genehmigungsbehörde den Einsatz von unbelastetem Bodenmaterial fest-
gelegt. Da dieses Material aber nicht alle bautechnischen Anforderungen erfüllen kann, ist im 
Rahmen von technischen Bauweisen der Einsatz von anderen mineralischen Materialien not-
wendig. In der nachstehenden Tabelle sind alle Materialien gelistet, die in der Genehmigung 
prinzipiell zugelassen sind. Es wird jedoch betont, dass 2/3 der Gesamtmassen durch Boden 
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und Steine abzudecken sind. Daraus folgt, dass die anderen Materialien möglichst nur dann 
eingesetzt werden sollten, wenn bautechnische Gründe dies erfordern. 
Tabelle 5.3: Listung der grundsätzlich zugelassenen Materialienarten 
Abfallschlüsselnummer Abfallbezeichnung (AVV-Code) 
17 05 04 Boden und Steine 
101208 Abfälle aus Keramikerzeugnissen, Ziegeln, Fliesen 
und Steinzeug (nach dem Brennen)  
170101 Beton 
170102 Ziegel 
170103 Fliesen, Keramik 
170107 Gemische aus Beton, Ziegeln, Fliesen und Keramik 
mit Ausnahme derjenigen, die unter 170106 fallen 
170508 Gleisschotter, mit Ausnahme desjenigen, der unter 
170507 fällt, Mineralien (z. B. Sand, Steine) 
Die in der Tab. 5.3 aufgeführten Materialien sind ausschließlich für den Einsatz in die unteren 
Bodenschichten vorgesehen. Zum Auftrag der kultivierbaren Oberschicht ist Mutterboden, 
Lösslehm und Boden mit höheren organischen Anteilen prinzipiell geeignet. In der Genehmi-
gung wurde die Möglichkeit festgelegt, die Kulturschicht mit Nährstoffen durch Holzhäcksel 
und Kompost anzureichern. Eventuell können Kalkzusätze zur Stabilisierung des chemischen 
Milieus beitragen. In Abschnitt A, wo als Folgenutzung Landwirtschaft geplant ist, sollte eine 
Mächtigkeit von 2 m eingehalten werden. In Abschnitt B sind im Bereich der Oberschichten 
aufgrund der Folgenutzung Forstwirtschaft Mächtigkeiten zwischen 2,5 und 3,5 m gefordert. 
Dabei ist auch der Einsatz von teilweise ungebrochenem Bauschutt zu erwägen, da dieses 
Material gute Standeigenschaften mitbringt, um auch tiefwurzelnden Bäumen befriedigende 
Wachstumsbedingungen zu bieten.  
Umweltbezogene Qualität 
Bezüglich der Qualität des Materials wird angenommen, dass die Behörde in der Genehmi-
gung sowohl bei der Verwendung von Bodenmaterial als auch bei anderen in Tab. 5.3 geliste-
ten mineralischen Abfällen den Zuordnungswert Z1.1 der TR LAGA M20 (1997) in Feststoff 
und Eluat toleriert. Diese Festlegung gilt, solange keine neuen Zuordnungswerte, z.B. durch 
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eine zukünftig In-Kraft-Tretende Bundes-Verwertungsverordnung, eingeführt werden. 
Zugleich wird vorausgesetzt, dass der Betreiber der Verfüllung alle in der Entscheidungsmat-
rix dargelegten Konzepte konsequent anwendet. Eine umfassende Beachtung der Ansprüche 
der Entscheidungsmatrix und eine enge Kommunikation mit der Behörde sollen eine hohe 
Transparenz gewährleisten und einer unsachgemäßen Schadstoffanreicherung vorbeugen.   
Die Forderung an die Qualität der kultivierbaren Oberschicht für den Abschnitt A ist aufgrund 
der geplanten Folgenutzung Landwirtschaft besonders hoch. Im Hinblick auf die besondere 
Schutzbedürftigkeit, insbesondere der Produktionsfunktion landwirtschaftlich genutzter Bö-
den wird in der Genehmigung die Einhaltung von 70 % der Vorsorgewerte nach Anh. 2 Nr. 4 
BBodSchV gefordert. Die Behörde beruft sich dabei auf die Absätze 4, 5 und 6 des § 12 
BBodSchV für besondere Anforderungen an das Auf- und Einbringen von Materialien in eine 
durchwurzelbare Bodenschicht landwirtschaftlich genutzter Flächen.  
Die Qualität des in Abschnitt B für die Oberschicht eingesetzten Materials sollte aufgrund der 
Folgenutzung Forstwirtschaft die Vorsorgewerte nach Anh. 2 BBodSchV erfüllen. 
Massendisposition 
Bei einer Menge von 100.000 m³ Material pro Jahr und einer durchschnittlichen LKW-
Ladung von ca. 25 m³ ist von 4.000 Lastfahrten und 4.000 Leerfahrten pro Jahr und (bei 250 
Arbeitstagen) 16 LKW pro Tag auszugehen. Vorgesehen ist ein zweischichtiger Betrieb mit 
16 h/ Tag. Es wird eine zeitliche Verfügbarkeit von 80 % kalkuliert, in dem kein Ausfall von 
Geräten oder sonstige Hindernisse die Verfüllung behindert bzw. unterbricht. Damit verblei-
ben 12,8 h in denen der Verfüllungsbetrieb effektiv arbeitet, was bedeutet, dass ca. 1,25 LKW 
pro Stunde ihr Material abkippen müssen, um den Zeitplan einzuhalten. Die Menge des für 
die Oberschichten bestimmten Materials ist mit durchschnittlich 43.750 m³/a berechnet. Die-
ser Oberboden wird mit der bereits installierten Bandanlage bei Bedarf an den Ort der Ver-
kippung transportiert.  
Die gesamte zu verfüllende Menge setzt sich damit zusammen aus Unterboden, kultivierba-
rem Oberboden und mineralischen Materialien für den Straßenaufbau. 
Herkunft der Materialien 
Die Herkunft der für den Aufbau der Unterschicht benötigten Materialien ist nur für die ersten 
Jahre der Verfüllung gesichert. Ein im Vorfeld nicht endgültig zu klärender Teilaspekt des 
Materialkonzepts besteht in der Darstellung der Orte, an denen Material anfallen könnte, das 
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potentiell geeignet ist, bei der Verfüllung eingesetzt zu werden. Zum Zeitpunkt, wenn das 
Materialkonzept aufgestellt wird, ist nicht absehbar, welche Materialien wo und in welchen 
Zeitabschnitten anfallen. Demnach ist der Materialplan dahingehend fortlaufend zu ergänzen, 
erneuern und der Behörde vorzulegen. Neben den Baustellen, mit denen bereits ein Vertrag 
über Materiallieferungen geschlossen wurde, sind so früh wie möglich potentielle Lieferanten 
im Materialplan aufzuführen. Dabei wird unterstellt, dass die Genehmigungsbehörde den 
Betreiber der Verfüllung bei der Suche unterstützt, indem sie andere Behörden darum ersucht, 
ihn bei Bekannt werden von größeren Baumaßnahmen in der näheren Umgebung zu informie-
ren.  
In dem westlich der Verfüllung gelegenen Oberzentrum ist ab 2008 ein kompletter Umbau 
des Hauptbahnhofs geplant. Infolgedessen werden an diesem Ort ca. 250.000 m³ Bodenmate-
rial anfallen, das infolge der jahrzehntelangen industriellen Nutzung mit dem organischen 
Schadstoff PAK angereichert wurde. Ca. 50.000 m³ des anfallenden Bodenmaterials sind auf-
grund der Belastung zum Zweck einer Verwertung in der hier betrachteten Verfüllung nicht 
geeignet. Die weiteren 200.000 m³ sind zwar prinzipiell geeignet, jedoch wurden Feststoff-
werte ermittelt, bei denen sich der Parameter PAK mit durchschnittlich 4 mg/kg in der Nähe 
der Höchstgrenze (Z1.1 PAK = 5 mg/kg; siehe auch Anhang 3) befindet.  
Am Hauptbahnhof fällt neben dem Bodenmaterial auch Bauschutt an, der jedoch aufgrund 
hoher Schadstoffbelastung nicht verwertet werden kann. Im Zug der Bahnhofumgestaltung 
werden zudem 12.500 m³ Gleisschotter nicht mehr benötigt. Der Gleisschotter ist für die Ver-
füllung geeignet, sofern ein Gutachten nachweist, dass keine Pestizidbelastung vorliegt. Es 
wird angenommen, dass bei der Ausschreibung des Materials am Hauptbahnhof der Betreiber 
der Verfüllung bereits den Zuschlag für die gesamten verwertbaren Mengen erhalten hat. Die 
Genehmigung erlaubt zwar die Verfüllung des teilweise schadstoffhaltigen Materials, setzt 
aber vom Verwerter die Erstellung einer detaillierten Planung der Verfüllung unter Einhal-
tung aller in der Entscheidungsmatrix dargestellten Konzepte voraus. 
Zur Auffüllung der unteren Schichten wurden außer für das Material, dass an der Baustelle 
am Hauptbahnhof anfällt, noch keine weiteren Abmachungen getroffen. Jedoch ist anzuneh-
men, dass der Verwerter sich mit Behördenhilfe über in Zukunft stattfindende mögliche Ab-
bruchmaßnahmen informiert. Im Südosten der Verfüllung wird voraussichtlich in ca. 4 Jahren 
damit begonnen, ein Gewerbegebiet umzugestalten. Infolgedessen fallen ca. 125.000 m³ mi-
neralische Bauabfälle an, von denen 75.000 m³ gut geeignet sind, für Bauzwecke in der Ver-
füllung eingesetzt zu werden. Der Betreiber der Verfüllung hat die Absicht, dieses Material 
 
 90
für seine Zwecke einzusetzen auch vor dem Hintergrund, dass dieses Material für den bald 
anstehenden Bau der Kreisstraße geeignet wäre. Neben diesen zeitlich relativ nahe liegenden 
Großbaumaßnahmen ist mittelfristig in der nächsten Umgebung der Verfüllung kein Anfallen 
von nennenswerten Mengen zu erwarten. Daher ist die Verfüllung auch auf die Lieferung von 
Material aus kleineren Baumaßnahmen angewiesen. Eine Großbaumaßnahme in direkter Nä-
he ist erst nach 8 Jahren wieder zu erwarten. Ca. 20 km im Osten der Verfüllung fallen vor-
aussichtlich ca. 375.000 m³ weitgehend unbelastetes Bodenmaterial infolge von großräumigen 
Landschaftsbauarbeiten an. Hier ist jedoch noch abzuwarten, ob die geplante Finanzierung 
dieser Großmaßnahme durch öffentliche Gelder gelingt. 
Die Herkunft des kultivierbaren Materials wurde bereits im Vorfeld hinreichend geklärt. Die 
Oberschichten für die Abschnitt A und B werden soweit möglich in den nächsten Jahren aus-
schließlich aus der Abgrabung in Abschnitt C bezogen. Die Qualität des in Abschnitt C auf-
grund der Rohstoffgewinnung abgetragenen Oberbodens erfüllt größtenteils die Anforderun-
gen der Vorsorgewerte nach BBodSchV. Im mittleren Bereich von Abschnitt C befinden sich 
jedoch auch Böden, die nicht die Forderung auf Einhaltung von 70 % der Vorsorgewerte nach 
Anh. 2 der BBodSchV erfüllen, da die Parameter Kupfer (bis 30 mg/kg) und Zink (bis 130 
mg/kg) leicht erhöht sind.  
Maßnahmen zur Verbesserung der umweltbezogenen Qualität 
In vielen Gutachten wird darauf hingewiesen, dass in den meisten Regionen Deutschlands der 
Boden sich überwiegend in einem uneingeschränkt guten Zustand befindet. Belegt wird diese 
Aussage dadurch, dass die Analyse dieser Böden ergibt, dass sie die Z0-Klassen in Feststoff 
und Eluat der TR LAGA M20 einhalten. Diese Feststellung geht jedoch an der Tatsache vor-
bei, dass die meisten dieser Böden nicht für eine Verwertung in Frage kommen, da sie über-
haupt nicht infolge von Baumaßnahmen als Abfall anfallen. Weiter ist es so, dass Böden be-
sonders an zuvor industriell genutzten oder geprägten Orten entfernt werden, wodurch gerade 
diese eine höhere Schadstoffbelastung aufweisen. Aus diesem Grund ist es schwierig für den 
Betreiber einer Verfüllung, der auf lange Sicht große Mengen benötigt, qualitativ geeignetes 
Material zu akquirieren.  
Es wird angenommen, dass auch der Genehmigungsbehörde bei der Zulassung der Verfüllung 
bewusst ist, dass es dem Betreiber in Zukunft kaum möglich sein wird, die hohe Material-
menge für die Unterschichten von 100.000 m³/a nur mit Z0-Material aufzubringen. Auch 
deswegen und weil es im allgemeinen Interesse liegt, dass die Verfüllung fristgerecht voran 
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schreitet, wurde in der Genehmigung festgelegt, dass für alle Materialien die Z1-
Vorsorgewerte der TR LAGA M20 die Höchstgrenze bildet.  
Allerdings wurde in der Genehmigung dem Verwerter die Auflage erteilt, dass für alle Mate-
rialien, die in die unteren Schichten einzubauen sind, die Anwendung des gesamten - zuvor in 
der Entscheidungsmatrix dargestellten – Maßnahmenkatalogs Pflicht ist. Der Betreiber der 
Verfüllung ist damit aufgefordert, für alle Materialien zu prüfen, ob qualitative umweltbezo-
gene Verbesserungen möglich sind. Eine Verringerung der anorganischen Schadstoffe mit 
Hilfe von Immobilisierungsverfahren (Zugabe von Additiven) soll erprobt werden. Weiter 
soll geprüft werden, ob mit einer thermischen Behandlung des Materials der PAK-Gehalt 
vermindert werden kann.  
In der Genehmigung wurde weiter festgelegt, dass der Verwerter bei geringfügigen Über-
schreitungen der geforderten Vorsorgewerte einen Antrag auf Erteilung einer Sondergeneh-
migung bei der Behörde einreichen muss, sofern er eine Verwertung dieses Materials erwägt.  
Im Fall der kultivierbaren Böden aus Abschnitt C muss der Betreiber der Verfüllung die Er-
laubnis beantragen, die Materialien zu mischen, damit eine Überschreitung von 70% der Vor-
sorgewerte nach BBodSchV nicht mehr stattfindet. Wegen der Begründung, dass die Auf-
nahme von Kupfer und Zink über landwirtschaftliche Produkte für Menschen nur vergleichs-
weise geringe gesundheitliche Risiken mit sich führt, sollte eine mit einer Auflage verbunde-
ne Zulassung dieses Antrags durch die Behörde ermöglichen. Die Auflage besteht darin, dass 
die Mischung so erfolgen muss, dass der betroffene gemischte Boden auch im Hinblick auf 
die Folgenutzung eine höhere Wertigkeit als zuvor besitzt. Dies kann z.B. durch den Zusatz 
von wertsteigernden Additiven erfolgen. 
Die Konzepte sind konkret und sollen nach Möglichkeit Ermessen ersetzen. 
Sickerwasserprognose (Konzept B ↔ Elemente 1, 2, 4 5) 
In der Genehmigung wird gefordert, dass vor Beginn der Analysen und Bewertungen die Vor-
lage einer aussagekräftigen Beschreibung des zu verwertenden Abfalls und des geplanten 
Verwertungsvorhabens erfolgt. Art, Beschaffenheit und Menge des Abfalls (Deklarations-
pflicht) sowie Herkunft, Verwendungszweck und der vorgesehene Zeitraum der Verwertung 
sind anzugeben. Die Sickerwasserprognose wird durchgeführt, indem bei jedem Material, das 
erstmals von einer Baumaßnahme geliefert wird, eine Feststoff- und eine Eluatuntersuchung 
erfolgen.  
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Bei der Analyse von Bodenmaterial sollten die Zuordnungsklassen Z1.1 der TR LAGA M20 
(1997) bei allen Schadstoffen eingehalten werden. Aufgrund der zuvor beschriebenen 
Schutzmaßnahmen in Bezug auf das Schutzgut Grundwasser ist so selbst unter ungünstigen 
hydrogeologischen Voraussetzungen davon auszugehen, dass keine nachteiligen Veränderun-
gen des Grundwassers auftreten.  
Im Fall des vorgesehenen Einsatzes von mineralischen Bauabfällen sind ebenfalls die Zuord-
nungsklassen Z1.1 der TR LAGA M20 (1997) bei allen Schadstoffen einzuhalten. Zusätzlich 
sollte der Verwerter einmalig die Erteilung einer Wasserrechtlichen Erlaubnis bei der zustän-
digen Wasserbehörde beantragen. 
Untersuchung 
- Die Probenahme (Art, Probenanzahl, Probenmenge), die Probenaufbereitung und die Ana-
lytik ist entsprechend den einschlägigen und im Kapitel III der TR LAGA M20 (1997) 
benannten allgemeinen Vorschriften und den dort festgelegten stoffbezogenen Regelun-
gen durchzuführen. 
- Die Abfälle sind getrennt zu halten. Sie dürfen grundsätzlich vor der Untersuchung und 
Beurteilung nicht vermischt werden, auch wenn sie den gleichen Abfallschlüssel aufwei-
sen (Vermischungsverbot). 
- Eine Vermischung nach der Bewertung ist dann zulässig, wenn dies zur Gewährleistung 
von bautechnischen Anforderungen erfolgt. Dies ist der zuständigen Behörde anzuzeigen. 
- Abfälle sind in ihrer Gesamtheit zu untersuchen. Die Abtrennung einzelner Teilfraktionen 
vor der Untersuchung ist grundsätzlich nicht zulässig. Abweichungen sind nur dann zuläs-
sig, wenn die Abtrennung nicht zu einer Verringerung der Schadstoffgehalte führt. 
- Die zu untersuchenden Parameter im Feststoff und im Eluat des Abfalls sind, auf den je-
weiligen Abfall bezogen, festzulegen. 
- Für die jeweils durchzuführenden Analysen sind gemäß Anh. 1 BBodSchV und Kap. III 
der LAGA M20 (1997) die einschlägigen benannten Verfahren anzuwenden, es sei denn, 
aus den hier beschriebenen Regelungen ergibt sich die Notwendigkeit oder die Zulässig-
keit von Abweichungen. 
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Bewertung 
- Maßgebend für die Bewertung der Schadlosigkeit der Verwertung hinsichtlich der Anfor-
derungen des Umweltschutzes ist sowohl der zu verwertende Abfall als auch das Ge-
misch, das - gegebenenfalls nach Zusatz weiterer Stoffe - aus dem Abfall hergestellt wird 
- Maßgebend für die Bewertung der Schadlosigkeit hinsichtlich des Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes ist auch der fertige Einsatzstoff. 
- Entscheidend für die Bewertung der Schadlosigkeit sind vor allem die Mobilisierbarkeit 
und der Transfer von Schadstoffen. Die Schadlosigkeit der Verwertung ist anhand von 
Analysen der maßgebenden Parameter im Eluat und im Feststoff nach LAGA M20 (1997) 
zu bewerten. 
Entwässerungskonzept (Konzept C ↔ Elemente 6 – 9) 
Folgende Maßnahmen zur Vermeidung von Sickerwasser sind geplant: 
1. Ständiger Einsatz einer mobilen Zeltüberdachung mit einer Grundfläche von ca. 150 
m² über dem gerade in der Verfüllung befindlichen Bereich und Sammlung des von 
der Zeltwand ablaufenden Wassers. 
2. Einhaltung einer Neigung von 0,5% der unverritzten Oberfläche unmittelbar vor der 
Böschung, um zu verhindern, dass Oberflächenwasser in den früheren Tagebau läuft. 
3. Sammlung und Ableitung der Oberflächengewässer rings um die zu verfüllende Grube 
durch Rinnen, Zwischenbecken und Rohrleitungen. 
4. Einrichtung von Gräben im überwiegend tonigen und schluffigen Liegenden, Einhal-
tung von 0,5% Neigung in Richtung Süden, Sammlung der so abfließenden Wässer in 
den südlichen Bereichen der Grube und Ableitung (z.B. Pumpensumpf). 
Schüttphasenpläne (Konzept D ↔ Elemente 5 – 7) 
In den Schüttphasenplänen sind die geplanten Bauabschnitte und die vorgesehenen bautechni-
schen Maßnahmen (z.B. Straßen, Wendeplätze, Lagerplätze, u.ä.) der jeweiligen Abschnitte 
darzustellen. Ein besonderes Augenmerk liegt auf der Sicherstellung der Standsicherheiten 
der Böschungen und auf der Qualität der besonders anspruchsvollen Bereiche (z.B. Unter-
grund der zu bauenden Straße). Vor dem Anschütten der ersten Böschungen ist eine Standsi-
cherheitsbetrachtung unter Berücksichtigung der vorgesehenen Materialien vorzulegen. Die 
Standsicherheit ist der zuständigen Behörde nach der Fertigstellung schriftlich nachzuweisen.  
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Abbildung 5.3: Schüttphasenplan 
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Die Fremdmassen sollen – der ehemaligen Abbaurichtung folgend - von Norden nach Süden 
eingefüllt werden. Die geplanten Verfüllungsstreifen in West-Ostrichtung sind in einer Breite 
von ca. 60 m in den ständig zu aktualisierenden Schüttphasenplänen darzustellen. Bei wech-
selnden Materialien sind Abweichungen von dieser Planung möglich. Sobald ein Streifen fer-
tig ist, kann mit dem Auftrag der kultivierbaren Oberschicht begonnen werden, ausnahmswei-
se auch schon während der Fertigstellung des Streifens. Hierzu ist die Bandstraße oberhalb 
der westlichen Böschung mit einem Bandschleifenwagen mit schwenkbarem, heb- und senk-
barem Ausleger zu versehen, über den das Material direkt auf die fertig gestellte Unterschicht 
gekippt werden kann. 
In den Schüttphasenplänen ist dafür Sorge zu tragen, dass keine erosions- und rutschungsge-
fährdete Böschungen und instabile durchfeuchtete Bereiche entstehen können. Einzusetzende 
Geräte sind in den Schüttphasen zu benennen und ihre auszuführenden Tätigkeiten festzule-
gen. Die neuen und überarbeiteten Schüttphasenpläne sind der Behörde regelmäßig vorzule-
gen. 
Arbeitschutz- und Emissionskonzept (Konzept E ↔ Elemente 3 – 5) 
Sicherheit und Gesundheit der beim Verfüllungsvorgang tätigen Personen sind fortwährend 
zu gewährleisten. Bei den Arbeiten und den Bauausführungen sind die allgemein anerkannten 
Regeln der Sicherheitstechnik sowie die behördlichen Bestimmungen und die Unfallverhü-
tungsvorschriften des Hauptverbandes der Gewerblichen Berufsgenossenschaften (HVGB) zu 
beachten. Im Arbeitsschutzkonzept sind alle Schutzmaßnahmen der folgenden Vorschriften 
festgelegt: 
- BGV D29 Fahrzeuge vom 1.10.1990 (Fassung vom 1.1.1997) 
- VBG 40 Bagger, Lader, Planiergeräte, Schürfgeräte und Spezialmaschinen des Erdbaues 
vom 1.4.1976 (Fassung vom 1.1.1993) 
- BGV C11 Steinbrüche, Gräbereien und Halden vom 1.4.1998 
Arbeiten jeglicher Art sind nur Montags bis Freitags in der Zeit zwischen 6:00 und 22:00 Uhr 
zulässig.  
Das Emissionskonzept beinhaltet alle zu beachtenden Anweisungen, um Emissionen durch 
und infolge der Verfüllung zu vermeiden und zu minimieren. Verschmutzte Fahrzeuge sind 
vor Verlassen des Betriebsgeländes zu reinigen. Hierzu ist eine Reifenwaschanlage einzurich-
ten. Übermäßige Staubentwicklungen sind durch geeignete Maßnahmen (z.B. Berieselung) zu 
verhindern. Die Massenguttransporte sollen anliegende Bewohner und Ortschaften möglichst 
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wenig durch Staub, Lärm und Abgas beeinträchtigen. Die Transportwege und –zeiten sind mit 
Vertretern der umliegenden Orte abzustimmen. Das Gelände ist zum Schutz gegen den Zutritt 
Unbefugter abzugrenzen. 
Qualitätssicherungskonzept (Konzept F ↔ Elemente 1, 3, 4) 
Die Vorgaben für Untersuchung, Bewertung und Verwertung von Abfällen erfordern eine 
Kontrolle, Qualitätssicherung und Dokumentation während der Betriebs- und Nachtriebspha-
se. Eine beauftragte Person führt die Annahmekontrolle durch, die folgende Maßnahmen be-
inhaltet: 
- Sichtprüfung der angelieferten Abfälle auf Aussehen, Konsistenz, Farbe und Geruch, 
- Überprüfung der Angaben zur Schadstoffbelastung, 
- Durchführung einer Annahmekontrolle bestehend aus der 
a) Kontrolle des Übernahmescheins oder Lieferscheins für die Anlieferung, 
b) Vergleich des Übernahmescheins mit den Angaben des vereinfachten Nachweises bei 
überwachungsbedürftigen Abfällen, 
c) Mengenermittlung in Gewichts- bzw. Volumeneinheiten, 
d) Identitätskontrolle der angelieferten Abfälle mit den Angaben der Deklaration im 
Rahmen des vereinfachten Nachweises. 
Es ist ein Nachweisbuch zu führen, in dem alle Handlungen rund um die Verfüllung zu do-
kumentieren sind und alle Lieferscheine gesammelt werden. Das Einbringen von Abfällen ist 
gemäß Tab. 5.4 zu dokumentieren. 
Tabelle 5.4: Zuständigkeiten während der Verfüllungstätigkeit 
Zuständigkeit Tätigkeit 
Abfallverwerter Ort des Einbaus (Lage, Koordinaten, Flurbezeichn.) 
Abfallverwerter Art der Maßnahme 
Abfallerzeuger, Abfallverwerter Art und Herkunft des Abfalls 
Abfallerzeuger, Abfallverwerter Angaben zur Schadstoffbelastung 
Abfallerzeuger, Transporteur, Abfallverwerter Menge (ausgeliefert, transportiert, eingegangen) 
Abfallverwerter Hydrogeologische Verhältnisse am Einbringungsort 
Abfallverwerter Annahmekontrolle 
Abfallverwerter Rückstellproben 
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Zweimal jährlich ist der Verfüllungsbetrieb einer Fremdkontrolle zu unterziehen. 
Rekultivierungs- und Folgenutzungskonzept (Konzept G ↔ Elemente 6 – 9) 
Im Rekultivierungskonzept werden die Oberbodenschichten zeichnerisch hinsichtlich des 
Materials und deren Mächtigkeiten dargestellt. Fertig gestellte Oberbodenschichten, die auf-
grund ihrer räumlichen Lage und Hangneigung zu Erosionen neigen, sind zur Vermeidung 
von Erosionsschäden mit einer geeigneten Saatgutmischung zu begrünen. Entsprechend ist 
auf Flächenabschnitten zu verfahren, die längere Zeit brach liegen, auf denen aber noch keine 
Oberbodenschicht aufgetragen wurden. 
Das Auf- und Anschütten der Böden sollte so geplant werden, dass möglichst früh auf fertig 
gestellten Teilflächen mit der endgültigen Bepflanzung – je nach Folgenutzungsart Land- oder 
Forstwirtschaft - begonnen werden kann. 
Grundwassermonitoring (Konzept H ↔ Elemente 7, 8, 9) 
Während und nach Abschluss der Verfüllungen ist mittels Überwachung des Grundwassers 
der Nachweis zu erbringen, dass die Wasserqualität sich durch die Neugestaltung nicht ver-
schlechtert hat. Unter Beteiligung von regionalen Wasserbehörden und des Wasserverbandes 
wird festgelegt, wo zwei neue Grundwassermessstellen in einer Teufe von ca. 20 m einzurich-
ten sind. Zwei bereits bestehende Messstellen werden beibehalten, ggf. ausgebaut.  
Zweimal jährlich, jeweils in Frühjahr und Herbst, sollen Untersuchungen an den Messstellen 
durchgeführt werden. Über die Messergebnisse ist der zuständigen Behörde jährlich zu be-
richten bzw. sofort, falls es zu Änderungen kommen sollte oder die Geringfügigkeitsschwel-
len nicht eingehalten werden.  
 
5.2.4 Bedeutung der praktischen Umsetzung der Entscheidungsmatrix 
Anhand eines an die Praxis angelehnten Modells der Verfüllung einer ehemaligen Abgrabung 
sollte die Leistungsfähigkeit der Entscheidungsmatrix geprüft werden. Dabei wurden zunächst 
ausführlich die Rahmendaten der Verfüllung beschrieben, um einen möglichst großen prakti-
schen Bezug herzustellen. Feldesgrößen, Ortsangaben und Mengenangaben dominieren zu-
nächst die Beschreibung der Verfüllung. Im Mittelpunkt der Darstellung steht dennoch die 
Beurteilung der stoff- und maßnahmenbezogenen Umweltverträglichkeit. Und diesem Ziel 
 
 98
dient am besten die Umsetzung der in der Entscheidungsmatrix beschriebenen konzeptionel-
len Ansätze.  
Voraussetzung für das Gelingen der praktischen Umsetzung der Entscheidungsmatrix ist, dass 
der Betreiber der Verfüllung und die zuständige Genehmigungsbehörde sich im Vorfeld der 
rechtlichen Zulassung über ihre Ausgestaltung geeinigt haben. Nicht immer hat die Anwen-
dung einzelner Konzepte für sich eine große Auswirkung auf die Umweltqualität der Verfül-
lung. In der Summe jedoch, in der sich die einzelnen Konzepte zur Entscheidungsmatrix for-
mieren, wird immer eine ökologische Qualitätsverbesserung erzielt. Dabei nimmt die Sicker-
wasserprognose die Rolle eines wichtigen Bestandteiles der Entscheidungsmatrix ein, aber 
nicht die des alle anderen überragenden, allein ausschlaggebenden Entscheidungskriteriums. 
Geringfügige Überschreitungen von Vorsorgewerten können durch die Anwendung anderer 
Konzepte kompensiert werden. Diese Vorgehensweise rechtfertigt auch den verantwortungs-
vollen Umgang mit Material, das der Vorsorgeklasse Z1.1 nach TR LAGA M20 (1997) zuzu-
ordnen ist. Die Beachtung aller zuvor geschilderten Elemente, Maßnahmen und Konzepte 
zusammen hat zur Folge, dass es weder zu unerlaubten Ablagerungen von unzulässigem Ma-
terial noch zu einer Anreicherung von Schadstoffen im Untergrund kommen kann.  
Weiter wird durch detaillierte Planung und Ausführung der Verfüllung nicht nur eine gestei-
gerte Transparenz aller Maßnahmen sondern eine Aufwertung der Verfüllung insgesamt be-
wirkt. Durch die hohe Transparenz des Verfüllungsbetriebs ist es möglich, alle Handlungen 
nachzuvollziehen und das bestehende Regelwerk in seiner ganzen Breite anzuwenden, anstatt 
die Entscheidung von der Einhaltung einiger Grenzwerttabellen abhängig zu machen. 
 
5.3 Weitere Entwicklung der Entscheidungsmatrix 
Die Entscheidungsmatrix soll mit ihren vielfältigen konzeptionellen Ansätzen dem Betreiber 
einer Verfüllung helfen, verantwortungsvoll zu handeln sowohl hinsichtlich der bautechni-
schen als auch der umweltbezogenen Verantwortung. Der zuständigen Genehmigungsbehörde 
soll sie eine sichere Kontrolle und Einblick in den Verfüllungsbetrieb aus verschiedenen 
Blickwinkeln ermöglichen, sowie objektive Kriterien an die Hand geben, welche Ermessen 
ersetzen.  
Neben Sickerwasserprognose und Grundwassermonitoring, deren ursächliche Aufgaben in der 
Reduzierung und Kontrolle der Schadstoffausbreitung bestehen, werden in der Entschei-
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dungsmatrix weitere Konzepte angeboten, die einzeln und im Verbund die umweltbezogene 
Qualität der Verfüllung steigern und damit auch einer möglichen Schadstoffausbreitung vor-
beugen sollen.  
Um die hier vorgestellte Verfahrensweise einer Genehmigung unter Verwendung der Ent-
scheidungsmatrix bei zukünftig anstehenden Verfüllungen von ehemaligen Abgrabungen in 
die allgemeine rechtliche Verfahrenweise einzugliedern, müssen zunächst die politischen 
Rahmenbedingungen geschaffen werden. Darüber hinaus ist die Entscheidungsmatrix recht-
lich zu verankern. Anschließend könnte sie z.B. in Form einer Verwaltungsvorschrift auf der 
Ebene eines Regierungsbezirks eingeführt werden. Von Bedeutung für die Entwicklung ist 
dabei, dass auch weiterhin alle Verfahren, die im Altlastenbereich zum Einsatz kommen, auf 
ihre Eignung auch bei der Verfüllung von Abgrabungen geprüft werden. Dabei ist ganz all-
gemein die technische Entwicklung zu beachten, insbesondere im Bereich von Entwässerung 
und Sickerwasserprognose. Eine Entwicklung hier kann helfen auch die konzeptionellen An-
sätze weiterzuentwickeln. 
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6 Zusammenfassung und Ausblick 
Nach jedem Abschluss einer Rohstoffgewinnung über Tage stellt sich die Frage nach der zu-
künftigen Verwendung des Restraums der bisherigen Abgrabung. Im Regelfall kommt eine 
Verfüllung des entstandenen Massendefizites mit unwesentlich kontaminiertem Bodenmateri-
al bzw. Bauschutt, die in erheblichen Mengen bei Baumaßnahmen anfallen, in Frage. Damit 
die Verfüllung dieser typischen mineralischen Abfälle zur Verwertung in Abgrabungen 
schadlos und ordnungsgemäß ausgeführt wird, wurde den Bundesländern ab 1994 die An-
wendung der Technischen Regeln M20 der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (TR LAGA 
M20) empfohlen. Die TR LAGA M20 enthält Grenzwerttabellen mit Vorsorgewerten, die so 
genannten Zuordnungsklassen (Z-Klassen), mit deren Hilfe sich die Schadstoffhaltigkeit einer 
Verwertung beurteilen lassen soll.  
Eine wesentliche Änderung der Rechtslage bei Verwertungen ergab sich ab 1999 durch die 
Einführung eines bundesweit einheitlichen Bodenrechts mit dem Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) und der unterstützenden Bundes-Bodenschutz- und Altlasten-Verordnung 
(BBodSchV). Für Verwirrung sorgten insbesondere die neuen, in der BBodSchV enthaltenen 
Vorsorgewerte, die nicht mit den in der TR LAGA M20 festgelegten Vorsorgewerten über-
einstimmten. Der Versuch, im Folgenden das Regelwerk an die gestiegenen boden- und was-
serrechtlichen Vorgaben anzupassen, war bisher nicht erfolgreich. Die Bundesländer reagier-
ten daher mit unterschiedlichen Regelungen auf die so entstandene unklare Rechtslage.  
Bei der Beurteilung der umweltbezogenen Qualität einer Verwertung ist die materialspezifi-
sche Menge an Schadstoffen das wichtigste und zumeist auch ausschlaggebende Kriterium. 
Zur Ermittlung der Stoffe und Bestimmung der mobilisierbaren Anteile in einem Material 
werden die Feststoff- und die Eluatanalyse eingesetzt. Nach einem Vergleich der so ermittel-
ten Werte mit den Grenzwerttabellen der TR LAGA M20 oder anderer Regelwerke wird eine 
Aussage über das zu erwartende Verhalten des untersuchten Materials nach der Verfüllung 
getroffen. Hiervon wird meistens die Genehmigung der Verfüllung abhängig gemacht. Prob-
lematisch dabei ist, dass die Aussagekraft von Elutionsverfahren wegen der zahlreichen mög-
lichen Fehlerquellen bezüglich ihrer Übertragbarkeit auf reale Verhältnisse reduziert ist.  
Aufgabe dieser Arbeit war es, ein Gesamtkonzept jenseits der Grenzwertdefinitionen zu ent-
wickeln ohne dabei die Umweltverträglichkeit der Verfüllung einer Abgrabung in Frage zu 
stellen. Dazu wurden in einem ersten Schritt ausführlich die rechtlichen Rahmenbedingungen 
zusammengestellt, analysiert und im Hinblick auf Verfüllungen interpretiert. Dabei zeigte 
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sich im Bereich der Verwertung mineralischer Abfälle eine besondere Dynamik in den Gebie-
ten von Abfall-, Boden- und Wasserrecht, die bis zum jetzigen Zeitpunkt anhält. Als nächstes 
wurden die allgemeinen wissenschaftlichen Grundlagen zur Schadstoffproblematik in typi-
schen mineralischen Massenabfällen zusammengestellt. Hierzu gehört die Definition der von 
Schadstoffen ausgehenden Gefahr, Informationen über deren Verteilung und wie diese sich 
wissenschaftlich bestimmen lassen.  
Insbesondere hinsichtlich der analytischen Bestimmung der Mobilisierbarkeit von Schadstof-
fen zeigen sich noch diverse Mängel. Daraus kann abgeleitet werden, dass im Fall der Verfül-
lung einer bestimmten Menge Fremdmaterial eine zuverlässige Vorhersage darüber, welche 
Mengen an Schadstoffen in welchem Zeitraum über das Sickerwasser in das Grundwasser 
vordringen können (Sickerwasserprognose) nicht eindeutig möglich ist. Dennoch ist das Er-
gebnis der Sickerwasserprognose in den meisten Fällen ausschlaggebend für die Zulassung 
der Verfüllung. Ausgehend von den vorstehend ermittelten Grundlagen wurden im Rahmen 
der Arbeit weitere Maßnahmen und Verfahren geprüft, deren Anwendung eine Verbesserung 
der umweltbezogenen Qualität einer Verfüllung bewirken kann.  
Zunächst wurden die stoffliche Beschaffenheit eines zu verwertenden Materials und die Mög-
lichkeit, diese zu beeinflussen, behandelt. Aus dem Bereich der Altlastenbehandlung sind 
zahlreiche Eingriffsmöglichkeiten bekannt, die bei stark kontaminierten Materialien zu einer 
Verbesserung führen. Die bekannten Prozesse wurden dahingehend geprüft, ob das Material 
nach der Behandlung noch die gewünschten Verwertungsfunktionen erfüllen kann. Als Er-
gebnis der Untersuchungen werden die Verfahren Bodenwäsche, Immobilisierung und mit 
Einschränkung die thermische Behandlung als prinzipiell geeignet eingestuft, bei geringfügig 
belasteten Materialien eine Verringerung der Schadstoffbelastung zu bewirken.  
Gegenstand weiterer Untersuchungen waren die möglichen Veränderungen am Einbauort, mit 
dem Zweck, ein Vordringen von Schadstoffen in das Sickerwasser zu begrenzen. Dabei wur-
den die im Multibarrierenkonzept der Deponietechnik zur Anwendung kommenden Maßnah-
men im Hinblick auf ihren Nutzen bei der Verfüllung von Abgrabungen geprüft. Abdichtun-
gen an Basis und Oberfläche führen bei Verfüllungen zur effektiven Verringerung des Durch-
flusses von Wasser. Mehr noch als in der Deponietechnik wird einerseits jedoch die Wirt-
schaftlichkeit der Verfüllung beim Einsatz hochwertiger Baustoffe wie Ton oder künstlicher 
Abdichtungen gefährdet. Andererseits ist auch eine hohe Wasserundurchlässigkeit nicht bei 
allen Folgenutzungen erwünscht.  
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Als Alternative wurde der Einbau von Materialien untersucht, die bei Abgrabungen und Auf-
bereitungen im Bereich der Steine und Erden Industrie als Nebenerzeugnisse anfallen. Dazu 
gehören z.B. Feinsand, der bei der Kieswäsche abgetrennt wird, oder Füller, einem Material, 
das bei der Aufbereitung von Hartgestein entsteht. Für beide Materialien, die eine niedrige 
Wasserdurchlässigkeit aufweisen, existieren keine unmittelbaren Verwendungen. Ihr Einsatz 
in geringmächtigen Schichten bei der Verfüllung von Abgrabungen wäre technisch durch-
führbar und unter bestimmten Rahmenbedingungen wirtschaftlich möglich und ist geeignet, 
die Geschwindigkeit einer Schadstoffausbreitung zu verlangsamen.  
Im nächsten Bearbeitungsschritt wurden alle Bestandteile, die einen Einfluss auf die Qualität 
und die Umweltverträglichkeit der Verfüllung einer Abgrabung haben, ebenso wie die im 
vierten Kapitel erarbeiten und vorgestellten Verfahren und Maßnahmen in einer neu entwi-
ckelten Entscheidungsmatrix geordnet. In dieser sind die grundsätzlichen Elemente, die zwin-
gend Teil einer Verfüllung sind, in der Vorspalte der Entscheidungsmatrix vertikal aufgereiht. 
Ihnen wurden in der Kopfzeile der Entscheidungsmatrix acht Planungs- und Kontrollkonzepte 
gegenübergestellt, die in ihrer Summe geeignet sind, den technischen und ökologischen An-
forderungen an Verfüllungen gerecht zu werden. Die Beziehung von Elementen und Konzep-
ten, die das Gesamtkonzept bilden, sind in der Matrix entsprechend gekennzeichnet. 
Von den konzeptionellen Teilansätzen der Entscheidungsmatrix kommt dem „Materialkon-
zept“ die größte Bedeutung zu. Darin werden die mineralischen Abfallarten, die für eine Ver-
füllung in Frage kommen, unter Beachtung der stofflichen Zusammensetzung, aufgeführt. Die 
umweltbezogene Qualität ist hinsichtlich der zu beachtenden Vorsorgewerte für jede Materi-
alart festzulegen. Im Materialkonzept sind darüber hinaus möglichst detailliert Mengenanga-
ben über die benötigten Materialien sowie über deren voraussichtliche Herkunft festzulegen. 
Abschließend sind Angaben über Maßnahmen zur Verbesserung der umweltbezogenen Quali-
tät Bestandteil des Materialkonzeptes. 
Die Teilkonzepte „Sickerwasserprognose“ und „Grundwassermonitoring“ stellen sicher, dass 
über die gesetzte Grenze hinaus keine Schadstoffe in dem einzubauenden Material enthalten 
sind bzw. dass nach der Verfüllung die so genannten Geringfügigkeitsschwellen eingehalten 
werden. Im „Entwässerungskonzept“ sind alle Maßnahmen zur Ableitung und Sammlung von 
Oberflächenwasser und Vermeidung von Sickerwasser dargestellt. Mit der Aufstellung von 
„Schüttphasenplänen“ wird die bautechnisch gewünschte räumliche Disposition des Materials 
sichergestellt, z.B. hinsichtlich der Standsicherheiten von Böschungen. Das „Emissionskon-
zept“ sieht Maßnahmen vor, die möglichen Staub- und Lärm-Emissionen, die z.B. durch die 
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Massentransporte verursacht werden, entgegenwirken sollen. Mit einem „Qualitätssicherungs-
system“ während der Betriebs- und Nachtriebsphase wird sichergestellt, dass alle Vorgänge 
rund um die Verfüllung kontrolliert und dokumentiert werden. Im „Rekultivierungs- und 
Nachfolgenutzungskonzept“ ist die Verfüllung der rekultivierbaren Oberschicht zu planen.  
Die Entscheidungsmatrix mit ihren vielfältigen konzeptionellen Ansätzen soll auf der einen 
Seite dem Betreiber einer Verfüllung helfen, sowohl hinsichtlich der bautechnischen als auch 
der umweltbezogenen Anforderungen verantwortungsvoll zu handeln. Auf der anderen Seite 
soll sie der zuständigen Genehmigungsbehörde Einblick und eine sichere Kontrolle in den 
Verfüllungsbetrieb aus verschiedenen Blickwinkeln ermöglichen. Die hohe Transparenz des 
Verfüllungsbetriebes ermöglicht, das bestehende Regelwerk in seiner ganzen Bandbreite zu 
berücksichtigen, anstatt nur im Hinblick auf die Einhaltung von Grenzwerttabellen zu ent-
scheiden.  
Für den Nachweis, dass die theoretisch entwickelte Entscheidungsmatrix auch praxistauglich 
ist, wäre prinzipiell ihre konkrete Umsetzung der sicherste Weg. Da dies aus genehmigungs-
rechtlichen Gründen nicht möglich war, wurde die Tauglichkeit anhand eines ausführlich be-
schriebenen Beispiels demonstriert. Die konzeptionellen Ansätze wurden dabei auf verschie-
dene, zwar konstruierte aber dennoch praxisnahe Verwertungsfälle angewendet. Durch diese 
Verfahrensweise wird einerseits zwar noch kein abschließender Beweis erbracht, dass die 
Anwendung der Entscheidungsmatrix bei allen Verfüllungsbetrieben der Steine und Erden 
Industrie in Zukunft zu einer Verbesserung der Umweltqualität und –kontrolle führt. Anderer-
seits kann anhand des hier ausführlich dargelegten Beispiels jedoch festgestellt werden, dass 
die Summe der zielgerichtet angewendeten Konzepte zu einer deutlichen Anhebung der um-
weltbezogenen Qualität führen würde.  
Eine Einführung der Entscheidungsmatrix oder eines ähnlichen Modells als allgemeingültiger 
Bestandteil der Genehmigungspraxis ist nicht absehbar. Vielmehr wird die Regelung der Ver-
füllung von Abgrabungen innerhalb einer bundesweiten Artikelverordnung angestrebt, die zu 
großen Teilen auf den Ergebnissen, die bei der Erarbeitung der TR LAGA M20 (2004) einge-
bracht wurden, aufbaut. Damit wird klar, dass die Sickerwasserprognose auch in Zukunft ihre 
überragende Bedeutung bei der Bewertung der Umweltverträglichkeit der Verfüllung von 
Abgrabungen behalten wird.  
Bei einem Ausblick auf die zu erwartende rechtliche Entwicklung bei der Handhabung der 
Verfüllung von Abgrabungen in Deutschland darf die langzeitig unklare und in den Bundes-
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ländern unterschiedliche Verfahrensweise der Vergangenheit nicht außer Acht gelassen wer-
den. Offenbar existieren mehrere divergierende Interessensbereiche, die bisher in der Lage 
waren, eine klare und einheitliche Verfahrensweise zu verhindern. Auf der einen Seite sind es 
vorrangig Vertreter der Umweltbelange aus Politik und Verbänden, die die Schadlosigkeit 
einer Verwertung immer wesentlich höher bewerten als alle anderen Belange. Auf der ande-
ren Seite sind es vor allem die Anhänger der Kreislaufwirtschaft aus Politik und Wirtschaft, 
die das Ziel verfolgen, die Menge der zu beseitigenden Abfälle möglichst zu reduzieren.  
Nach der aktuellen Rechtsprechung steht die bis dahin immer noch in einigen Bundesländern 
bevorzugte Anwendung der TR LAGA M20 (1997) endgültig zur Disposition. Das Bundes-
Umweltministerium (BMU) wurde beauftragt, eine für alle Länder verbindliche Verwertungs-
Verordnung zu erstellen. Ende 2007 soll der Entwurf einer so genannten Artikelverordnung 
vorliegen, bei der neben der eigentlichen Verwertungsverordnung auch eine Änderung der 
BBodSchV vorgesehen ist.  
Die Verfüllung von Abgrabungen wird demnach voraussichtlich vorwiegend durch Vorgaben 
der überarbeiteten BBodSchV rechtlich geregelt. Das läuft auf eine Verfestigung der als 
Grenzwertkonzept gekennzeichneten Vorgehensweise hinaus. Ein Lösungsweg, wie in dem 
vorliegenden Gesamtkonzept mit Entscheidungsmatrix, wird dann nicht mehr gangbar sein. In 
konkreten Genehmigungsverfahren kann es jedoch bei verbleibenden Unsicherheiten helfen, 
Entscheidungsspielräume zu nutzen. 
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Summary and Preview 
 
After closing any open-pit raw material mine, the issue of the future use of the present exca-
vation arises. As a rule, the resulting mass deficit is backfilled with insignificantly contamina-
ted soil material or building rubble accumulating in building projects in considerable amounts. 
For the plugging with these typical mineral wastes to be carried out without damage and in 
proper form, the Federal States were recommend the use of the Technical Rule M20 of the 
Länderarbeitsgemeinschaft Abfall [Working Committee of the German Federal States] (TR 
LAGA M20) in 1994. The TR LAGA M20 contains threshold tables with precaution values, 
the so-called assignment classes (Z-Classes), which allow the assessment of the contents of 
harmful substances in an exploitation.  
A considerable change of the legal situation in exploitations was caused by the introduction of 
a standard national soil law in 1999. Special confusion was triggered by the new precaution 
values contained in the new German federal legislation on soil protection and contaminated 
soils (BBodSchV), which do not correspond to the values laid down in the TR LAGA M20. 
The attempt made in the following years to adapt the rules to the stricter soil and water-law 
specifications was not very successful. The federal states reacted with differing regulations on 
the arising vague legal situation in assessing the exploitation of mineral wastes. In 2006, poli-
ticians reacted to this unfavourable situation by charging the Federal Environment Ministry 
with setting up binding exploitation regulations. A possible point in time for its coming into 
effect cannot be forecast at this moment. 
In assessing the environment-related quality of an exploitation the material specific amount of 
harmful material is the most important and in most cases the decisive criterion. In order to 
ascertain the overall value and the substance portion that can be mobilised the methods of 
solid matter and eluate analyses are used. After a comparison of the so found values with the 
threshold value tables of the TR LAGA M20 or other legislation a statement is made about 
the behaviour to be expected of the examined material after the backfilling. Still, the signifi-
cance of elution methods is problematic in the way that the presence of numerous error sour-
ces exacerbates the transfer to real conditions. 
On the other hand, there are certainly other criteria allowing judging other aspects of an envi-
ronment-related quality of a backfilling. The subject of this thesis is, as a first step, to compile 
the criteria apt to improve the environment-related quality of a backfilling. The substantial 
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composition of materials and the possibility to influence them in a way that positive qualities 
are not lost is examined. As a result of the examinations the methods of soil washing and im-
mobilization are in principal rated applicable to cause a reduction of the contaminant loads in 
low-contaminated materials. 
Another group of criteria comprises possible modifications at the place of installation which 
have the purpose of preventing the advance of harmful materials into and with the seepage 
water. The possible sealing or delay effect of materials which accrue in excavations and pro-
cessing as side effects is examined. Fine sand accruing in gravel washing and filler, a material 
developing in the processing of hard stones are of no direct use. A minor integration of these 
materials lightly permeable to water is recommend in backfilling excavations to considerably 
slow down a possible toxic material dispersion. 
In this thesis, the criteria are related to each other in a newly developed three-stage decision 
matrix. In the first step, the basic elements which are imperative elements of a backfilling are 
listed and examined as to their significance. The second stage is a compilation of the possible 
measures which when applied increase the operator’s prospects the environment-related quali-
ty of a plugging. In the third stage, planning and control concepts are shown which are ap-
propriate, individually and in total, to comply with the technical and environmental require-
ments for backfillings. 
Using a model example the practical usability of the decision matrix is simulated. Starting 
from the outline data of an imaginary excavation all elements of the plugging are named. 
Then follows a construction time table showing the development of the whole filling methods 
for the planned duration. The different subsequent utilisations (agriculture and forestry) in the 
sections of the backfilling and the construction of a road between the sections make high de-
mands on the filling operation regarding the nature and quality of the necessary material. In 
co-operation with the licensing authorities, planning and control concepts are drawn up with 
the material concept (1st concept) being the most significant listing materials that are adequa-
te for backfilling. Besides the soil material to be used mostly, the possibilities of the integrati-
on of six other types of mineral wastes into the lower soil layers. Regarding the contaminant 
loads of these materials it is assumed that after a solid material and elution analyses there are 
no values exceeding the assignment values Z1.1 of the TR LAGA M20 (1997). The cultivable 
soil for the upper layer is evaluated according to the standards of the German soil law; its con-
taminant load conforms to the precaution values for the three types of soil according to Sup-
plement 2 no. 4 of the BBodSchV. 
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It is assumed that in a nearby conurbation in the course of a major building measure predomi-
nantly adequate material accrues which still has a few characteristics of contamination. It is 
also assumed that the operator of the backfilling is ordered by the licensing authority to apply 
the measure catalogue (2nd step) of the decision matrix for all materials utilisable for the lo-
wer and upper layers. A reduction of the inorganic toxic substances of materials is to be tested 
especially by using immobilization methods. Also, the backfiller should check if the amount 
of organic toxic substances can be reduced by thermal treatment of materials. 
The decision matrix with its various conceptual approaches helps the operator as a working 
aid during a backfilling to act responsibly regarding both the structural engineering and envi-
ronment-related responsibilities. It is to enable the responsible licensing authority to gain a 
safe control and insight into a backfilling operation under different aspects. Due to the high 
transparency of the backfilling operation it should become possible to retrace all actions and 
to apply the existing legislation in full instead of only deciding only in with respect to the ad-
herence of threshold values. Through the obligatory and integrated concepts of “seepage wa-
ter forecast” and “ground water monitoring” the possible toxic material accumulation is to be 
prevented. Other concepts do not answer the direct main purpose of toxic material checks, but 
in all of them it is a partial aspect of the decision matrix. All in all, the application of all pre-
sented concepts is to lead to an environment aware backfilling thus allowing a responsible 
dealing with the environment media soil and water. 
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Anhang 
 
Anhang 1: Glossar 
 
Abgrabung: Gewinnung von festen, mineralischen Rohstoffen in einer offenen Baugrube. 
Der Begriff „Abgrabung“ wird insbesondere für Tagebaue gewählt, die folgende Anforderun-
gen erfüllen 
• vergleichsweise kleine geometrische Ausmaße 
• vergleichsweise geringe Jahresförderung  
• vorwiegend so genannte Steine und Erden Mineralien (Sand, Kies, Ton, u.a.) werden 
gewonnen 
Baggergut: Bodenmaterial, das im Rahmen von Unterhaltungs-, Neu- und Ausbaumaßnah-
men aus Gewässern entnommen wird. [Quelle: DIN 19731 Verwertung von Bodenmaterial] 
Bauschutt: Mineralisches Material, das bei Neubau, Umbau, Sanierung, Renovierung und 
Abbruch von Gebäuden und anderen Bauwerken (z. B. Brücken, Tunneln, Kanalisations-
schächten) anfällt. Zum Bauschutt zählt auch mineralischer Anteil aus der Sortierung und 
Klassierung von Baustellenabfällen, Fehlchargen und Bruch aus der Produktion von minerali-
schem Baumaterial und Bodenmaterial mit mineralischen Fremdbestandteilen >10 Vol.-%. 
Als Bauschutt gilt nicht Boden mit erkennbaren Verunreinigungen durch Störstoffe (z. B. 
Kunststoffe, Glas, Metall) oder andere schadstoffverdächtige Materialien. [Quelle: TR - LA-
GA M 20 Nr. 1.4.1]. 
Beseitigung: Für den Begriff Beseitigung wird im Rahmen dieser Arbeit ausschließlich die 
im §10 Abs. 2 KrW-/AbfG verwendete abfallrechtliche Bedeutung verwendet (siehe auch 
Anhang 2).  
Bioakkumulation ist die Anreicherung einer Substanz in einem Organismus durch Aufnahme 
aus dem umgebenden Medium oder über die Nahrung.  
Boden: Obere Schicht der Erdrinde, soweit sie Träger der Bodenfunktionen ist, die aus mine-
ralischen Teilchen, organischer Substanz und lebendigen Organismen besteht, einschließlich 
der flüssigen Bestandteile (Bodenlösung) und der gasförmigen Bestandteile (Bodenluft); ohne 
Grundwasser und Gewässerbetten. [Quelle: § 2 BBodSchG i.V. mit DIN 19731 Verwertung 
von Bodenmaterial] 
Bodenaushub: Bodenmaterial, das im Rahmen von Unterhaltungs-, Neu- und Ausbaumaß-
nahmen im terrestrischen Bereich anfällt. [Quelle: DIN 19731 Verwertung von Bodenmateri-
al] 
Bodenmaterial: Material aus Böden und deren Ausgangssubstraten einschließlich Mutterbo-
den, das im Zusammenhang mit Baumaßnahmen oder anderen Veränderungen der Erdober-
fläche ausgehoben, abgeschoben oder behandelt wird. [Quelle: § 2 Nr. 1 BBodSchV]. Bo-
denmaterial kann mineralische Fremdbestandteile (z. B. Bauschutt, Schlacke, Ziegelbruch) bis 
zu 10 Vol.-%. enthalten [Quelle: TR - LAGA M 20 Nr. 1.4.1 ] 
Dekantieren: Prozess der Abtrennung eines ungelösten Stoffes aus einem Flüssigkeitsge-
misch.  
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Deposition: Unter (atmosphärischer) Deposition werden die Stoffflüsse aus der Erdatmosphä-
re auf die Erdoberfläche verstanden, das heißt der Austrag und die Ablagerung von gelösten, 
partikelgebundenen oder gasförmigen Luftinhaltsstoffen auf Oberflächen (Akzeptoren) bioti-
scher oder abiotischer Systeme. 
Dermativ: Aufnahme über die Haut  
Eluatgehalt: Massenanteil von Stoffen in einem Material, der bei einer Mischung mit Wasser 
mobilisiert wird.  
Elution oder Eluierung bezeichnet das Ab- oder Herauslösen von Substanzen aus einer stati-
onären Phase, die sowohl aus festem als auch aus flüssigem Material bestehen kann. Dabei 
wird eine mobile Phase, die aus einem oder mehreren Lösungsmitteln besteht, an der stationä-
ren Phase vorbeigeführt. Das ausgetragene Gemisch aus Lösungsmitteln und gelösten Sub-
stanzen ist das Eluat (lat. eluere „auswaschen“).  
Essentiell: lebennotwendig  
Als Exposition wird in der Medizin (besonders Toxikologie) das Ausgesetztsein des Körpers 
gegenüber Umwelteinflüssen, insbesondere gegenüber schädigenden, bezeichnet.  
Geogene Grundgehalte von Böden setzen sich aus dem lithogenem Anteil (Stoffbestand des 
Ausgangsgesteins), chalkogenem Anteil (z.B. Verwitterungen, Vererzungen) und durch die 
Umverteilung von Stoffen infolge von Bodenentstehungsprozessen (Pedogenese) zusammen. 
Dabei können chalkogene Anteile zum Teil punktuell oder flächenhaft zu deutlichem Anstieg 
von regional geogenen Grundgehalten führen [Quelle: IPPC-Richtlinie, 10]. 
Geringfügigkeitsschwellen (GFS): Stoffgehalte für Grundwasser, bei deren Unterschreitung 
ein guter Zustand des Ortes der Beurteilung angenommen wird. Wird die Geringfügigkeits-
schwelle am Ort der Beurteilung eingehalten, handelt es sich um Grundwasser, das im rechtli-
chen Sinne zwischen „natürlich rein“ und „nicht verunreinigt“ anzusiedeln ist. [Quelle: LA-
WA, 109] 
Feststoffgehalt (-wert, -anteil): Massenanteil eines Stoffes in einem Material.  
Grenzwert: Als „Grenzwert“ wird im Rahmen dieser Arbeit ausschließlich der rechtlich aus-
zulegende Begriff verwendet. Grenzwerte sind Werte, die in Regelwerken angegeben werden 
und nicht über- / unterschritten werden dürfen  
Hintergrundgehalte (-belastungen) von Böden setzen sich aus den geogenen Grundgehalten 
eines Bodens, sowie der ubiquitären Stoffverteilung in Folge diffuser Einträge in den Boden 
zusammen [Quelle: BBodSchV, 24]  
Die Hintergrundgehalte für organische Schadstoffe ergeben sich dabei nur aus ubiquitären 
Einträgen, die infolge pedogenetischer Prozesse im Boden umverteilt wurden. Lithogene oder 
chalkogene Einflüsse sind ausgeschlossen, da organische Stoffe keine Ausgangsmaterialien 
zur Bodenbildung darstellen [Quelle: IPPC-Richtlinie, 10]. 
Humantoxikologie: H. ist eine fächerübergreifende Wissenschaft, die sich mit den Auswir-
kungen von Stoffen auf den Menschen befasst  
Inhalativ: Aufnahme über die Atmung  
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Kanzerogen: krebserzeugend  
Lipophil: in Fett oder Öl gut lösbar 
Lysimeter ist ein Gerät zur Ermittlung von Bodenwasserhaushaltsgrößen (Versickerungsrate, 
Verdunstung) und zur Beprobung von Bodensickerwasser, um dessen Quantität und Qualität 
zu bestimmen.  
Material: Als „Material“ wird im Rahmen dieser Arbeit ausschließlich ein mineralisches 
Gebrauchsgut verstanden, dass entweder als Rohstoff oder als Abfall anfällt. Materialien un-
terscheiden sich insbesondere durch eine unterschiedliche stoffliche Zusammensetzung.  
Mutagen: das Erbgut eines Organismus verändernd  
Ökotoxikologie: Ö. ist eine fächerübergreifende Wissenschaft, die sich mit den Auswirkun-
gen von Stoffen auf die belebte Umwelt befasst.  
Ort der Beurteilung: Der Begriff der Verunreinigung wird konkretisiert durch die Festle-
gung des „Ortes der Beurteilung“ (siehe Abb. A2-1). Dabei werden zwei Fälle betrachtet:  
1. Einbau von Material in der ungesättigten Zone (oberhalb des Grundwasserspiegels). Hier 
soll als Ort der Beurteilung die Stelle, an der das Sickerwasser in das Grundwasser eintritt 
(höchster zu erwartender GW-Stand) gelten 
2. Einbau von Material in der gesättigten Zone (unterhalb des Grundwasserspiegels). Hier 
soll als Ort der Beurteilung der Kontaktbereich zwischen dem Material und dem durch- 
bzw. umströmenden Grundwasser (Kontaktgrundwasser) gelten. [Quelle: GAP-Papier, 
2002] 
 
Abbildung A1-1: Ort der Beurteilung für unterschiedliche Anwendungsfälle [GAP02] 
Die Perkolation beschreibt das Durchfließen von Wasser durch ein festes Substrat. Dabei 
kann es zu Herauslösung oder Fällung von Mineralien kommen.  
Persistenz: Sie bezeichnet in der Umweltchemie und Ökologie die Eigenschaft von Stoffen, 
unverändert durch physikalische, chemische oder biologische Prozesse in der Umwelt zu 
verbleiben.  
Phytotoxizität: Giftigkeit gegenüber Pflanzen  
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Die PNEC-Werte (predicited no effect concentration) bezeichnen die vorausgesagte Kon-
zentration eines in der Regel umweltgefährlichen Stoffes, bis zu der sich keine Auswirkungen 
auf die Umwelt zeigen. Wird diese Konzentration also unterschritten, sollten sich keine nega-
tiven Effekte zeigen.  
Prüfwerte: Werte, bei deren Überschreiten unter Berücksichtigung der Bodennutzung eine 
einzelfallbezogene Prüfung durchzuführen und festzustellen ist, ob eine schädliche Bodenver-
änderung oder Altlast vorliegt [Quelle: § 8 Abs. 1 Nr. 1 BBodSchG] 
Unter der Quellstärke eines gegebenen Materials ist bei der Sickerwasserprognose die beim 
Kontakt mit Wasser zustande kommende Konzentration der Schadstoffe in der abfließenden 
Wasserphase zu verstehen. [Quelle: BBodSchV] 
Als Recycling wird allgemein der Vorgang bezeichnet, bei dem ein Abfall ein Sekundärroh-
stoff wird. Im Rahmen dieser Arbeit wird unter Recycling ausschließlich die Aufbereitung 
mineralischer Bauabfälle zu sekundären Baustoffen verstanden  
Das Redoxpotential beschreibt die Potentialdifferenz zwischen einem Halbelement und dem 
international standardisierten Bezugselement, der Normal-Wasserstoffelektrode  
Die Risikobewertung beurteilt auf Grundlage der Risikoanalyse, ob das Risiko, das von einer 
Ware, einer Dienstleistung oder dem Betrieb einer Produktionsanlage ausgeht, unter den ge-
gebenen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen akzeptabel und eventuelle Restrisiken ver-
tretbar sind.  
Schadstoffe sind in der Umwelt vorhandene Stoffe oder Stoffgemische, die schädlich für 
Menschen, Tiere, Pflanzen oder andere Organismen sowie ganze Ökosysteme sein können. 
Dabei kann die Schädigung durch Aufnahme durch Organismen oder Eintrag in ein Ökosys-
tem oder seine Biomasse hervorgerufen werden. Problematisch bei dieser Definition bleibt, 
dass ein bestimmter, chemisch definierter Stoff (Substanz) nicht unbedingt in jedem Falle der 
Kategorie Schadstoff eindeutig zuordenbar oder auszuschließen ist, sondern es kommt auch 
auf die Menge und die Umgebungssituation an.  
Sickerwasser ist unterirdisches Wasser, welches sich unter Einwirkung der Schwerkraft ab-
wärts bewegt. Dabei durchquert es alle Boden- und Gesteinsschichten bis es auf eine wasser-
führende Schicht trifft. Sickerwasser ist Bestandteil des Mehrphasen-Systems Boden und ist 
auch dem Regime des Bodenrechts zugeordnet. 
Sickerwasserprognose: Instrumentarium zur Abschätzung der Grundwassergefährdung beim 
Einbringen von eventuell belastetem Material durch Abschätzung von Schadstoffkonzentrati-
onen im Übergangsbereich zwischen wassergesättigter und ungesättigter Zone. [Quelle: 
BBodSchV]  
Sorption ist der Oberbegriff für die Anreicherung eines Stoffes bzw. von Kolloiden oder Par-
tikeln in einem Phasengrenzgebiet, die über die Konzentrationen innerhalb der Phasen hi-
nausgeht (z. B. Absorption, Adsorption, Desorption). Sorption findet vorrangig an den Grenz-
flächen zwischen flüssiger und fester, sowie zwischen gasförmiger und fester Phase statt, 
kommt aber auch an Grenzflächen zwischen flüssiger und Gasphase vor.  
Stoff: Als „Stoff“ wird im Rahmen dieser Arbeit ausschließlich eine in chemisch einheitlicher 
Form vorliegende, durch bestimmte physikalische und chemische Eigenschaften gekenn-
zeichnete Substanz oder Substanzengruppe bezeichnet, z.B. Cadmium (Cd) oder Polyaromati-
sche Kohlenwasserstoffe (PAK).  
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Tenside (von lat. tensus, tendere – spannen, straff anziehen) sind Substanzen, die die Oberflä-
chenspannung einer Flüssigkeit oder die Grenzflächenspannung zwischen zwei Phasen herab-
setzen und die Bildung von Dispersionen ermöglichen oder unterstützen. 
Teratogen: reproduktionstoxisch, fortpflanzungsgefährdend, fruchtschädigend  
Die Transportprognose ist eine Vorhersage, welchen Veränderungen das Sickerwasser bzgl. 
Fracht und Konzentration auf seinem Fließweg zum Ort der Beurteilung in der Regel beim 
Eintritt in die gesättigte Zone unterworfen wird [Quelle: BBodSchV]. 
Ubiquitärer Stoffeintrag ist die Schadstoffverteilung z.B. infolge von Verbrennungen oder 
Emissionen aus industriellen Produktionen über die Atmosphäre auf die Bodenoberfläche 
infolge diffuser Einträge [RL 76/464/EWG, 11]. 
Verwertung: Für den Begriff „Verwertung“ wird im Rahmen dieser Arbeit ausschließlich die 
im §4 Abs. 3 KrW-/AbfG verwendete abfallrechtliche Bedeutung verwendet (siehe auch An-
hang 2).  
Vorsorgewerte: Bodenwerte, bei deren Überschreiten unter Berücksichtigung von geogenen 
oder großflächig siedlungsbedingten Schadstoffgehalten in der Regel davon auszugehen ist, 
dass die Besorgnis einer schädlichen Bodenveränderung besteht [Quelle: § 8 Abs. 2 
BBodSchG].  
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Anhang 2: Zitate aus rechtlich relevanten Quellen* 
* Nummerierung bezieht sich auf die in Kap. 2 genannten Verweise, z.B. …. {x} 
 
1. Abfallrecht 
 
{1} KrW-/AbfG 
§ 4 Grundsätze der Kreislaufwirtschaft 
(1) Abfälle sind 
1. in erster Linie zu vermeiden, insbesondere durch die Verminderung ihrer Menge und 
Schädlichkeit, 
2. in zweiter Linie 
a) stofflich zu verwerten 
b) zur Gewinnung von Energie zu nutzen (energetische Verwertung) 
 
{2} KrW-/AbfG 
§3 Begriffsbestimmungen 
(1) Abfälle im Sinne dieses Gesetzes sind alle beweglichen Sachen, die unter die in Anhang I 
aufgeführten Gruppen fallen und deren sich ihr Besitzer entledigt, entledigen will oder entle-
digen muss. Abfälle zur Verwertung sind Abfälle, die verwertet werden; Abfälle, die nicht 
verwertet werden, sind Abfälle zur Beseitigung. 
 
{3} KrW-/AbfG 
§10 Grundsätze der gemein-wohlverträglichen Abfallbeseitigung 
(1) Abfälle, die nicht verwertet werden, sind dauerhaft von der Kreislaufwirtschaft auszu-
schließen und zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit zu beseitigen. 
 
{4} KrW-/AbfG 
§3 Begriffsbestimmungen 
(3) Der Wille zur Entledigung im Sinne des Absatzes 1 ist hinsichtlich solcher beweglicher 
Sachen anzunehmen, (...) 
2. deren ursprüngliche Zweckbestimmung entfällt oder aufgegeben wird, ohne dass ein neuer 
Verwendungszweck un-mittelbar an deren Stelle tritt. 
Für die Beurteilung der Zweckbestimmung ist die Auffassung des Erzeugers oder Besitzers 
unter Berücksichtigung der Verkehrsanschauung zugrunde zu legen. 
 
{5} KrW-/AbfG 
§3 Begriffsbestimmungen 
(4) Der Besitzer muss sich beweglicher Sachen im Sinne des Abs. 1 entledigen, wenn diese 
entsprechend ihrer ursprünglichen Zweckbestimmung nicht mehr verwendet werden, auf-
grund ihres konkreten Zustandes geeignet sind, gegenwärtig oder künftig das Wohl der All-
gemeinheit, insbesondere die Umwelt zu gefährden u. deren Gefährdungspotential nur durch 
eine ordnungsgemäße und schadlose Verwertung oder gemeinwohlverträgliche Beseitigung 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
verordnungen ausgeschlossen werden kann. 
 
{6} BVerwG, Urteil des Senats vom 14.04.2005 (BverwG 7 C 26.03, S. 12, Abs. 1)  
„Ergibt sich dabei, dass die Verwertung nicht ordnungsgemäß und schadlos erfolgt, liegt ein 
Anwendungsfehler vor, der nach den jeweils einschlägigen Bestimmungen zu beheben und 
nicht geeignet ist, einen Verwertungsvorgang in einen Beseitigungsvorgang umzuwandeln.“ 
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{7} KrW-/AbfG 
§4 Grundsätze der Kreislaufwirtschaft 
(3) Die stoffliche Verwertung beinhaltet die Substitution von Rohstoffen durch das Gewinnen 
von Stoffen aus Abfällen (sekundäre Rohstoffe) oder die Nutzung der stofflichen Eigenschaf-
ten der Abfälle für den ursprünglichen Zweck oder für andere Zwecke mit Ausnahme der un-
mittelbaren Energierückgewinnung. Eine stoffliche Verwertung liegt vor, wenn nach einer 
wirtschaftlichen Betrachtungsweise, unter Berücksichtigung der im einzelnen Abfall beste-
henden Verunreinigungen, der Hauptzweck der Maßnahme in der Nutzung des Abfalls und 
nicht in der Beseitigung des Schadstoffpotentials liegt. 
 
{8} Kommentar zu §4, Abs. 3, KrW-/AbfG  
„Nutzung meint allgemein die Erzielung eines Vorteils in Anknüpfung an die Eigenschaften 
des Abfalls – auch seine „allgemeinen“ Eigenschaften wie Dichte, Volumen, Masse steht in-
sofern dem Ausschluss aus der Kreislaufwirtschaft gegenüber.“, S. 162, Nr. 24 [KU98] 
 
{9} BverwG, Urteil des Senats vom 14.04.2005 – BverwG 7 C 26.03, S. 11, Abs. 1  
„Die in § 4 Abs. 3 Satz 1 KrW-/AbfG bestimmte Nutzung des „stofflichen Eigenschaften“ ist 
nicht auf bestimmte Eigenschaften beschränkt, sondern erfasst jede Eigenschaft eines Stoffes. 
Dazu gehört auch die Nutzung des Volumens, wenn dieses dazu dient, das Höhenniveau der 
Oberfläche zu deren Wiedernutzbarmachung anzuheben. Soweit bei den sonst einzubauenden 
Rohstoffen nur deren Volumen genutzt wird, genügt auch das Volumen der Abfälle für die 
stoffliche Verwertung.“ 
 
{10} Kommentar zu §4, Abs. 3, KrW-/AbfG  
„Wirtschaftlich heißt hier nichts anderes, als dass es – zum einen – auf Etikettierung, auf 
(Um-)-Deklarierung, auf von Beteiligten in Rechtsgeschäften verwendete Bezeichnungen 
nicht ankommt, ebenso wenig – zum anderen – auf einen (wie auch immer zu konkretisieren-
den) rein ökologischen Maßstab. 
Geboten ist die Berücksichtigung der Einschätzung des jeweils in Rede stehenden Wirt-
schaftskreises bzw. der dortigen Verkehrsanschauung. „Wirtschaftlichkeit“ ist danach vorlie-
gend nicht allgemein „ökonomische Vorteilhaftigkeit“ sondern Wirtschaftlichkeit unter den 
Bedingungen des KrW-/AbfG.  
(Kunig, u. a. 1998, S. 164 - 165) [KU98] 
Bei der (Sekundär-) Rohstoffgewinnung kommt es danach auf die Wirtschaftlichkeit des Her-
stellungsvorgangs und des gewonnenen Stoffes an, also auf die Wirtschaftlichkeit aus der 
Sicht des Herstellers, bei der Nutzung stofflicher Eigenschaften demgegenüber auch auf den 
Blickwinkel eines damit nicht identischen Nutzers. In beiden Varianten vermögen einerseits 
die Menge an Abfall, der von einer Maßnahme erfasst ist und durch sie im Wirtschaftskreis-
lauf verbleibt, wie auch andererseits der Wert des in Rede stehenden Stoffes Anhaltspunkte 
für die Beurteilung von „Wirtschaftlichkeit“ zu geben. (Kunig, u. a. 1998, S. 165) [KU98] 
 
{11} KrW-/AbfG 
§ 10 Grundsätze der gemeinwohlverträglichen Abfallbeseitigung 
(2) Die Abfallbeseitigung umfasst das Bereitstellen, Überlassen, Einsammeln, die Beförde-
rung, die Behandlung, die Lagerung und die Ablagerung von Abfällen zur Beseitigung. Durch 
die Behandlung von Abfällen sind deren Menge und Schädlichkeit zu vermindern. Bei der 
Behandlung und Ablagerung anfallende Energie oder Abfälle sind so weit wie möglich zu 
nutzen. Die Behandlung und Ablagerung ist auch dann als Abfallbeseitigung anzusehen, wenn 
dabei anfallende Energie oder Abfälle genutzt werden können und diese Nutzung nur unter-
geordneter Nebenzweck der Beseitigung ist. 
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{12} KrW-/AbfG 
§5 Grundpflichten der Kreislaufwirtschaft 
(3) Die Verwertung von Abfällen, insbesondere durch ihre Einbindung in Erzeugnisse, hat 
ordnungsgemäß und schadlos zu erfolgen. Die Verwertung erfolgt ordnungsgemäß, wenn sie 
im Einklang mit den Vorschriften dieses Gesetzes und anderen öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften steht. Sie erfolgt schadlos, wenn nach der Beschaffenheit der Abfälle, dem Ausmaß 
der Verunreinigungen und der Art der Verwertung Beeinträchtigungen des Wohls der Allge-
meinheit nicht zu erwarten sind, insbesondere keine Schadstoffanreicherung im Wertstoff-
kreislauf erfolgt. 
 
{13} Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV), Anlage (Auszug der für Verfüllungen in Frage 
kommenden Abfälle ohne Nennung der Abfälle mit gefährlichen Bestandteilen) 
17 Bau- und Abbruchabfälle 
17 01 Beton, Ziegel, Fliesen und Keramik 
17 01 01 Beton 
17 01 02 Ziegel 
17 01 03 Fliesen, Ziegel und Keramik 
17 01 07 Gemische aus Beton, Ziegeln, Fliesen und Keramik 
17 05 Boden, Steine und Baggergut 
17 05 04 Boden und Steine  
17 05 06 Baggergut 
17 05 08 Gleisschotter 
17 09 Sonstige Bau- und Abbruchabfälle 
17 09 04 gemischte Bau- und Abbruchabfälle  
 
{14} KrW-/AbfG 
§2 Geltungsbereich 
(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nicht für (..) 
4. Abfälle, die beim Aufsuchen, Gewinnen, Aufbereiten und Weiterverarbeiten von Boden-
schätzen in den der Bergaufsicht unterstehenden Betrieben anfallen, ausgenommen Abfäl-
le, die nicht unmittelbar und nicht üblicherweise nur bei den im 1. Halbsatz genannten Tä-
tigkeiten anfallen, 
5. (...) 
6. Stoffe, sobald diese in Gewässer oder Abwasseranlagen eingeleitet oder eingebracht wer-
den, (…) 
 
 
2. Bodenrecht: 
 
(15) BBodSchG  
§ 1 Zweck und Grundsätze des Gesetzes  
Zweck dieses Gesetzes ist es, nachhaltig die Funktionen des Bodens zu sichern oder wieder-
herzustellen. Hierzu sind schädliche Bodenveränderungen abzuwehren, der Boden und Altlas-
ten sowie hierdurch verursachte Gewässerverunreinigungen zu sanieren und Vorsorge gegen 
nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen 
Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Na-
tur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden werden.  
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{16} BBodSchG 
§ 2 Begriffsbestimmungen  
(1) Boden im Sinne dieses Gesetzes ist die obere Schicht der Erdkruste, soweit sie Träger der 
in Absatz 2 genannten Bodenfunktionen ist, einschließlich der flüssigen Bestandteile (Boden-
lösung) und der gasförmigen Bestandteile (Bodenluft), ohne Grundwasser und Gewässerbet-
ten.  
(2) Der Boden erfüllt im Sinne dieses Gesetzes  
1. natürliche Funktionen als  
a. Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen,  
b. Bestandteil des Naturhaushalts, insbesondere mit seinen Wasser- und Nährstoffkreisläu-
fen,  
c. Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen auf Grund der Fil-
ter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, insb. auch zum Schutz des Grundwas-
sers,  
2. Funktionen als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte sowie  
3. Nutzungsfunktionen als  
a. Rohstofflagerstätte,  
b. Fläche für Siedlung und Erholung,  
c. Standort f. land- u. forstwirtschaftliche Nutzung,  
d. Standort für sonstige wirtschaftliche und öff. Nutzungen, Verkehr, Ver- und Entsorgung.  
(3) Schädliche Bodenveränderungen im Sinne dieses Gesetzes sind Beeinträchtigungen der 
Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästi-
gungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen.  
(4) Verdachtsflächen im Sinne dieses Gesetzes sind Grundstücke, bei denen der Verdacht 
schädlicher Bodenveränderungen besteht.  
 
{17} BBodSchG 
§ 6 Auf- und Einbringen von Materialien auf oder in den Boden  
Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhörung der beteiligten Kreise (§ 20) durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zur Erfüllung der sich aus diesem Gesetz 
ergebenden Anforderungen an das Auf- und Einbringen von Materialien hinsichtlich der 
Schadstoffgehalte und sonstiger Eigenschaften, insbesondere  
1. Verbote oder Beschränkungen nach Maßgabe von Merkmalen wie Art und Beschaffenheit 
der Materialien und des Bodens, Aufbringungsort und -zeit und natürliche Standortver-
hältnisse sowie  
2. Untersuchungen der Materialien oder des Bodens, Maßnahmen zur Vorbehandlung dieser 
Materialien oder geeignete andere Maßnahmen  
zu bestimmen.  
 
{18} BBodSchG 
§ 3 Anwendungsbereich 
(1) Dieses Gesetz findet auf schädliche Bodenveränderungen und Altlasten Anwendung, so-
weit 
1. Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes über das Aufbringen von Ab-
fällen zur Verwertung (...) und der hierzu auf Grund des Kreislaufwirtschafts- und Ab-
fallgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen sowie der Klärschlammverordnung vom 15. 
April 1992, 
2. Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes über die Zulassung und den 
Betrieb von Abfallbeseitigungsanlagen zur Beseitigung von Abfällen sowie über die Still-
legung von Deponien, 
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3. (...) 
10. Vorschriften des Bundesberggesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen über die Errichtung, Führung oder Einstellung eines Betriebes sowie 
11. (...) 
Einwirkungen auf den Boden nicht regeln. 
 
{19} BBodSchV 
§ 12 Anforderungen an das Aufbringen und Einbringen von Materialien auf oder in den 
Boden 
(2) Das Auf- und Einbringen von Materialien auf oder in eine durchwurzelbare Bodenschicht 
oder zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht im Rahmen von Rekultivierungs-
vorhaben einschl. Wiedernutzbarmachung ist zulässig, wenn  
1. insbesondere nach Art, Menge, Schadstoffgehalten und physikalischen Eigenschaften der 
Materialien sowie nach den Schadstoffgehalten der Böden am Ort des Auf- oder Einbrin-
gens die Besorgnis des Entstehens schädlicher Bodenveränderungen gemäß § 7 Satz 2 des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes und § 9 dieser Verordnung nicht hervorgerufen wird und  
2. mindestens eine der in § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 3 Buchstabe b und c des Bundes-
Bodenschutzgesetzes genannten Bodenfunktionen nachhaltig gesichert oder wiederherge-
stellt wird.  
Die Zwischenlagerung und die Umlagerung von Bodenmaterial auf Grundstücken im Rahmen 
der Errichtung oder des Umbaus von baulichen und betrieblichen Anlagen unterliegen nicht 
den Regelungen dieses Paragraphen, wenn das Bodenmaterial am Herkunftsort wiederver-
wendet wird.  
 
{20} BBodSchG 
§ 7 Vorsorgepflicht  
Der Grundstückseigentümer, der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück und 
derjenige, der Verrichtungen auf einem Grundstück durchführt oder durchführen lässt, die zu 
Veränderungen der Bodenbeschaffenheit führen können, sind verpflichtet, Vorsorge gegen 
das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu treffen, die durch ihre Nutzung auf dem 
Grundstück oder in dessen Einwirkungsbereich hervorgerufen werden können. Vorsorgemaß-
nahmen sind geboten, wenn wegen der räumlichen, langfristigen oder komplexen Auswirkun-
gen einer Nutzung auf die Bodenfunktionen die Besorgnis einer schädlichen Bodenverände-
rung besteht. (...) 
 
{21} BBodSchG 
§8 Werte und Anforderungen 
2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhörung der beteiligten Kreise (§ 20) durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zur Erfüllung der sich aus § 7 ergeben-
den Pflichten sowie zur Festlegung von Anforderungen an die damit verbundene Untersu-
chung und Bewertung von Flächen mit der Besorgnis einer schädlichen Bodenveränderung 
Vorschriften zu erlassen, insbesondere über  
1. Bodenwerte, bei deren Überschreiten unter Berücksichtigung von geogenen oder großflä-
chig siedlungsbedingten Schadstoffgehalten in der Regel davon auszugehen ist, dass die 
Besorgnis einer schädlichen Bodenveränderung besteht (Vorsorgewerte),  
2. zulässige Zusatzbelastungen und Anforderungen zur Vermeidung oder Verminderung von 
Stoffeinträgen.  
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3. Wasserrecht: 
 
[22] WHG 
§ 3 Benutzungen 
Abs.1 Benutzungen im Sinne dieses Gesetzes sind  
1. Entnehmen und Ableiten von Wasser aus oberirdischen Gewässern, 
2. Aufstauen und Absenken von oberirdischen Gewässern 
3. Entnehmen fester Stoffe aus oberirdischen Gewässern, soweit dies auf den Zustand des 
Gewässers oder auf den Wasserabfluss einwirkt, 
4. Einbringen und Einleiten von Stoffen in oberirdische Gewässer 
4a. Einbringen und Einleiten von Stoffen in Küstengewässer 
5. Einleiten von Stoffen in das Grundwasser 
6. Entnehmen, zutage fördern, zutage leiten und Ableiten von Grundwasser. 
 
{23} WHG 
§ 1a Grundsatz 
(2) Jedermann ist verpflichtet, bei Maßnahmen, mit denen Einwirkungen auf ein Gewässer 
verbunden sein können, die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um eine 
Verunreinigung des Wassers oder eine sonstige nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften 
zu verhüten. 
 
{24} WHG 
§ 7 Erlaubnis 
(1) Die Erlaubnis gewährt die widerrufliche Befugnis, ein Gewässer zu einem bestimmten 
Zweck in einer nach Art und Maß bestimmten Weise zu benutzen; sie kann befristet werden. 
Die Erlaubnis kann für ein Vorhaben, das nach § 3 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt, nur in einem Verfahren erteilt 
werden, das den Anforderungen des genannten Gesetzes entspricht. 
 
{25} WHG 
§ 34 Reinhaltung 
(1) Eine Erlaubnis für das Einleiten von Stoffen in das Grundwasser darf nur erteilt werden, 
wenn eine schädliche Verunreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige Ver-
änderung seiner Eigenschaften nicht zu besorgen ist. 
(2) Stoffe dürfen nur so gelagert oder abgelagert werden, dass eine schädliche Verunreinigung 
des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften nicht zu 
besorgen ist. Das gleiche gilt für die Beförderung von Flüssigkeiten und Gasen durch Rohrlei-
tungen. 
 
{26} 1. AbfVwV-1990 
1. Anwendungsbereich 
Diese Verwaltungsvorschrift bezweckt, die Verschmutzung des Grundwassers durch Stoffe, 
die zu den Listen I und II des Anhangs aufgeführten Stoffgruppen und -familien gehören und 
die ein Toxizitäts-, Langlebigkeits- oder Bioakkumulationsrisiko aufweisen (Liste I) oder eine 
schädliche Wirkung auf das Grundwasser haben können (Liste II), durch Vorkehrungen nach 
dem Stand der Technik zu verhüten und die Folgen seiner bisherigen Verschmutzung soweit 
wie möglich einzudämmen oder zu beheben. Sie gilt für Anlagen zur Lagerung oder Ablage-
rung von Abfällen, sofern dadurch Stoffe aus Liste I oder II des Anhangs indirekt in das 
Grundwasser abgeleitet werden können. 
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Liste I der Stofffamilien und Gruppen 
Die Liste I umfasst die einzelnen Stoffe der nachstehend aufgeführten Stofffamilien und -
gruppen mit Ausnahme der Stoffe, die aufgrund des geringen Toxizitäts-, Langlebigkeits- 
oder Bioakkumulationsrisikos als ungeeignet für die Liste I angesehen werden. 
1.Organische Halogenverbindungen und Stoffe, die im Wasser derartige Verbindungen bilden 
können 
2. Org. Phosphorverbindungen 
3. Org. Zinnverbindungen 
4. Stoffe, die im oder durch Wasser krebserregende, mutagene oder teratogene Wirkung ha-
ben; dazu gehören auch Stoffe aus der Liste II, soweit sie diese Wirkungen haben 
5. Quecksilber und Quecksilberverbindungen 
6. Cadmium und Cadmiumverbindungen 
7. Mineralöle und Kohlenwasserstoffe 
8. Cyanid 
Liste II der Stofffamilien und Stoffgruppen 
Die Liste II umfasst die einzelnen Stoffe und die Stoffkategorien aus den nachstehend aufge-
führten Stofffamilien und Stoffgruppen, die eine schädliche Wirkung auf das Grundwasser 
haben können. 
Zink Kupfer Nickel Chrom Blei Selen Arsen Antimon Molybdän Titan Zinn Barium Berylli-
um Bor Uran Vanadium Kobald Thallium Tellur Silber 
 
 
4. Berg- bzw. Abgrabungsrecht 
 
{27} BBergG  
§ 52 Betriebspläne für die Errichtung und Führung des Betriebes  
(2) Die zuständige Behörde kann verlangen, dass  
2. für bestimmte Teile des Betriebes oder für bestimmte Vorhaben Sonderbetriebspläne auf-
gestellt werden. 
 
{28} TR LAB 
Nr. 2. Geltungsbereich 
Dieses Regelwerk gilt für die Bewertung der Schadlosigkeit der Verwertung von bergbau-
fremden Abfällen auf Halden, in Absetzteichen, in Tagebauen des Braunkohlenbergbaues und 
auf sonstigen bergbaulich genutzten Flächen, die im Rahmen des bergrechtlichen Betriebs-
planverfahrens verwendet werden. Sind die Anforderungen der technischen Regeln eingehal-
ten, ist eine Einzelfallprüfung nicht erforderlich. (...) 
Nr. 2.1 Abgrenzung zu anderen technischen Regelungen 
Allgemeine Grundsätze zur Abgrenzung von abfallrechtlichen, bergrechtlichen und boden-
schutzrechtlichen Regelungen zum Auf- und Einbringen von Materialien auf und in Böden 
ergeben sich aus den „Abgrenzungsgrundsätzen“ die von der 26. ACK am 11./12.10.2000 in 
Berlin zur Kenntnis genommen wurden. 
Liegen Einsatzbedingungen vor, wie sie in: 
- den „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen - Technische 
Regeln“ der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) oder 
- der Vollzugshilfe für das Auf- und Einbringen von Abfällen auf oder in eine durchwurzelba-
re Bodenschicht entsprechend zu § 12 Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) beschrieben sind, so sind diese einschließlich der darin genannten Einbauklassen 
grundsätzlich auch im Geltungsbereich des Bergrechtes anzuwenden. (...) 
Dieses gilt auch für Fortschreibungen der o. g. Regelwerke. Bergbauspezifische Anforderun-
gen sind in den Technischen Regeln für die Verwertung (Teil II) festgelegt. 
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2.2 Gründe für den Einsatz von Abfällen 
Eine Verwertung von Abfällen kann erfolgen, wenn auf diese Weise bergtechnische oder 
bergsicherheitliche Ziele oder solche der Wiedernutzbarmachung erreicht werden. Diese v. g. 
Ziele bzw. Maßnahmen entsprechen unter anderem folgenden Verwertungsmaßnahmen im 
Bergbau über Tage: 
- Böschungen sichern, 
- Förder- und Fahrwege anlegen oder unterhalten, 
- eine verbesserte Nutzung der Lagerstätte, 
- den Tagebau zur Wiedernutzbarmachung verfüllen, 
- geochemische und hydrochemische Vorgänge (z. B. Pufferung) positiv beeinflussen, 
- verbleibende Tagebau-Restlöcher und Halden gestalten, 
- Staubemissionen und Auslaugungsvorgänge an Halden vermeiden 
- Wiederherstellung der Oberfläche für eine künftige Nutzung, 
- gemeinschädliche Einwirkungen verhindern. 
 
{29} Abgrabungsgesetz NW 
§1 Sachl. Geltungsbereich 
(1) Dieses Gesetz gilt für 
1. Die oberirdische Gewinnung von Bodenschätzen (Abgrabung), die im Verfügungsrecht des 
Grundeigentümers stehen, 
2. Die Oberflächengestaltung und Wiedernutzbarmachung des in Anspruch genommenen Ge-
ländes während und nach Abschluss der Abgrabung (Herrichtung) 
 
{30} Bayerisches Abgrabungsgesetz (BayAbgrG} 
Art. 1 Anwendungsbereich 
Dieses Gesetz gilt für Abgrabungen zur Gewinnung von nicht dem bergrecht unterliegenden 
Bodenschätzen und sonstigen Abgrabungen einschließlich der Aufschüttungen, die unmittel-
bare Folge der Abgrabungen sind, sowie der dem Abgrabungsbetrieb dienenden Gebäude und 
Nebenanlagen. 
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Anhang 3: Grenzwerttabellen* im Vergleich 
 
* Fußnoten zu den Stoffen und Wertangaben wurden bei der Gegenüberstellung nicht berücksichtigt  
 
 
Tabelle A3-1:   Vergleich der Zuordnungswerte für die Verwendung in bodenähnlichen Anwendungen – Feststoffgehalte  
   TR Boden/ TR LAGA M20 neu (2004) – TR LAGA M20 alt (1994/1997) 
  
Parameter 
 
Dimens. 
 
Z0 neu 
Ton 
 
Z 0 neu 
Lehm/ 
Schluff  
 
Z0 neu 
Sand 
Z0* 
neu 
Z1 neu Z2 neu Z0 alt Z1.1 alt Z 1.2 alt Z2 alt 
BaP mg/kg TS 0,3 0,3 0,3 0,6 0,75 3 - 0,5 1  
PAK 16 mg/kg TS 3 3 3 3 7,5 30 1 5
 
15 20 
PCB 6 mg/kg TS 0,05 0,05 0,05 0,1 0,15 0,5 0,02 0,1
 
0,5 1 
EOX mg/kg TS 1 1 1 1 3 10 1 3 10 15 
KW mg/kg TS 100 100 200 200 300 1.000 100 300 500 1.000 
BTX mg/kg TS 1 1 1 1 <1 1 3 5 
LHKW mg/kg TS 1 1 1 1 <1 1 3 5 
Arsen mg/kg TS 20 15 10 15 30 100 20 30
 
50 150 
Blei mg/kg TS 100 70 40 140 210 700 100 200
 
300 1.000 
Cadmium mg/kg TS 1,5 1 0,4 1 3 10 0,6 1
 
3 10 
Chrom (ges.) mg/kg TS 100 60 30 120 180 600 50 100
 
200 600 
Kupfer mg/kg TS 60 40 20 80 120 400 40 100
 
200 600 
Nickel mg/kg TS 70 50 15 100 150 500 40 100
 
200 600 
Quecksilber mg/kg TS 1 0,5 0,1 1 1,5 5 0,3 1
 
3 10 
Thallium mg/kg TS 1 0,7 0,4 0,7 2,1 7 0,5 1
 
3 10 
Zink mg/kg TS 200 150 60 300 450 1.500 120 300
 
500 1.500 
Cyanide (ges.) mg/kg TS    1 10
 
30 100
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Tabelle A3-2:   Vergleich der Zuordnungswerte für die Verwendung in bodenähnlichen Anwendungen – Eluatwerte  
   TR Boden/ TR LAGA M20 (2004) – TR LAGA M20 alt (1994/1997) 
 
        LAGA 1997     LAGA 2004  
Parameter Dim. Z0 Z1.1 Z1.2 Z2 Z0/Z1.1 Z1.2 Z2 
ph-Wert - 6,5-9,5 6,5-9,5 6-12 5,5-12 6,5-9,5 6,5-12 5,5-12 
Leitfähigkeit µS/cm 500 500 1000 1500 250 1500 2000
Clorid mg/l 10 10 15 30 30 40 50
Sulfat mg/l 50 50 75 150 20 40 100
Cyanid µg/l <10 10 50 100 5 10 20
Arsen µg/l 10 10 40 60 10 30 50
Blei µg/l 20 40 100 200 10 100 150
Cadmium µg/l 2 2 5 10 1 2 5
Chrom µg/l 15 30 75 150 10 30 50
Kupfer µg/l 50 50 150 300 20 40 100
Nickel µg/l 40 50 150 200 10 15 50
Quecksilber µg/l 0,2 0,2 1 2 <0,5 1 2
Zink µg/l 100 100 300 600 200 300 1000
MKW µg/l         200 400 800
PCB µg/l         0,05 0,2 0,5
PAK µg/l         0,2 1 2
Naphthalin µg/l         2 4 10
Phenol µg/l <10 10 50 100 20 40 100
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TabelleA3- 3:  Geringfügigkeitsschwellenwerte (GFS) der LAWA 1999 und 2004 im Vergleich mit den Prüfwerten für den Wirkungspfad  
Boden-Grundwasser der BBodSchV, Anh. 2 
 
    LAWA LAWA BBodSchV     LAWA LAWA BBodSchV
    GFS GFS Prüfwerte     GFS GFS Prüfwerte 
Anorganische Schadstoffe   * ** Boden-GW Organische Schadstoffe       Boden-GW 
    1999 2004 1999     1999 2004 1999 
Antimon (Sb) μg/l 5 5   PAK, gesamt  μg/l 0,2 0,2 0,2
Arsen (As) μg/l 10 10 10 – Benzo[a]pyren μg/l 0,01 0,01   
Barium (Ba) μg/l 300 340   – ∑ Naphthalin u. Methylnaphthaline μg/l 2 1   
Blei (Pb) μg/l 10 7 25 LHKW, gesamt μg/l 10 20 10
Cadmium (Cd) μg/l 2 0,5   – ∑ LHKW, karzinogen  μg/l 3     
Chrom, gesamt (Cr) μg/l 50   50 – Chlorethen (Vinylchlorid) μg/l 0,5 0,5   
Chromat (Cr) μg/l 10 7   PBSM, gesamt  μg/l 0,5     
Kobalt (Co) μg/l 50 8   PBSM, Einzelstoff μg/l 0,1     
Kupfer (Cu) μg/l 20 14 50 PCB, gesamt  μg/l 0,05   0,05
Molybdän (Mo) μg/l 25 35   PCB, Einzelstoff  μg/l 0,01 0,01   
Nickel (Ni) μg/l 20 14 50 PCDD/F (ITE) μg/l 0,000005     
Quecksilber (Hg) μg/l 1 0,2 1 Kohlenwasserstoffe  μg/l 100 100   
Selen (Se) μg/l 10 7   BTX-Aromaten, gesamt  μg/l 10  20
Thallium (Tl) μg/l 1 0,8   – Benzol als Einzelstoff μg/l 1 1   
Vanadium (V) a) μg/l 20 4   Phenole, wasserdampfflüchtig  μg/l 20 8   
Zink (Zn) μg/l 300 58 500 Chlorphenole, gesamt  μg/l 1 1   
Zinn (Sn) μg/l 50     Chlorbenzole, gesamt  μg/l 1 1   
Cyanid, gesamt (CN μg/l 50 50 50          
Cyanid, leicht freisetzbar (CN-) μg/l 5 5             
Fluorid (F-) μg/l 750 750             
Chlorid mg/l   250             
Sulfat mg/l   240             
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